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An den schweizerischen Bundesrath. 



Diese Arbeit, welche wir in den ersten Monaten des Jahres 
1876 begonnen, hat wegen anderer, vielfacher und unsere ganze 
Thätigkeit in Anspruch nehmender Geschäfte, häufig, bisweilen 
sogar auf längere Zeit, unterbrochen werden müssen. Unter 
Verhältnissen entstanden, welche eine ausschliessliche Hingabe 
an einen Gegenstand von solcher Wichtigkeit nicht gestatteten, 
trägt das Werk nothwendigerweise die Merkmale der zahl- 
reichen Unterbrechungen an sich, denen es unterworfen war. 
Wenn wir Ihnen, Tit., dasselbe heute vorlegen, so werden wif 
dabei von dem Bestreben geleitet, die Sache des Volksunter- 
richtes womöglich in den Vordergrund der das öffentliche Leben 
beherrschenden Zeitfrägen zu rücken. Die drei letzten Sätze 
des Art. 27 der Bundesverfassung stellen an die Eidgenossen- 
schaft und die KaMone eine schwere und zugleich manche 
Bedenken erregende Forderung. Es ist vielleicht im gegen- 
wärtigen Augenblick nicht unangemessen, den Nachweis zu 
zu leisten, dass die Bundesbehörde die ihr gestellte Aufgabe 
nicht aus den Augen verloren, dass sie im Gegentheil diesem 
Gegenstande ihre ganze Fürsorge widmet. 

Bern^ den 20. November 1877. 

Der Chef 
des eidgenössischen Departements des Innern: 

Droz. 



L Entstehung der Bestimmnn^en des Art. 27, den 

Prlmarunterricht betreffend. 

1870—1872. 

Von der allgemeinen Erregung, die sich während der Kämpfe 
um die Bundesrevision der Gemüther in der Schweiz bemäch- 
tigt hatte, konnte die Frage des Volksunterrichtes nicht unbe- 
rührt bleiben. Zwei Ereignisse von höchster Bedeutung für 
die Geschichte der Gegenwart gaben dieser Frage damals eine 
besondere Beziehung zu dem eben Erlebten: die militärischen 
Erfolge, welche Deutschland davon getragen und die von der 
öffentlichen Stimme vor Allem der Ueberlegenheit seiner Volks- 
► schule zugeschrieben wurden — und die Proklamirung des 

Dogmas der päpstlichen Unfehlbarkeit, welche den Staaten 
neuerdings die Nothwendigkeit fühlbar machte, nicht der Kirche 
ausschliesslich die geistige Erziehung der Jugend zu überlassen. 
D esshalb standen die Schulreformen auch in ganz Europa auf 
der Tagesordnung. In der Schweiz unterwarfen mehrere be- 
deutende Kantone, Zürich, Thurgau, Neuenburg, Genf, ihre 
Unterrichtsgesetze einer vollständigen Erneuerung. Immer zahl- 
reicher wurden die Stimmen, welche die Oberaufsicht der Eid- 
genossenschaft über den Prlmarunterricht forderten und diese 
Begehren machten zuerst sich in den an die Bundesversammlung 
gerichteten Petitionen wegen Verfassungsrevision geltend. 

In seiner diese Revision behandelnden Botschaft vom 17. Juni 
1870 liess der Bundesrath die Frage des Primarunterrichts 
unberührt. Am 18. Juli desselben Jahres beschloss die national- 
räthliche Revisionskommission, < es sei ein Aufruf an die Bürger 
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< behufs Kundgebung ihrer Wünsche und Vorschläge bezüglich 
<der Revision zu erlassen. > Nur drei der Petitionen, die zu 
jener Zeit (vom August bis zum November 1870) in der Bundes- 
kanzlei einliefen, befassen sich mit der Volksschule. Eine in 
Luzem am 10. Oktober 1870 abgehaltene Versammlung von 
Liberalen formulirte in dieser Richtung folgenden Antrag: 
«Aufnahme einer Kompetenzbestimmung, durch ein Bundes- 
«gesetz ein Minimimi des Lehrzieles in der Volksschule auf- 
« zustellen; Einfluss des Bundes auf die Schulaufsicht, Gründung 
«schweizerischer Seminarien für die Volksschullehrer. > ^) — 
Ebenso verlangte eine Volksversammlung, die am 12. Juli 1870 
in Murten stattgefunden und deren Anträge am 18. Oktober 
eingereicht wurden, < Stellung der Volksschule unter die Aufsicht 
der Eidgenossenschaft. > ^) — Hiezu im Gegensatz stellte Dekan 
Klaus im Namen des Pius -Vereins von Ober -Toggenburg am 
7. November folgenden Antrag: « Vollkommene Lehr- und Lern- 
« freiheit ohne Schulzwang. Wer jedoch nicht Gedrucktes und 
« Geschriebenes lesen und seinen Namen schreiben kann , ist 

< weder stimm- noch vertragsfähig und steht unter Vormund- 
« Schaft. Lehrerpatente dürfen nur für Staatsschulen gefordert 
« werden. > ^) — Diese Theorie des Piusvereins , die so weit 
geht, den des Lesens und Schreibens Unkundigen mit dem 
bürgerlichen Tod zu belegen, während es viel einfacher wäre, 
ihn zum Schulbesuch zu verpflichten, ist denn doch, beiläufig 
gesagt, etwas gar zu wunderlich. 

Wie man sieht, waren die Anregungen aus der Mitte des 
Volkes bis dahin noch schwach; erst später sollten sie kräftiger 
auftreten. Die im Februar, März und April 1871 versammelte 
nationalräthliche Kommission selbst schenkte den eben von uns 
angeführten Begehren keine Beachtung. Man schien von der 
Annahme auszugehen, dass der Bund nur hinsichtlich des höheren 
Unterrichts Pflichten zu erfüllen habe. Die Berathung, welche 



^) ProtokoU über die Verhandlungen der Kommission des National- 
rathes, Anhang C, S. 22. 
*) ibid., S. 23. 
») ibid., S. 26. 






am 18. Februar über diese Frage stattgefunden, bezog sich 
nur auf Gründung einer Universität und anderer wissenschaft- 
licher Anstalten, zu denen man freilich auch Lehrerbildungs- 
schulen zählte, ohne dass sie indessen speziell erwähnt wurden. 
Der Verfassungsartikel erhielt demnach durch die Kommission 
folgende Kedaktion: 

€ Der Bund ist befugt, eine Universität, eine polytechnische 
€ Schule und andere höhere Unterrichtsanstalten zu errichten. >*) 

Von diesem Moment an wurden die Begehren bezüglich 
des Primarunterrichtes immer zahlreicher und dringender. Wir 
zählen vom März 1871 bis zum März 1872 nicht weniger als 
28 Petitionen, die mit dieser Frage sich beschäftigen. Die 
Mehrzahl derselben ging von grossen Volksversammlungen oder 
bedeutenden Vereinen aus. Citiren wir speziell die Eingabe, 
welche im Namen einer in Zürich am 14. Oktober 1871 abge- 
haltenen Lehrerversammlung durch den Centralausschuss des 
schweizerischen Lehrervereins am 8. November 1871 an die 
Bundesversammlung gerichtet worden. — Diese Gesellschaft 
forderte die Aufnahme folgenden Artikels in die Bundesver- 
fassung : 

«Die Sorge für den öfFe;itlichen Unterricht ist zunächst 
«Sache der Kantone. Der Bund hat aber das Recht und die 
«Pflicht, sich jederzeit von dem Zustande und den Leistungen 

< der Unterrichtsanstalten der Kantone zu überzeugen und die 
i Kantone von sich aus zu einer solchen Einrichtung und Füh- 

< rung der Volksschule anzuhalten, dass dadurch für Jedermann 
« das zur Erfüllung der allgemein menschlichen und bürger- 
« liehen Pflichten erforderliche Mass von Schulbildung gesichert 

< erscheint, sowie die Gesammtheit der Lehranstalten der Kan- 
«tone durch eidgenössische Lehranstalten zu ergänzen.»^) 

Der Centralausschuss des schweizerischen Lehrervereins 
entwickelte dann in einer beigefügten Denkschrift, in welcher 



*) Angef. Protokoll, S. 72, 73 und 238. 

^) Protokoll über die Yerhandlungen der Kommisdon des Ständerathes, 
Anhang, S. 15. 
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Weise geiner Ansicht nach bei Anwendung dieser Prinzipien 
zu verfahren sei. Die Kantone hätten nämlich ihre Schul- 
gesetze der Genehmigung des Bundes zu unterstellen. Dieser 
hätte Inspektionen und Prüfungen in den Kantonen anzuordnen, 
ein Minimum der Schulpflichtigkeit und das Minimum der Kennt- 
nisse festzustellen, welche von einem Lehrer gefordert werden 
müssten. Der Bund würde ferner bestimmen , unter welchen 
Bedingungen die Kantone für die ganze Eidgenossenschaft 
gültige Lehrerpatente ertheilen könnten. Er würde auch ein 
bindendes Minimum für Lehrerbesoldungen festsetzen und end- 
lich die nöthigen Massregeln ergreifen, um der Schule ihre 
vollständige Unabhängigkeit von der Kirche zu garantiren. 

Der Central-Ausschuss der Lehrer der romanischen Schweiz 
ging in seinen am 10. Dezember 1871 eingereichten Anträgen 
nicht so weit. Sie lauteten: 

< 1) Die Kantone sind im Unterrichtswesen souverän. Der 
«Bund hat das Recht, den Primarunterxicht für unentgeldlich 
«und obligatorisch zu erklären. Er kann-, doch nur so weit 
« es die Noth wendigkeit gebietet, sich durcb «temporäre Abord- 
« nungen über den Zustand des öffentlichen Unterrichts in den 
«Kantonen Einsicht verschaffen.. 

«2) Die Leitung und Besorgung der öffentlichen Primar- 
« schulen darf religiösen Korporationen nicht übertragen werden. 

« 3) Die Schule soll soviel als möglich von der Kirche 
« unabhängig sein. — Dem Lehrer wird ausserhalb seiner amt- 
« liehen Thätigkeit volle politische und religiöse Freiheit ge- 
« währleistet. » *) 

Im Gegensatz zu diesen Wünschen der grossen Masse der 
Primarlehrer und einer ansehnlichen Zahl von Schulfreunden 
müssen wir noch die aus Freiburg unterm 22. November 1871 
eingelaufene und vom Komite einer Versammlung von Pro- 
fessoren, Schulinspektoren und Lehrern dieses Kantons unter- 
zeichnete Petition erwähnen, denen sich Familienväter und 



^) Anbang zum Protokoll der ständeräthlichen Eommission, S. 24. 
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andere Freunde des Unterrichts angeschlossen. (Präsident Herr 
Nationalrath Wuilleret) 

Die Petitionäre brachten folgende Schlussanträge: 

«1) Unbedingte Freiheit der Familienväter und Souverä- 
«netät der Kantone in Fragen der Erziehung und der Schule 
«auf allen Stufen des Unterrichts. 

«2) Für die Kantone und Gemeinden das Recht, die Er- 
«Ziehung der Kinder religiösen Körperschaften anzuvertrauen. 

« 3) Anstatt Trennung von Kirche und Schule Verbindung 
«von Kirche und Schule, des Priesters und des Lehrers, des 
«Katechismus und der Grammatik, Gottes und der Wissen- 
« Schaft ...>'') 

Während diese Bewegung für und wider die Einmischung 
des Bundes in die Fragen des Primarunterrichtes in der öffent- 
lichen Meinung einen immer stärkeren Ausdruck fand, hatte 
auch die Revisionskommission des Ständerathes ihre Arbeit 
beendigt (10. — 19. Mai 1871), sich aber mit der Volksschule nur 
beiläufig beschäftigt, und dies geschah gelegentlich eines An- 
trages von Herrn v. Hettlingen (Schwyz), der in die Gruppe 
der die Gewissensfreiheit behandelnden Fragen einen folgender- • 
massen lautenden Spezialartikel einschieben wollte: «DieUnter- 
« richtsfreiheit ist gewährleistet. Der kantonalen Gesetzgebung 
«bleibt es jedoch vorbehalten, etwaige Bestimmungen über 
«Nachweis der Befähigung aufzustellen.» 

Bei Begründung seiner Motion erklärte Herr v. Hettlingen, 
dass er durch dieselbe den Eltern das Recht sichern möchte, 
für ihre Kinder nur solche Erzieher zu wählen, \yelche ihnen 
vollständiges Vertrauen einflössen. Er betrachtete dieses Recht 
als eine logische Folge der Gewissensfreiheit. — Diese Motion 
aber gefährdete das Prinzip des obligatorischen Primarunter- 
richts, indem si^ in ihrer allgemeinen Fassung den Kantonen 
das Recht zu entziehen schien, von den dem Lehrfach sich 
widmenden Personen noch etwas Anderes als den Nachweis 
der Befähigung zu fordern. Die Freiheit, welche Herr v. Hett- 



^) Loco citato, S. 29. 
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lingen den Eltern in der Wahl der Erzieher für ihre Kinder 
vorbehalten wollte, grenzte nahe an die Freiheit, ihnen über- 
haupt keinen Unterricht ertheilen zu lassen. Die Motion wurde 
desshalb auch sofort von Herrn Eugen Borel bekämpft, welcher 
eventuell, im Falle die Kommission sich wirklich mit dem Er- 
ziehungswesen befassen wollte, die Beifügung der zwei folgen- 
den Alinea zu der Motion Hettlingen beantragte: 

«Alle Kantone sind verpflichtet, für obligatorischen und 

< unentgeldlichen Primarunterricht zu sorgen. 

« In den öffentlichen Schulen darf der Unterricht mit Aus- 

< nähme des Keligionsunterrichtes nur Lehrern weltlichen Standes 
«übertragen werden.» 

Nachdem die eventuelle Abstimmung über diese beiden 
Alinea* eine Stimmenmehrheit aufgewiesen, beeilte sich Herr 
u Hettlingen, seinen Antrag zurückzuziehen, so dass die ganze 
Frage fallen gelassen wurde.®) 

Sie wurde vom Nationalrath bei Beginn der Diskussion 
über die Revision wieder aufgenommen (Sitzung vom 7. November 
1871). Art. 2 der Bundesverfassung bezeichnet als allgemeine 
Aufgaben der schweizerischen Eidgenossenschaft : ^Behauptung 
der Unabhängigkeit des Vaterlandes gegen aussen, Handhabung 
Von Ruhe und Ordnung im Innern, Schutz der Freiheiten und 
der Rechte der Eidgenossen und Beförderung ihrer gemein- 
samen Wohlfahrt > : ein prächtiges Frontispiz mit einer schönen 
Devise. 

Herr Professor Desor war der Ansicht, man sollte diese 
Devise ergänzen, indem man zu den angegebenen Aufgaben der 
Eidgenossenschaft noch die Fürsorge für den öflentlichen Unter- 
richt hinzufüge. Der Berichterstatter der Kommission aber, 
Herr Anderwert, erklärt, dass die durch eine solche Bestim- 
mung präjudizirte Centralisation des öffentlichen Unterrichts 
auf zu heftigen Widerspruch stossen würde; die Kommission 
beschränkte sich desshalb darauf, die Errichtung höherer Bil- 
dungsanstalten in Aussicht zu stellen, übrigens würde sie die 



8) S. das Protokoll, S. 85. 
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Frage bei Behandlung der wichtigen Petition der schweizeri- 
schen Lehrer wiederum zu prüfen haben. 

Herr Desor beharrte nicht auf seinem Vorschlag.^) 

Am 14. November wurden folgende Anträge im National- 
rath vertheilt: 

Antrag des Herrn Jolissaint: 

« Der Bund ist berechtigt, eine Universität, eine polytech- 
«nische Schule und andere öffentliche Unterrichtsanstalten zu 
«errichten, wie Seminarien, Industrieschulen, Kunst- und Ge- 
« werbeschulen (Technikum) etc. 

«Der Bund übt das Aufsichtsrecht über den Primarunter- 

< rieht im Umfange der ganzen Schweiz aus. 

«Die kantonalen Gesetze über diesen Unterricht werden 
« der Genehmigung des Bundesrathes unterbreitet, der darüber 
« zu wachen hat, dass unentgeldlicher obligatorischer Unterricht 
«eingeführt und der dogmatisch -konfessionelle Unterricht aus 
«den öffentlichen Schulen ausgeschlossen werde. 

<Der Bund setzt ein Minimum für die Dauer des obliga- 
« torischen Besuches der Primarschulen fest, sowie für die Be- 
« soldung der Lehrer und das Prüfungsprogramm für Erlangung 
« der Diplome. 

« Der Beruf eines Lehrers an einer öffentlichen Schule ist 
«mit der Eigenschaft eines Mitgliedes religiöser Orden unver- 

< einbar. > 

Antrag des Herrn Dr. Urech: «Der Bund übt das Ober- 
« aufsichtsrecht über den Primarunterricht aus. Ein Bundes- 
« gesetz bestimmt das Minimum der Leistungen, welche hin- 
« sichtlich der Dauer des Unterrichts (Zahl der Jahre und der 
« Klassenstunden), sowie der Kenntnisse gefordert werden, die 
« die Lehrer besitzen sollen. 

«Der Bund ist berechtigt, höhere Unterrichtsanstalten 
« allein oder in Verbindung mit den Kantonen zu gründen.» 

Antrag des Herrn Zangger: < Die Kantone sorgen für obli- 

< gatorischen und unentgeldlichen Volksschulunterricht. Der 

*) S. das Bulletin der Verhandlungen der schweiz.'^undesversainmlung 
von Elie Dncommun, damals Uebersetzer im Nationalrath. I, S. 17 und 18. 



— 12 — 

«Bund überwacht diesen Unterricht und hat das Recht, ein 
«Minimum der Kenntnisse zu bestimmen, welche die Schüler 
«sich anzueignen haben. 

<Der Bund hat das Recht, eine Universität, eine poly- 

< technische Schule und andere höhere öffentliche Unterrichts- 
« anstalten zu errichten, » ^^) 

Am* 16. November wurden wieder zwei neue Anträge ein- 
gebracht, nämlich: 

Antrag des Herrn Fracheboud: < Jeder christlichen Kon- 
« fession ist die ungeschmälerte Erhaltung ihrer Schulen, ihrer 
«religiösen und geistlichen Anstalten gewährleistet, sowie auch 

< die unbeschränkte Befugniss, Anstalten dieser Art zu gründen 
«oder zu errichten. > 

Antrag des Herrn de Müville: «Die Freiheit des Unter- 
«richts ist gewährleistet. 

< Der Bund hat die Befugniss, eine Universität, eine poly- 

< technische Schule und andere höhere öffentliche Unterrichts- 

« anstalten zu errichten. 

«Der Primarunterricht ist obligatorisch. Der Staat dart 
«denselben keiner religiösen Körperschaft anvertrauen.»^^) 

Bei den Petitionen, wie man sieht, war die Bewegung nicht 
stehen geblieben; vom Volke ausgegangen, verbreitete sie sich 
im Schoosse der Bundesversammlung. Nachdem es der Frage 
nicht geglückt war, mehr als eine einzige Stimme in den Re- 
visionskommissionen der beiden Räthe zu finden, machte sie 
nun so unaufhaltsame Fortschritte, dass man nur noch darauf 
bedacht war, sie vermittelst verschiedener Gegenanträge in 
ihrem Laufe zu hemmen. Die erste grosse Debatte erfolgte in 
der Sitzung des Nationalrathes vom 12. Dezember. 

Die kürzlich noch einstimmige Kommission hatte sich in 
Mehrheit und Minderheit gespalten. Die Mehrheit, in deren 
Namen Herr Heer den Bericht erstattete, beharrte auf Nicht- 
eintreten. Diese Mehrheit bestand aus Mitgliedern, welche 
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grundsätzlich dagegen waren , dass der ' Bund sich mit dem 
Primarunterricht befasse, und aus solchen, die, obschon sie die 
Wünschbarkeit dieser Einmischung in vielen Beziehungen an- 
erkannten, sich nicht über die Tragweite der neuen, in die 
Verfassung einzuführenden Bestimmung hatten verständigen 
können. 

Der Berichterstatter (Herr Heer), der zu den letzteren 
gehörte, wies von vornherein in ihrem und in seinem Namen 
jede Verdächtigung, als wären sie Feinde des Volksunterrichts, 
zurück. Für sie handelte es sich ausschliesslich um folgende 
politische Frage: Soll die Kompetenz in Sachen des Primar- 
unterrichts den Kantonen verbleiben oder soll sie dem Bund 
anvertraut werden. Durch Annahme der letzteren Alternative 
würde man aber einen bedeutenden Schritt auf der Bahn der 
Centralisation vorangehen und den Kantonen einen beträcht- 
lichen Theil ihrer Souveränetät rauben, denn es würde ihnen 
von ihrem eigentlich intellektuellen Leben so zu sagen nichts 
mehr bleiben. Sogar von pädagogischem Gesichtspunkte aus 
würde man die Anstrengungen lähmen, die von den Kantonen 
seit etwa dreissig Jahren auf dem Gebiete des Schulwesens 
gemacht werden. Man würde sie entmuthigen und wenn da 
und dort auch einige schnelle Fortschritte durch eidgenössische 
Intervention zu erreichen wären, so würde man hingegen die 
Vortheile eines langsamen, aber regelmässigen Fortschrittes 
aufs Spiel setzen, den man mehr oder weniger überall wahr- 
nehmen könne. 

Was zudem die Prinzipien selbst betrifft, die man durch 
eine neue Verfassungsbestimmung einzuführen gedenkt, so hält 
die Mehrheit sie für überflüssig, ja für gefährlich. Es ist über- 
flüssig, von obligatorischem Primarunterricht zu sprechen, da 
derselbe schon in allen Kantonen, mit Ausnahme Genfs, vor- 
handen ist, und auch hier werde das Schulgesetz in dieser 
Richtung revidirt. Es ist nicht bewiesen, dass die ünentgeld- 
lichJceit des Volksunterrichts ein Vortheil sei, denn in den Augen 
vieler Eltern erhält die Schule erst durch das Schulgeld einen 
Werth. Der Redner ist ein Anhänger der Unentgeldlichkeit, 
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hält aber dafür,, dass der Bund nicht das mindeste Interesse 
habe, an einer Bewegung Theil zu nehmen, die sich im Schoosse 
der Kantone von selbst erfülle. Was den Ausschluss der reli- 
giösen Orden aus der Schule betreffe, so liefe man Gefahr, in 
der besten Absicht mehr Uebles als Gutes zu erreichen. Man 
besitze keine vollständigen Nachweise über die Ausdehnung, 
welche diese religiösen Orden in der schweizerischen Schule 
gewonnen haben, so dass es schwierig ist, zu wissen, ob es 
sich der Mühe lohne, in dieser Hinsicht eine Bestimmung zu 
treffen. Uebrigens biete der Verfassungsartikel, der den Aus- 
schluss der Jesuiten ausspricht, Garantie genug. ^^) 

Herr Stämpfli erstattete Namens der Kommissionsminder- 
heit Bericht. Sie beantragte folgende Bestimmungen: 

«Der Unterricht der Primarschule ist obligatorisch und 
« unentgeldlich. Geistlichen Orden darf derselbe nicht über- 
« tragen werden. 

«Der Bund kann über das Minimum der Anforderung an 
« die Primarschule gesetzliche Bestimmungen erlassen. » Unter- 
zeichnet: Anderwert, Friderich, Stämpfli, Jolissaint, S. Kaiser, 
Scherer, Wirth. 

Der Berichterstatter hob zuvörderst hervor, wie unlogisch 
es sei, dass die Eidgenossenschaft durch Errichtung höherer 
Unterrichtsanstalten sich für das Studium Weniger interessire 
und den Primarunterricht vernachlässige, der allein der grossen 
Menge zu Gute komme. 

«Jedes Jahr, sagt er u. A., treten 60 bis 70,000 Kinder 
aus den Primarschulen; kaum 600 bis 800 von ihnen werden 
aus den höheren Unterrichtsanstalten Nutzen ziehen ; man würde 
also für 99 Prozent dieser Kinder nichts gethan haben. Das 
ist keine unbedeutende Thatsache. 

« Man habe in die Verfassung einen Artikel gebracht, laut 
welchem der Bund in den Kantonen zu Gunsten öffentlicher 
Arbeiten einschreiten könnte. Andere Artikel betreffen die 
Auflforstung, die Wasserbauten, die Eisenbahnen, die Banken, 
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die Niederlassung , das Recht zur Ehe u. «. w. Diese Artikel 
bilden eine Gesammtheit 'von materiellen Bestimmungen, wel- 
chen ein Artikel über das geistige Leben des Volkes nicht 
schlecht anstehen würde. 

«Uebrigens könne es dem Bunde nicht gleichgültig sein, 
ob die jungen Leute, welche er zum Militärdienste beruft, mehr 
oder weniger gebildet seien. Das politische Leben wird von 
Jahr zu Jahr bei uns demokratischer, indem nämlich das Volk 
berufen wird, zu dem Werke der Gesetzgebung beizutragen» 
Es sei folglich auch dem Bunde nicht gleichgültig, ob die 
99 Prozent Kinder, welche die Schule verlassen, einen gewissen 
Bildungsgrad erreicht haben. 

« Die Minderheit sei der Meinung , dass man unter allen 
Umständen in der Verfassung einige wesentliche Grundsätze 
feststellen solle, in der Voraussetzung, dass die kommenden 
Geschlechter sie zum Besten der allgemeinen Interessen aus- 
dehnen. 

« Sie beantrage obligatorischen Primarunterricht. Herr Heer 
habe behauptet, dass er in allen Kantonen, ausser einem, ein- 
geführt sei, aber man könne nachweisen, dass eine zu grosse 
Zahl Lesens und Schreibens Unkundiger unter unsern jungen 
Soldaten sich vorfinden. 

«Sie beantrage, dass der Primarunterricht unentgeldlick 
sei; denn sobald man die Eltern zwinge, ihre Kinder in die 
Schule zu schicken, sei es unbillig, sie dafür zahlen zu lassen. 

. < Sie beantrage auch , dass der Primarunterricht keinen 
Mitgliedern geistlicher Orden übertragen werden dürfe. Sie 
sei aber der Meinung, dass es für den Augenblick zu schwierig 
wäre, in unbedingter Weise die Geistlichen der einen oder 
der andern Konfession von der Schule auszuschliessen, und das& 
es unter Umständen ärgerlich sein könnte, die Schule um die 
Dienste, welche ihr die Prediger oder Weltpriester leisten 
könnten, zu bringen. Dagegen aber glaube sie, dass der von 
den Ordensmitgliedern ertheilte Unterricht von fremdartigen, 
ausländischen Anschauungen durchdrungen sei, und dass in 
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dieser Beziehung die Vorschriften bezüglich der mit den 
Jesuiten afl51iirten Orden nicht genügend seien. 

«Endlich in Bezug auf das zweite Alinea veranlasse die 
darin enthaltene Bestimmung die nothwendige Bestellung von 
Bundesinspektoren nicht. Es handle sich nur darum, dem Bunde 
eine allgemeine Befugniss zu ertheilen und dem Verständniss 
der Zukunft die Sorge zu überlassen, diese Befugniss im Geiste 
und zum Besten des Ganzen zu entwickeln. » ^^) 

Der von Herrn Stämpfli empfohlene Antrag war, wie wir 
gesehen, von sieben Mitgliedern der Kommission unterzeichnet, 
die im Ganzen aus neimzehn Mitgliedern bestand. Drei andere 
Mitglieder, die Herren Ruchonnet, Philippin und Battaglini 
hatten sich ebenfalls von der Majorität getrennt, um einen 
Separatantrag zu stellen, so dass die Mehrheit auf neun Mit- 
glieder verkürzt, d. h. zur Minorität wurde. Hier der Wort- 
laut des letzteren Antrages: 

«Die Organisation des Primarunterrichtes und die Ver- 
« fügungen zur Deckung des Budgets desselben sind Sache der 
«Kantone unter folgenden Vorbehalten: 

«1) Der Primarunterricht soll obligatorisch, unentgeldlich 
«und weltlich sein. 

«2) Durch ein Bundesgesetz ist ein Programm über das 
«Minimum des in den Primarschulen zu ertheilenden Unter- 
«richts festzustellen. 

«3) Der Bund ist befiigt, die Ausführung der vorstehend 
« unter Ziff. Nr. 2 angeführten Vorbehalte sicher zu stellen. » 

Herr RucJimmet war Berichterstatter Namens dieser zweiten 
Fraktion der Kommission, die auf den Gegenstand eintreten 
wollte. Nachdem er darauf hingewiesen, dass wenn er auf dem 
Gebiete der materiellen Interessen sich dagegen erhoben, dass 
man die Kantone ihrer Souveränetät zu Gunsten der Central- 
gewalt beraube, so erkläre er, dass er hier, wo es sich darum 
handle, auf dem Gebiete des Volksunterrichts allgemeine Grund- 
sätze aufzustellen, nach denen die Kantone sich zu richten 
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hätten, noch weiter gehe als die Kommissionsminderheit. Er 
stimmt mit dieser tiberein, soweit es sich um die Grundsätze 
des Schulzwanges und der Unentgeldlichkeit handelt; hingegen 
könne er sich mit dem Ausschluss der religiösen Orden nicht 
befriedigt erklären, weil er sich nur auf die Katholiken beziehe. 
Sein Antrag, den Primarunterricht für weltlich zu erklären, 
sei allgemeiner, er stelle sämmtliche Konfessionen auf denselben 
Fuss und berücksichtige das Prinzip der Gleichheit. 

«Welches, sagt der Redner, ist die Begi'ündung des Rechts, 
mit welchem der Staat den Unterricht obligatorisch erklärt? 
Es ist zunächst der Schutz, den man den Kindern schuldig ist, 
deren pflichtvergessene Eltern sie in unheilbarer Unwissenheit 
aufwachsen lassen; dann besonders der Umstand, dass der 
Staat zu seinem eigenen Bestände Bürger heranbilden muss. 
Die Primarschule muss demnach eine Schule für das bürger- 
liche Leben sein. 

« Nun aber sind die geistlichen Orden aus Leuten zu- 
sammengesetzt, welche geloben, ein anderes Leben als das der 
übrigen Menschheit zu führen. Von diesen Leuten kann man 
nicht erwarten, dass sie Männer und Bürger zur Ausübung von 
Pflichten heranbilden, denen sie sich entzogen haben. Jene Leute 
haben das Gelübde der Ehelosigkeit abgelegt, sie haben ihre 
Familien verlassen; ihnen sollte man den Auftrag geben, ihre 
Zöglinge zu Familienvätern, zu Hausfrauen heranzubilden ! Sie 
haben dem öffentlichen Leben den Rücken gekehrt, sie haben 
gewissermassen der Welt entsagt und von ihnen möchte man 
verlangen, dass sie die Jugend zu den Pflichten des Bürgers, 
zu den. Tugenden des Mannes erzögen, der mit der Gesellschaft 
leben und ihre Kämpfe mitkämpfen soll! Das ist nicht mög-v 
lieh. Man muss es aussprechen, eine grosse Zahl dieser 
Ordensleute besteht aus Fremden, aber alle sind sie einer 
Obedienzregel unterworfen, welche den Landesgesetzen nicht 
im Entferntesten gleicht, und alle empfangen sie ihre Parole 
von einem Souverän, der im Auslande residirt. > ^*) 
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Diess sind die Gründe, aus welchen der Redner den Aus- 
schluss der religiösen Orden billigt, doch diess genügt ihm 
nicht; er fordert einen vollständig weltlichen Unterricht,, so- 
wohl hinsichtlich des Lehrstoffes als der Person, welche unter- 

« 

richtet; er ist mit andern Worten der Ansicht, dass die Re- 
ligion auf dem obligatorischen Theil des Programmes keinen 
PJatz finden dürfe und die Lehrer nicht geistlichen Standes 
sein sollen, 

«Der Staat, sagt Herr Buchonnet^ hat das Recht, den 
Familienvätern die Pflicht aufzuerlegen, dass sie ihren Kindern 
den Unterricht in den wissenschaftlichen Wahrheiten ertheilen 
lassen, welche unbestrittene Wahrheiten seien, deren strenger 
Beweis gegeben worden und jeden Tag gegeben werden könne ; 
wenn es sich aber um Glaubenssatzungen handle, dann müsse 
das Recht des Staates dem Rechte des Familienvaters nach- 
stehen. 

«Die religiöse Freiheit fordert, dass der Staat den Glauben 
selbst des geringsten Bürgers achte, und dass er nicht ver- 
suche, ihm oder seinen Kindern einen andern Glauben aufzu- 
drängen. Der weltliche Charakter dei* Schule ergibt sich aus 
den beiden Grundsätzen : die obligatorische Schule und die Frei- 
heit des Glaubens. 

« Wenn übrigens der Redner auf diesem Gebiete die Auto- 
rität der Familie unbedingt gewahrt wissen will, so halte er 
nicht weniger als jeder Andere auf den religiösen Unterricht, 
doch will er diese Autorität nicht geschwächt sehen. Der Lehrer 
wird weltlichen Standes sein, der Religionsijnterricht aus dem 
obligatorischen Lehrplan entfernt werden, das ist Alles; dess- 
wegen soll aber der Lehrer oder Pfarrer nicht gehindert sein, 
nach den obligatorischen Schulstunden den Religionsunterricht 
zu ertheilen. Die Volkserziehung kann dabei nur gewinnen. 
In den katholischen Schulen nehmen die geistlichen Uebungen 
zum Nachtheil des Unterrichtes einen bedeutenden Platz ein. 
Mehrere Kantone fordern von den Lehrbrüdern oder Lehr- 
schwestern gar kein Befähigungszeugniss und doch sei dieses 
Privilegium durchaus nicht durch den Bildungsgrad dieser 
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Ordensmitglieder gerechtfertigt. Mit Annahme des Antrages 
der zweiten Kommissionsminderheit wird all diesen Missbräuchen 
rasch ein Ziel gesetzt. » ^^) 

Die Verhandlungen des Nationalrathes dauerten drei Tage 
(12., 13. und 14. Dezember). Dreissig Redner Hessen sich ver- 
nehmen und eine grosse Zahl der schon durch die drei Bericht- 
erstatter angeführten Argumente wurde natürlicherweise in 
der Debatte wiederholt. Wir beschränken uns darauf, die neuen 
Gesichtspunkte zu bezeichnen, welche von der einen und der 
andern Seite bezüglich der fünf Hauptfragen , imi die es sich 
handelte, dargelegt wurden: die Eintretensfrage, der Schul- 
zwang,' die Unentgeldlichkeit, die Weltlichkeit und das Minimal- 
mass. 

Eine ziemlich grosse Rednerzahl bekämpfte das Eintreten 
in die Frage. 

Herr Karrer. «Das Ziel, dem Alle zustreben, ist die Ent- 
wicklung des öffentlichen Unterrichts. Werde aber dieses Ziel 
besser erreicht werden, wenn in die Bundesverfassung der 
Grundsatz der Einmischung des Bundes in Schulsachen ein- 
geführt sein werde ? Nein, diese Intervention wird eher schäd- 
lich als nützlich sein. Sie wird unnütz sein, weil in allen 
Kantonen löbliche Anstrengungen gemacht werden, um die 
Schulen zu verbessern. Sie würde auf ernste Schwierigkeiten 
stossen, denn der Primarunterricht zerfällt in eine Menge 
Einzelheiten, auf welche der Bund fast unmöglich in wirksamer 
Weise sich einlassen könnte ; es sei denn, er habe einen ganzen 
Generalstab zu seiner Verfügung. Wie viel Bundesinspektoren 
bedürfte es, um eine Aufsicht über 8000 Schulen und 500,000 
Schüler auszuüben? Der Bund steht in dem Rufe, reich zu 
sein. Alles zu vermögen und überhaupt da zu sein, um den 
Kantonen Lasten abzunehmen. Sobald der Bund werde in den 
Primarunterricht mitreden können , werde man . sich dann an 
den Gedanken gewöhnen, dass er auch finanziell einzuschreiten 
habe, und man werde im Eifer nachlassen und weniger arbeiten. 

^^) Loc. cit. 
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Der Redner erachtet, dass, wenn der Bund in diese Sache ein- 
greifen wolle, er bei durchgeführter Militärcentralisation die 
Bedingungen festsetzen könne, die er an die geistige Entwick- 
lung der Rekruten zu stellen berechtigt sei. » ^^) 

Herr Peyer im Hof, «Der Umstand, dass die Minderheit 
der Kommission abweichende Anträge gebracht und dass diese 
bald modifizirt, bald aufgegeben worden seien, spricht gegen 
das Eintreten. Sämmtliche Mitglieder der Versammlung wollen 
die Entwicklung des Primarunterrichts. Indessen hierum han- 
delt es sich nicht, sondern um die Frage, unter welcher Aegide 
der Volksunterricht künftig gepflegt werden solle. Man ver- 
weise auf die Nachbarländer, welche in dieser Richtung bereits 
mit grösserer Centralisation vorgegangen seien. Hierin liege 
aber kein entscheidender Grund. Richtiger x werde man sich 
darauf berufen, dass die Schweiz dem jetzigen Zuge der Zeit 
sich nicht entziehen könne, und dieser Zug werde in der That 
mächtiger wirken, als jede Aufsicht, welche der Bund auszu- 
üben habe; diesem Zuge werden im eigenen Interesse weder 
die Kantone noch die Gemeinden sich verschliessen können. »^^) 

Herr Pictet de la Bive « kann die Einmischung des Bundes 
in diese Angelegenheit nicht zugeben. Mehrere Redner hätten 
zwar versucht, die Versammlung über die Konsequenzen zu 
beruhigen, doch sei zu befürchten, dass man beim ersten Kon- 
flikte Bundesinspektoren und ein eidgenössisches Departement 
des öffentlichen Unterrichts bekommen werde. Der wahre Fort- 
schritt ist langsam. Er muss aus dem Volke selbst und den 
mit ihm einigen Kantonsbehörden hervorgehen. So treibt er 
tiefe Wurzeln und ist sicherer und zuverlässiger, als wenn er 
aufgenöthigt wird. »^®) 

Herr Wirz. «Dem Bunde eine ausgedehnte Kompetenz in 
Sachen des Primarunterrichtes einräumen, wäre ein gefährlicher 
Schritt, der -zu Ausgaben verleiten würde, zu denen die eid- 
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genössischen Finanzen nicht hinreichen können. Es würde 
damit den Kantonen eine ihrer wichtigsten Befugnisse ge- 
nommen, der gegenseitige Wetteifer unter denselben wtlrde 
abgestumpft und man käme so zur Centralisation , der Quelle 
der politischen Unwissenheit. » ^®) 

Herr Wach. «Der öffentliche Unterricht ist das Letzte, 
was die Kantonalsouveränetät auifeeben kann ; ohne ihn ist der 
Kanton nur noch ein Bruchtheil des Einheitsstaats. »2®) 

Rerr Wuilleret «Die Regel in der Schweiz ist, der Central- 
gewalt nur die Befugnisse zu ertheilen, welchen die Kantone 
nicht entsprechen können. Es ist z. B. thunlich, dem Bunde 
die Befugniss zur Errichtung grosser Anstalten für den höheren 
Unterricht zu ertheilen, doch sind die Kantone besser gestellt 
als er, um für den Primarunterricht zu sorgen. In diesen Dingen 
entwickelt nichts den Fortschritt so sehr als der Wetteifer, 
die Konkurrenz, wie man es bei den kleinen Republiken des 
alten Griechenlands gesehen. Wenn das Schweizervolk in dieser 
Beziehung nicht zurückgeblieben ist, so ist der Lehrfreiheit 
und dem Wetteifer unter den Schulen die Entwicklung des 
öffentlichen Unterrichts zuzuschreiben.»^^) 

Herr Escher. « Die Centralisation des . Primarunterrichts 
wird keinen praktischen Nutzen bringen. Redner verneint es 
vom pädagogischen Standpunkte und glaubt, dass in politischer 
Beziehung diese Centralisation mehr der Idee eines Einheits- 
staates als eines Bundesstaates entspreche. Wenn man eine 
Fahne entfalten wolle, so müsse man auch den Muth haben, 
sie sehen zu lassen und genau anzugeben, was man eigentlich 
beacbsichtige.3^^^) 

Herr Segesser. «Wie auch immer die Redaktion im Sinne 
der Kommissionsminderheit gewählt werde, so müsse sie doch 
unvermeidlich zur Centralisation alles öffentlichen Unterrichtes, 



1») Bulletin, S. 495. 

«0) Bulletin, S. 498. 

«1) Bulletin, S. 499. 

2^) Bulletin, S. 503. 



— 22 — 

von der Spitze, der Universität, bis zu den Wurzeln, den Primar- 
schulen, führen. > 2^) 

Auf diese Argumente antworteten die Redner, welche für 
das Eintreten waren, wesentlich mit folgenden Gegengründen: 

Herr Anderivert « Diejenigen Kantone, welche sich gegen- 
wärtig Mühe geben, ihre Primarschulen zu verbessern, werden 
sich nicht über die Einführung einer Massregel zu beklagen 
haben, welche dem Bunde Befugnisse in Schulsachen einräumt. 
Sie werden im Gegentheil daraus Nutzen ziehen, da sie, vom 
Bunde unterstützt, weniger mit den Gemeinden zu kämpfen 
haben werden, um die finanziellen Opfer, welche diese Neue- 
rungen erheischen, zu erlangen. Diese Befugniss ist eine 
politische Konsequenz der neuen Grundsätze, welche bis jetzt 
in die Verfassung aufgenommen worden. Wenn man dem Leben 
der Schweiz als Bundesstaat mehr Impuls geben will, so muss 
man vorsehen, dass so viel als möglich die Höhe der Bildung 
in allen Theilen der Schweiz eine gleiche sei. Die Kantone 
wej'den Alles aufbieten, möglichst gute Ergebnisse im öflFent- 
lichen Unterrichte zu erzielen, um so der Bundesmahnung zu ent- 
gehen; andererseits wird der Bund durch die ihm übertragene 
Befugniss zu einer genauen Schulstatistik gelangen.»^*) 

Herr Zangger. « Die Kantone sollen die Schule haben, dem 
Bunde aber soll die Aufsicht, die Mahnung zustehen. Da ein- 
zelne Kantone' das Nöthige nicht leisten können oder nicht 
leisten möchten, so muss jetzt ein Zusammenwirken stattfinden. 
Die Kantone, selbst die kleinen, können sich der politischen 
Strömung nicht mehr fem halten; wie aber sollten sie einen 
Einblick, einen Begriff der Dinge, die um sie vorgehen, be- 
kommen, wenn der Einzelne nicht lesen kann? Denn die Lands- 
gemeinde genüge bei ihrer kurzen Dauer zur Erziehung des 
Bürgers nicht mehr. Die freie Niederlassung ist nur unvoll- 
ständig, vielleicht stellenweise nicht ausführbar, wenn der Bürger 
nicht die Gewissheit habe, da, wo er sich niederzulassen beab- 
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sichtigt/' Schulen für seine Kinder zu finden. Der centralisirten 
Militärorganisation wird aus gutem Schulunterricht ein mäch- 
tiger Hülfsfaktor erstehen, denn ein guter Primarunterricht 
muss die Instruktion um Vieles erleichtern. Man hat das Schul- 
wesen der Schweiz hoch gepriesen und ihr einen gewissen 
Vorrang über die andern Völker Europa's eingeräumt. Redner 
fragt, ob sich diess heute noch behaupten lasse. Die Antwort 
ist für die Durchschnittsbildung eine negative. » ^^) 

Herr Carteret «hat kein grosses Vertrauen zu der lang- 
samen Entwicklung im Unterrichtswesen, von der Herr Heer 
gesprochen. Man muss dieser Entwicklung nachhelfen, denn 
als man die ersten Eisenbahnen in der Schweiz baute, hatte 
man geglaubt, dass nun überall Licht eindringen werde, und 
doch bleiben einzelne Kantone , welche von Eisenbahnen und 
Telegraphen durchschnitten werden, das, was sie gewesen, weil 
die Geister nicht hinlänglich erleuchtet sind, um sich von 
klerikalen Einflüssen frei zu machen. Es gibt eine wahrhafte 
und wirkliche Einheit, die sich vermittelst der Verfassungs- 
revision verwirklichen lasse, indem man das staatsbürgerliche 
Einheitselement durch die Schule fest begründet. > 2^) 

Herr Schäppi. «Die 25 verschiedenen Schulgesetzgebungen 
sind Schranken, welche viel mehr die Bürger trennen, als es 
die Scheidungen auf materiellem' Gebiet thun würden. Sie sind 
der Wehrkraft unseres Landes schädlich. Was Deutschland die 
Kraft und den Sieg verliehen hat , . ist der Volksunterricht. 
Andererseits muss man dem Volke, wenn man ihm neue Rechte 
gewähren wolle, gleichzeitig seine geistige Entwicklung sichern. 
Man spricht von Abschaffung der Todesstrafe ; vor allen Dingen 
ist es 'nöthig, das Volk moralisch zu heben, indem man den 
Primarunterricht verbessert. Die Behauptung, dass die Schule 
überall in blühendem Zustande sei, ist unbegründet; im Gegen- 
theil ist die Schule in vielen Theilen der Schweiz, was die Be- 
soldung der Lehrer wie das Niveau des Unterrichts betrifit, 
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sehr mangelhaft. »2'^) (Redner. gibt in dieser Beziehung Auf- 
schlüsse über verschiedene Kantone, deren Vertreter seine Be- 
hauptungen später widerlegen.) 

Herr Bundesrath Schenk. «Im Jahre 1848 schlug die 
Revisionskommission der Tagsatzung eine viel vollständigere 
als die angenommene Redaktion vor; es handelte sich darum, 
dem Bunde die Befugniss nicht allein zur Gründung von höheren 
Bildungsanstalten, sondern auch zum Eingreifen in den Primar- 
unterricht durch Normalschulen zu ertheilen. Jene Redaktion 
ist nicht angenommen worden, weil man sich vor den Kosten 
scheute, doch dachte man damals noch nicht daran, dass es 
den Bundeseinrichtungen zuwider wäre, der Eidgenossenschaft 
das Recht zu geben, zur Entwicklung des Volksunterrichts bei- 
zutragen. Dieses Argument ist nicht stichhaltig, sobald es sich 
um ein dem Gesammtvaterlande nützliches Werk handelt und 
aus dem jeder Kanton Nutzen ziehen wird. Man hat behauptet, 
dass der Bund dem Primarunterricht eher schädlich als nütz- 
lich sein werde. Redner glaubt dagegen, dass das Fernbleiben 
des Bundes von dieser Sache die Ungleichheiten immer schreien- 
der hinstellen werde, welche jetzt im Primarunterricht der 
verschiedenen Kantone herrschen. Der Einfluss des Bundes 
kann nur ein Element des Fortschrittes und der Aufmunterung 
für die Kantone sein. Die Fragq ist nicht, wie Herr Peyer im Hof 
behauptete, die, zu wissen, ob es der Bund oder die Kantone 
sein sollen, welche von nun an den Primarunterricht zu 
besorgen haben* Es handelt sich lediglich darum, dem 
Bunde die Befugniss zu ertheilen, Grundsätze in Bezug auf 
den Volksunterricht aufzustellen, welche die Kantone auszu- 
führen hätten. Diese Centralisation geht nicht weiter als jene, 
welche von der Annahme gewisser -Grundsätze bezüglich der 
Polizei, der Niederlassung u. s. w. herrühren. Man darf sich 
auch nicht durch die Furcht vor grossen Ausgaben, welche dem 
Bunde zufallen könnten, schrecken lassen. Es handelt sich gar 
nicht um ein finanzielles Eingreifen. » ^s) (Damit der Bund stets 

^^ Bulletin, S. 487—488. 
28) Bulletin, S. 489—491. 



- 25, — 

Herr bleibe, die finanzielle Betheiligung nach seinem eigenen 
Ermessen zu bestimmen, schlägt Herr Bundesrath Schenk fol- 
genden Zusatz vor : ^ Der Bund wird den Primarunterricht nach 
einem durch das Gesetz zu bestimmenden Massstabe unter- 
stützen. ») 

Herr JSptel. «Eine Verfassung, welche die Organisation 
und die Verwaltung der Armee, die Regale, die Eisenbahnen, 
die Bauten, das Versicherungswesen, die Auswanderungsfrage, 
die Minen und Salinen centralisirt , welche das göttliche und 
menschliche Institut der Ehe und die Gewissensfreiheit unter 
ihren besonderen Schutz stellt, eine solche Verfassung kann über 
den Unterricht nicht schweigen, auf welchen die Gesammtheit 
des Volkes ein Recht hat, wenn sie nicht ein lahmes, miss- 
geborenes und elendes Machwerk sein soll. Es handelt sich 
hier nicht um die Kreirüng einer föderativen, sondern einer 
tinitaren Verfassung. Darüber ist Jedermann einig. Also wäre 
es zu bedauern, wenn man aus blosser parlamentarischer Taktik 
einen Gegenstand auf die Seite schöbe, der in den Augen der 
Philosophen und Logiker einen bei weitem tieferen Daseins- 
grund aufweist , als selbst die militärischen Einrichtungen. 
Wenn die Schweiz den obligatorischen, unentgeldlichen und 
konfessionslosen Unterricht nicht einführen wollte, so müsste 
sie vor dem. civilisirten Europa erröthen, an dessen Urtheil 
man neulich appellirt habe.»^^) 

Herr Bleuler. « Man scheint einen eidgenössischen Schul- 
stab zu fürchten, doch ist es sonderbar, dass man in militäri- 
schen Dingen Wege gefunden habe, um die Kantone mitwirken 
zu lassen, indess man an diese Mitwirkung nicht glaubt, da 
es sich um öffentlichen Unterricht handelt. Man hat übrigens 
keine übertriebene Centralisation zu befürchten, sobald man 
der Basis des Föderativgedankens, der Gemeinde nämlich, die 
Entwicklung gibt, deren sie fähig ist. Dem Einfiuss der Ge- 
meinde verdankt man in iiürich die Ausdehnung, welche der 
Volksunterricht genommen hat. Die gegenwärtige Bewegung 
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ist nur die Fortsetzung und Konsequenz jener, welche sich in 
der Tagsatzung und in der Revisionskommission kundgethan 
hat. Die aargauische Deputation hat zu jener Zeit dreimal 
ihren Antrag bezüglich Unterstellung des ganzen öffentlichen 
Unterrichts unter Aufsicht des Bundes vorgebracht. Die Züricher, 
die Aargauer und die Vertreter von Baselland blieben in der 
Minderheit, sie verlangten die Emanzipation des Staates von 
dem konfessionellen Druck. Und jetzt spricht sich der Zeitgeist, 
die freisinnige Strömung für die Fortsetzung jener Bemühungen 
aus. Warum hat man verlangt, dass irgend eine Bestimmung 
bezüglich des Primarunterrichts in die Verfassung gesetzt werde? 
Weil die Schule dem Volke gehört, weil sie die Bedingung seines 
Wohlergehens und seiner Freiheit ist, weil sie berufen ist, gute 
Bürger in unserer Republik zu erziehen. » ^^) 

Herr Friderich. «Eine solche Bestimmung hätte die 
Wirkung, dass die Revision von den Kantonen der französischen 
Schweiz wohl aufgenommen würde. Wenn die Revision sich 
nur auf Fragen von materiellem Interesse erstrecken soll, dann 
wird das Volksurtheil über ein solches Werk nicht lange auf 
sich warten lassen und ihm ungünstig sein. Man fragt, womit 
wir diese Ausdehnung der Bundeskomptenz begründen. Unsere 
Antwort ist sehr einfach. Die freie Niederlassung ist in fast 
unbeschränkter Weise proklamirt worden, mit Ausnahme für 
den Armen, für den, welcher dauernd der öffentlichen Wohl- 
thätigkeit zur Last fällt. Wohlan, wir wünschen, vor jenem 
intellektuellen Pauperismus geschützt zu werden, den man in 
einigen Kantonen heranzieht, und den wir für gefährlicher 
halten, als jeden andern Pauperismus. In dem Kantone , wel- 
chem ich angehöre, welcher Stürmen ausgesetzt war, die in der 
ganzen Schweiz widerhallten, glaubt man mit Recht, dass es 
zur Aufrechthaltung und Vertheidigung der sozialen Ordnung 
nur ein Mittel gibt : den Unterricht in jeglicher Weise und mit 
vollen Händen überall zu verbreiten. Müssen wir nicht beun- 
ruhigt werden, wenn wir einen Blick auf die Kantone werfen, 
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in denen die unverständigen Anforderungen der Industrie die 
Schulzeit verkürzen und den Volksunterricht auf ein Weniges- 
reduziren, oder wenn wir der Thatsache begegnen, dass ein 
beklagenswerther religiöser Antagonismus uns junge Leute zu- 
sendet, welche in Grundsätzen der Intoleranz erzogen sind, von 
denen wir uns seit la»ge losgesagt? >®*) 

Das Prinzip des Schulzwangs an sich wurde von Niemand 
offen bekämpft. Das Hauptargument der Gegner der Bundes- 
einmischung beruhte darauf, dass der Schulzwang thatsächlich 
in allen Kantonen bestände. « Ja, sagt Herr Bundesrath Schenk, 
man muss nicht bloss an die Gegenwart, man muss auch an 
die Zukunft denken, d. h. an die Eventualität eines Angriffes 
kantonaler Reaktion gegen den öffentlichen Unterricht. Es ist 
demnach noth wendig, dass die Bundesverfassung den Primar- 
unterricht in den Kantonen für obligatorisch erkläre. >^^) 

Worauf Herr Escher erwiderte : « Es ist nicht zu befürch- 
ten, dass irgend ein Kanton gegen den öffentlichen Unterricht 
reaktionäre Schritte thue ; hat ja auch Niemand daran gedacht, 
die alten Orts-, Geburts- und Familien- Vorrechte wieder her- 
zustellen. > ^^) 

Während die Herren Anderwert, Friderich und Andere 
hervorhoben, dass das Prinzip für viele Kantone auf dem Papier 
geblieben, dass die Dauer des obligatorischen Schulbesuches 
bisweilen auf sehr ^\'enige Jahre, die Dauer der Schule in jedem 
Jahre nur auf wenige Monate beschränkt sei , dass die Ver- 
säumnisse nicht bestraft würden und in vielen Gemeinden sogar 
die Zahl der Schulbesuchstage überstiegen etc., antwortete Herr 
Karrer: « Sie verlangen mit dem schweizerischen Lehrerverein, 
dass ein Minimum für den Schulbesuch festgestellt werde. 
Dieses Minimum aber ist sehr schwer zu bezeichnen, denn man 
kann keine absolute Grenze ziehen, die zugleich auf die ver- 
schiedensten Bedürfnisse Anwendung findet, auf die ländlichen 
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Ortschaften wie auf die Städte, auf die Berge wie auf die 
Ebene, auf gewerbreiche wie auf ackerbautreibende Gegen- 
den. > **) 

Die Unentgeldlichkeit wurde mit folgenden Argumenten 
bekämpft: 

Herr Karrcr. «Dieser Grundsatz i^ schädlich, weil man 
bei der Bevölkerung nur auf etwas Werth legt, was Geld kostet, 
so dass der Schulbesuch um 20 bis 30 Prozent gr-össer sei 
in Schulen, wo gezahlt wird, als da, wo der Unterricht unent- 
geldlich ist. Man muss in dieser Beziehung den Kantonen 
volle Freiheit lassen, umsomehr, als das vom Wohlhabenden 
bezahlte Schulgeld dazu beiträgt, den Armen zu unterrichten. >^^) 

Herr Escher. « Die Unentgeldlichkeit besteht schon in den 
meisten Kantonen und man kann in dieser Beziehung keine so 
schreienden Missbräuche anführen, welche die Bundesinter- 
vention rechtfertigen könnten. Man hat behauptet, es sei nicht 
demokratisch, dass die armen, kein Schulgeld zahlenden Kinder 
rieben den 'zahlenden sitzen. Das Unterstützungswesen stellt 
unter den Bürgern Verschiedenheiten auf, die nicht demokrati- 
scher sind, und dennoch denkt kein Mensch c^^ran, es abzu- 
schaffen. > ^®) 

Dem gegenüber sprach sich die grösste Zahl der Redner 
zu Gunsten der Unentgeldlichkeit, als einer Konsequenz der 
Schulpflicht aus. Die Herren Desor und Aiiderwert hoben her- 
vor, dass elf Kantone und zwei Halbkantone diesen Grundsatz 
anwenden, und dass drei Kantone es den Gemeinden frei stellen, 
ein Schulgeld zu fordern oder darauf zu verzichten. Die in 
den andern Kantonen bezogenen Schulgelder haben im Allge- 
meinen keinen fiskalischen Charakter und können ohne Be- 
sorgniss, als müssten die kantonalen Budgets durch eine solche 
Massregel in die Enge gerathen, aufgehoben werden. Ein wohl- 
bekannter Statistiker, Herr Professor Ayer in Neuenburg, schätzt 
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in der That die Gesammteinnahmen an Schulgeldern für den 
Primarunterricht in der ganzen Schweiz auf Fr. 700,000. Es 
ist demnach der Augenblick gekommen, wo man sich auf den 
Standpunkt der vollen Unentgeldlichkeit stellen darf, um den 
zahllosen Ungleichheiten, die hierin in unserem Lande herrschen, 
ein Ende zu machen. Die Bürger, die sich in einem anderen 
Kantone niederlassen, müssen daselbst auf gleichem Fusse wie 
in ihrem Heimatkanton behandelt werden.^'') 

Zu den bewegtesten Debatten gab die Weltlichkeit des 
Unterrichts Veranlassung. Drei grosse Fragen kamen dabei in 
Betracht, davon zwei in Bezug auf die Lehrenden, die andere 
bezüglich der Natur des Unterrichts selbst. Sollen nur die 
Mitglieder der religiösen Orden oder alle Personen geistlichen 
Standes vojn Unterricht ausgeschlossen werden? Soll der Primar- 
unterricht jedem konfessionellen Geiste fremd- bleiben? 

Wir kennen schon die Ansichten von drei Berichterstattern 
und haben nur noch die anderen in den Debatten entwickelten 
Gedanken zusammenzufassen, nachdem wir noch eines Antrages 
der Herren Carter et, Vautier und Perret Erwähnung gethan, 
der folgendes Alinea enthielt: 

<Der Primarunterricht darf weder in den öffentlichen 
« Schulen noch in den Privatschulen von Mitgliedern religiöser 
« Orden ertheilt werden. > 

Diese Ausschliessung der religiösen Orden begegnete in 
Herrn Merz von Zug einem unbedingten Gegner, erstlich « weil 
sie der Gewissensfreiheit und der Gleichheit der Bürger zu- 
wider sei, und zweitens, weil sie den Kantonen, welche ihre 
Primarschulen den Mitgliedern solcher Orden anvertraut haben, 
grosse Opfer auferlegen würde. Im Kanton Zug z. B. zahle 
man nur Fr. 4500 für Honorar von 16 Lehrschwestern. Wenn 
man diesen Kanton zwinge, die Schwestern durch weltliche 
Lehrerinnen zu ersetzen, werde man ihn zu einer Mehrausgabe 
von Fr. 10 — 12,000 vieranlassen. Man solle sich hüten, die 
Ueberzeugungen und Interessen der Bevölkerung zu verletzen, 
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da ihr Votum einen gewissen Einfluss auf das Schicksal der 
neuen Verfassung ausüben werde. »®^) 

Herr Anderwert ist im Gegentheil überzeugt, < dass, wenn 
man die Mitglieder der geistlichen Orden von diesen Schulen 
ausschliesse, das Volk in einigen Jahren den Tag segnen werde, 
an welchem man die Beschlüsse gefasst hat, welche es von 
diesen Orden befreien. Wollte man in der That einen Ver- 
gleich zwischen den von Lehrschwestern gehaltenen Schulen 
anstellen, und solchen, welchen weltliche Lehrerinnen vorstehen, 
so würde man zu einem überzeugenden Resultate zu Gunsten 
Letzterer gelangen. > ^*) 

Herr Karr er theilte im Grunde diese Ansicht, als er sagte: 
«Im katholischen Theil des Kantons Bern ist man energisch 
gegen den von religiösen Orden ertheilten Unterricht aufge- 
treten und man hat sich in Bezug auf die Entwicklung des 
Schulwesens wohl dabei befunden. » Seinem System der Nicht- 
einmischung getreu, fügte er jedoch hinzu: «Es ist Aufgabe 
der Kantone, die Massregeln zu ergreifen, welche am Besten 
ihren Interessen und Bedürfnissen entsprechen.»*^) 

Herr Desor wir4, «wenn er auch die zufriedenstellenden 
Ergebnisse, welche in einzelnen Kantonen, besonders in Schwyz, 
unter Mitwirkung von Ordensleuten erzielt wurden, anerkenne, 
dennoch für ihre Ausschliessung stimmen, weil ihm diese als 
eine Konsequenz des Grundsatzes des Schulzwanges erscheine. 
Die Schule muss, sobald sie obligatorisch ist, neutral sein.»*^) 

Herr Carteret erhebt sich mit Nachdruck gegen den von 
religiösen Orden ertheilten Unterricht, welcher nur das religiöse 
Gefühl verwirre und eine Missstimmung in der Gesellschaft 
nähre. «Der Sonderbund hatte keine andere Ursache, als 
ein irregeführtes religiöses Gefühl. Da waren Massen, auf die 
man einen Druck ausübte. Mit einer Klosterfrage hatte es 
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begonnen, darauf folgte die Jesuitenfrage und mit dem Sonder- 
bund musste es enden. Damals hat man sich nach einem 
Heilmittel umgesehen, man hat dem Volke mehr Rechte und 
Freiheiten gewährt; die wirksamsten Mittel aber sind nicht 
ergriffen worden, man hat sich mit dem Ausschluss der 
Jesuiten begnügt, und der Artikel, welcher diesen Ausschluss 
dekretirte, ist nicht einmal energisch genug angewandt worden, 
so dass nach und nach die alten Missbräuche sich wieder ein- 
gestellt und Macht gewonnen haben. Wenn Alles in der Er- 
ziehung den geistlichen Orden überlassen bliebe, würde man 
dem Skepticismus und der Unsittlichkeit in die Hände arbeiten. 
Es muss vor allen Dingen auf die Emanzipation der künftigen 
Mütter, d. h. auf die Befreiung der Mädchenschulen von kleri- 
kalen Einfiüs'^en hingewirkt werden, wenn man eine unter- 
richtete, sittliche und patriotische Bevölkerung heranziehen 
will. :> *2) 

Herr Pictet de la Rive geht in diesem Punkte mit seinem 
Genfer Kollegen nicht einig. « Er sei in Ideen eines Liberalis- 
mus erzogen worden, der heute etwas veraltet erscheinen mag, 
obgleich er die Grösse Englands und der Vereinigten Staaten 
geschaffen. Diese Ideen werden heute durch einen autoritären 
Radikalismus ersetzt, der ihm weniger zusagt. Er glaubt nicht, 
dass den Majoritäten Alles erlaubt sei. Er hält sich nicht für 
berechtigt, eine achtbare Minorität zu unterdrücken. Und hier 
handelt es sich um die kleinen Urkantone, die Wiege der Eid- 
genossenschaft. Redner hat keinen Grund, ihrer Bevölkerung zu 
misstrauen. Er könne nicht einsehen, dass eine wirkliche Gefahr 
vorliege, wenn die Töchter in Unterwaiden von Lehrschwestern, 
wie ihre Mütter und Grossmütter, erzogen würden; kenne doch 
Jedermann die kräftige Freiheitsliebe, von welcher die letzteren 
ein ruhmvolles Beispiel gegeben. »^^) 

Herr Bundesrath Schenk ist aus voller Ueberzeugung für 
den Ausschluss der religiösen Orden: «Da sie für sich ein 
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Monopol, ein Privilegium in Anspruch nehmen, so dürfen sie 
sich auch nicht wundern, wenn die Ausschliessung gegen sie 
sich kehre.»**) 

Die Herren Eytel, Bleuler^ Friderich sprechen sich in 
gleichem Sinne aus. Herr Escher findet, die Frage habe keine 
grosse praktische Bedeutung. Diess ist nicht die Ansicht der 
Herren Weck, Wuilleret, Boten, Styger, Segesser und Fischer, 
welche die Vertheidigung der religiösen Orden mit Eifer in 
ihre Hand nehmen. Herr Wuilleret qualifizirt namentlich das 
Prinzip, auf welches Herr Carteret seinen Antrag gestützt, als 
«Doktrinen von 1792», er gehe damit auf Vernichtung alles 
dessen aus, was der Regierungsautorität im Wege stehe. < Hat 
man Lehrschwestern an die Mädchenschulen berufen^so lag diess an 
den Schwierigkeiten, auf die man stiess, wenn man eine Lehrerin 
haben wollte und nur über bescheidene Mittel verfügte. Diese 
Schwestern haben einen befriedigenden Unterricht ertheilt und 
man kann ihnen das Zeugniss ausstellen, dass sie ihre Aufgabe 
mit aller wünschenswerthen Hingebung und Einsicht erfüllen. 
Die Ehelosigkeit, die man den Nonnen vorgeworfen, spricht 
gerade zu ihren Gunsten, denn sie haben auf die Freuden der 
Familie verzichtet, um sich ihrem Beruf in der Gesellschaft 
mit vollster Selbstverleugnung widmen zu können. Die welt- 
lichen Lehrerinnen ziehen von der Schule sich zurück, sobald 
sie in die Ehe treten.»*^) 

Die grösste Anzahl der Redner, diejenigen sogar, welche 
für den Ausschluss der religiösen Orden sind, sprechen sich 
gegen den Ausschluss der Geistlichen aus dem schon ange- 
führten Grunde aus, dass es nämlich schwierig wäre, ohne ihre 
Mitwirkung der Schule die ihr nöthigen Kräfte zuführen zu 
können; «Die Weltgeistlichkeit, sagt Herr Desor, besteht aus 
Bürgern wie wir. Es wird eine Zeit kommen, wo der, welcher 
sich berufen fühlt, zu lehren, zu trösten, keiner Weihen 
mehr bedarf. Anders verhält es sich mit den Mitgliedern 
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der religiösen Orden, welche freiwillig auf einen Theil ihrer 
Rechte, auf ihre hauptsächlichsten Prärogative als Menschen und 
als Bürger verzichtet haben.»*®) 

Die Frage über den Charakter des Unterrichtes wird, wahr- 
scheinlich wegen mancher sehr bedenklicher Punkte, die er in 
Anregung bringt, nur von wenigen Rednern berührt. Herr 
Zanffger besteht auf der Noth wendigkeit, den Familienvater 
sicher zu stellen, dass man seine Kinder in der Schule in 
keiner andern Konfession als der seinigen erziehe. Herr Schäppi 
macht darauf aufmerksam, <dass man nothwendig zur kon- 
fessionslosen Schule kommen müsse, wenn man nicht an dem- 
selben Orte eine protestantische, eine katholische, eine jüdische 
Schule haben wolle. Das Bürgerliche müsse die Regel, das 
Konfessionelle die Ausnahme sein. Die Schule sei für Alle vor- 
handen, sie habe keine andere Religion speziell als die der 
Zukunft zu vertreten, welche die Einigung aller Bestrebungen 
zum Guten und nicht die Verewigung veralteter Dogmen 
sei.:^*') 

Herr Bundesrath Schenk denkt im Gegentheil, dass < diese 
Idee, theoretisch richtig, nicht anwendbar sei; denn aus der 
Ausschliessung des Religionsunterrichtes würde noch nicht die 
Trennung der Kirche von der Schule nothwendig hervorgehen, 
und andererseits würde man eine grosse Zahl Familien- 
väter in Verlegenheit bringen, deren Kinder nur in der Schule 
Keligionsunterricht gemessen könnten. >*®) 

Herr Wuilleret findet^ «dass es nichts Unsozialeres gebe, 
als konfessionslose Schulen. Es handelt sich darum, eihem 
jungen Menschen nicht allein den Begriff seiner Rechte, sondern 
auch die Erkenntniss seiner Pflichten beizubringen, welche auf 
der Religion beruhen. Preussen, weil es seine Schulen auf der 
Basis des Christenthums aufgebaut, hat die nöthige Kraft ge- 
funden, um in den Kämpfen der letzten Jahre den Sieg davon 
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zu tragen. Wenn nun die Frömmigkeit den Monarchien nütz- 
lich ist, so ist sie es noch mehr den Republiken, in welchen 
die Bürgertugend das Autoritätsprinzip zu ersetzen hat.>*®) 

Herr Segesser. «Man verlangt, dass die Schule den Kon- 
fessionen fremd bleibe, sie ist es aber bereits, denn Lesen^ 
Schreiben, Arithmetik haben keine Religion, und nirgends zwinge 
man z. B. ein jüdisches oder protestantisches Kind, dem katho- 
lischen Religionsunterricht beizuwohnen. Was das Proselyten- 
machen anbetrüft, so dürfte ihm wohl kein Artikel der Bundes- 
verfassung ein Ziel setzen, und es ist zu bemerken, dass es 
gerade in grossen Städten mit dem höchsten Eifer betrieben 
wird. > ^^) 

Darauf erwidert zuletzt Herr Friderich mit folgender Apo- 
strophe : « Was ihr aufrecht erhalten wollt, das ist die Möglich- 
keit eines obligatorischen Privatunterrichts, welcher, wie die 
Petition von Freiburg es ausspricht, den Katechismus mit der 
Grammatik vereint. Was wir nicht wollen, das ist der autori- 
täre Staat, welcher über die religiöse Wahrheit richtet, sie 
proklamirt, sie den Schulen aufnöthigt, die einen ausschliesslich 
religiösen Charakter an sich tragen. »^\) 

Das Minimum des Unterrichts wurde angegriffen, «"weil es 
sehr schwer halten werde, einen Lehrplan aufzustellen, welcher 
den verschiedenen Interessen der Bevölkerung Rechnung trüge; 
dass dieser Lehrplan nothwendigerweise unter dem stehen 
müsse, was die vorgerücktesten Kantone leisten ; dass der Bund 
Gefahr laufe, sich durch diesen Lehrplan blosszustellen ; end- 
lich,* dass man unabwendbar in eine vollständige Centa'alisation 
des Primarunterrichts gerissen würde, mit allen Finanzkonse- 
quenzen, welche daraus erfolgen müssten. »^^) (Herr Escher.) 

«Es genügt nicht, w^urde hierauf geantwortet, ein Prinzip 
aufzustellen; man muss auch die Anwendung desselben näher 
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bestimmen. Wenn man fürchtet, dem Bunde das Recht zur 
Aufstellung allgemeiner Bestimmungen zu geben, so könne man 
dieses Alinea streichen und der Bundesversammlung das Recht 
übertragen, in jedem speziellen Falle einzuschreiten, wenn der 
Primarunterricht in einem Kanton erwiesenermassen ungenügend 
wäre.»^^) (Herr Friderich.) 

«Die Majorität der Kommission, sagte Herr Desor, sieht, 
die Schulen bereits von einem eidgenössischen Generalstab 
überfallen. Ich erblicke im Gegentheil in dem Minimum 
nur einen Antrieb zur Nacheiferung für die Einen und eine 
Aufmunterung für die Andern, denn es ist in dieser Frage 
wichtig, dass wir nicht allein den anderen Nationen nicht nach- 
stehen, sondern wir müssen ihnen gleichstehen, selbst sie über- 
flügeln. Diess wird stets unsere beste Gewährschaft sein. > ^*) 

Die Abstimmung fand am Schluss der dritten Sitzung statt. 
Sie hatte folgendes Ergebniss: 

1) Im Falle man einen Artikel über den Primarunterricht 
in die Bundesverfassung auftiehmen möchte, war man darüber 
einig, dass die Kantone für die Ausführungsmassregeln zu sorgen 
haben. 

2) Unter derselben Eventualität war man über den obli- 
gatorischen Charakter der Schule prinzipiell einig. 

3) Die Unentg eidlichkeit wurde eventuell mit 59 gegen 
49 Stimmen angenommen. 

4) Eventuell wurde mit 56 gegen 26 Stimmen beschlossen, 
dass der Unterricht als konfessionslos erklärt werden solle. 

5) Der Äiisschlicss der religiösen Orden aus der öffentlichen 
Schule wurde eventuell mit 57 gegen 36 Stimmen beschlossen. 

6) Ihr Ausschluss aus der Privatschule wurde mit 68 gegen 
12 Stimmen abgelehnt. 

7) Der Antrag auf Feststellung eines Minimums d^r Lehrer- 
besoldungen wurde abgelehnt. 
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8) Mit 61 gegen 38 Stimmen wurde eventuell das Recht 
der Eidgenossenschaft auf Erlass gesetzlicher Vorschriften über 
das Unterrichtsminimum angenommen. 

9) Der Antrag des Herrn Bundesraths Schenk betreffs eid- 
genössischer Subventionen blieb mit 29 Stimmen in Minderheit. 

Alles in Allem fand der eventuelle Artikel in Folge jener 
Abstimmungen, von denen wir nur die wichtigsten erwähnt 
haben, folgende Fassung: 

«Der Primarunterricht ist Sache der Kantone. 

«Er ist unentgeldlich und konfessionslos. 

«Die religiösen Orden sind vom Unterricht in den öffent- 
« liehen Schulen ausgeschlossen. 

«Der Bund hat die Befugniss, gesetzliche Vorschriften über 
«das Minimum des Unterrichts in den Primarschulen zu er- 
« lassen. » 

In der Hauptabstimmung wurde der Artikel unter Namens- 
aufruf mit 59 gegen 41 Stimmen verworfen, 12 Mitglieder hatten 
sich der Abstimmung enthalten, 14 waren abwesend. 

Augenscheinlich hatte der Mangel einer Verständigung unter 
den Anhängern einer Verfassungsbestimmrfng über die Primar- 
schule dieses Resultat herbeigeführt. Desshalb gingen sie auch 
sofort am folgenden Tage zu einem neuen Angriff vor, indem 
sie ein vom Präsidium bei der Abstimmung begangenes Ver- 
sehen sich zu Nutzen machten. Herr Kaiser von Solothurn 
kündigte an, er werde zu gelegener Zeit das Begehren stellen, 
dass der Nationalrath auf den Gegenstand zurückkomme. Diess 
geschah in der That in der Sitzung vom 22. Dezember. 

Neunundvierzig Mitglieder des Nationalrathes hatten in der 
Zwischenzeit folgenden Antrag unterzeichnet: 

«Die Kantone sorgen für den obligatorischen und unent- 
« geldlichen Primarunterricht. Es darf dieser Unterricht keinem 
«religiösen Orden anvertraut werden. 

«Der Bund kann dtirch ein Gesetz ein Minimum der 
« Leistungen feststellen, . die man von den Primarschulen fordern 
« darf. » 
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Die Diskussion nahm wiederum eine ganze Sitzung in An- 
spruch. Die schon vorgebrachten Argumente wurden abermals 
unter mehr oder weniger neuer Form geltend gemacht. Bei 
der Abstimm,ung wurde unter Namensaufruf der Ausschluss der 
religiösen Orden mit 59 gegen 50 Stimmen abgelehnt; eben- 
falls unter Namensaufruf sprachen sich 53 Stimmen für An- 
nahme des übrigen Artikels, 53 dagegen aus. Der Präsident 
(Herr Brunner) gab den Ausschlag zu Gunsten der Annahme 
und motivirte sein Votum mit den Worten: «er hätte mit Be- 
dauern der Annahme eines Artikels beigewohnt, welcher einen 
grossen Theil der schweizerischen Bevölkerung verletzte; der 
Antrag, wie er aus der Abstimmung hervorgegangen, habe 
jedoch diesen Charakter nicht mehr und sei in den Schranken 
gemässigter Anforderungen geblieben. > *^) 

Diese denkwürdigen Verhandlungen fanden im Schweizer- 
volke einen grossen Widerhall. Eine gewaltige Aufregung hatte 
sich der katholischen Bevölkerung bemächtigt, die sich in ihrem 
Glauben bedroht wähnte ; aber eine nicht minder tiefe Erregung 
hatte auch andere mächtige Gruppen des Volkes erfasst, welche 
einen grossen Werth darauf legten, dass der Bund in Sachen 
des Primarunterrichtes ein Wort mitzusprechen habe. Die Ab- 
geordneten der Waadt, von Neuenburg, Genf und dem berni- 
schen Jura waren, obschon über andere ßevisionspunkte getrennt, 
über diese Frage fast einig, die ihrer Ansicht nach von ihren 
Wählern als die wichtigste unter allen Fragen betrachtet werde, 
denen die Revision Rechnung zu tragen hätte. Ihrer Beharr- 
lichkeit ist es grossentheils zuzuschreiben, dass diess Resultat 
am 22. Dezember erreicht wurde. 

Die neue Verfassungsbestimmung hatte nun die Klippe der 
Berathung im Ständerath zu umschiffen. Das Erstemal (in der 
Sitzung vom 19. Januar 1872) scheiterte sie vollständig. Die 
Kommissionsmehrheit (Berichterstatter Herr Kappeier) bean- 
tragte, dem Nationalrath beizustimmen, immerhin unter Streichung 
des Grundsatzes der Unentgeldlichkeit, welcher momentan das 
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Gleichgewicht in den kantonalen Finanzen stören würde. Die 
Kommissionsminderheit (Berichterstatter Herr Schaller) bean- 
tragte aus bereits bekannten Gründen die vollständige Streichung 
des Artikels. Letzterer Antrag siegte mit 25 gegen 15 Stimmen, 
Dank theilweile einer Fraktion der Versammlung, die nach dem 
Grundsatze: «Alles oder Nichts» es vorzog, lieber Nichts zu 
erreichen als eine Bestimmung, die weder die Unentgeldlich- 
keit noch die Weltlichkeit der Schule aussprach. 

Diese Verwerfung rief Petitionen mehrerer Volksversamm- 
lungen hervor , welche den Nationalrath ersuchten , auf Fest- 
halten des Artikels zu beharren (Petition von Brittnau, Kanton 
Aargau, vom 6. Februar 1872, vom Centralausschuss des Grütli- 
vereins, 11. Februar; vom Centralausschuss der St. Gallischen 
Liberalen, 15. Februar; von einer in Bruggen bei St. Galleu 
am 21. Februar abgehaltenen Volksversammlung). 

Die Frage gelangte am 19. Februar an den Nationalrath 
zurück. Die Diskussion nahm neuerdings fast eine ganze Sitzung 
in Anspruch und schliesslich wurde die Bestimmung unter 
Namensaufruf aufrecht erhalten: das erste Alinea (Schulzwang 
und Unentgeldlichkeit) mit 55 gegen 41 Stimmen, das zw^eite 
(Minimum) mit 50 gegen 46 Stimmen. Ausserdem wurde eine 
von der Kommission vorgeschlagene Uebergangsbestimmung an- 
genommen, des Inhalts: «Es wird den Kantonen eine Frist von 
«drei Jahren behufs Einführung der Unentgeldlichkeit des 
< Primarunterrichtes ertheilt. » 

Der Ständerath trat dem Beschlüsse der andern Kammer 
nicht ohne Weiteres bei. Am 26. Februar nahm er den Schul- 
zwang und die Unentgeldlichkeit, sowie die Uebergangsbestim- 
mung (mit Ausdehnung der Frist auf 5 Jahre) an ; das Minimum 
jedoch verwarf er mit 22 gegen 18 Stimmen. 

Man sieht, dass die Frage in beiden Kammern sich mehr 
und mehr Bahn brach. Der Nationalrath hatte in dritter Be- 
rathung mit 50 gegen 47 Stimmen am Minimum festgehalten, 
hingegen die Frist von 5 Jahren angenommen ; der Ständerath 
glaubte indessen, noch nicht beitreten zu können. Zum Dritten- 
mal verwarf er das Minimum mit 23 gegen 20 Stimmen. Der 
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^ationalrath beharrte auf seinem Beschluss mit 57 gegen 
47 Stimmen und erklärte ihn als definitiv. Der Beitritt des 
Ständerathes erfolgte nur mit einer Stimme Mehrheit bei Namens- 
aufruf (19 gegen 18; der Abstimmung enthielten sich 3). 

Die Schwergeburt war endlich überstanden, doch war die 
Volksgenehmigung noch zu erlangen. Es ist die Frage gestattet, 
-wie das Volk gestimmt haben würde, wenn dieser Punkt ihm 
unabhängig von allem Uebrigen vorgelegt worden wäre. Wir 
haben allen Grund zur Annahme, dass der neue Verfassungs- 
artikel die Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigt hätte; in 
Verbindung mit so vielen anderen Bestimmungen, welche in die 
Föderativ-Verhältnisse mächtig eingriffen, bot er jedoch für sich 
allein der romanischen Schweiz, die über Alles die militärische 
Centralisation und die Unifikation des Rechts fürchtete, kein 
hinreichendes Motiv zur Annahme der neuen Verfassung, wäh- 
rend er bei weitem mehr als genügte, um die Opposition der 
katholischen Kantone anzufeuern und beträchtlich zn verstärken. 

Das so mühsam ausgearbeitete Werk wurde am 12. Mai 1872 
vom Volke und den Kantonen verworfen. 



1873-1874. 



Die Meinungsverschiedenheit, welche zwischen dem schwei- 
zerischen Volk und seinen Vertretern bezüglich der Verfassungs- 
revision zu Tage getreten war, hatte nicht die Bedeutung, wie 
es Anfangs hätte scheinen mögen. Den Beweis hiefür gaben die 
Nationalrathswahlen vom 27. Oktober. Durch die mit grosser 
Mehrheit erfolgte Wiederwahl der revisionistischen Abgeord- 
neten schien das Schweizervolk seinen Willen zu bestätigen, 
dass das Werk wieder aufgenommen und gewissen Verhältnissen 
besser angepasst werden möge. So wenigstens wurden die 
Wahlen vom 27. Oktober ausgelegt und schon beim ersten 
Zusammentritt der Kammern vereinigte ein Antrag auf Wieder- 
aufnahme der Revision im Nationalrath (20. Dezember) die 
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Einstimmigkeit weniger 1 Stimme, und im Ständerath (21. De- 
zember) die Einstimmigkeit weniger 2 /Stimmen. 

Seit der Verwerfung des Verfassungsentwurfs vom 5, März 
1872 waren die konfessionellen Kämpfe in ein hitziges Stadium 
getreten. Die Entsetzung des Bischofs Lachat, die Verbannung 
Mermillod's, die Gründung der national - katholischen Kirche, 
dieselben Vorkommnisse in Deutschland, mussten einen über- 
wiegenden Einfluss auf das Werk der zweiten Revision aus- 
üben. War man geneigt, in Beziehung auf die militärische 
Centralisation und die Unifikation des Rechts nicht so weit zu 
gehen wie das Erstemal, so war die Stimmung bezüglich der 
konfessionellen und Schulfragen eine ganz andere. Der soge- 
nannte Solothurner Volkstag y welcher am 15. Juni 1873 statt- 
fand, g^b dieser Tendenz in den von dieser zahlreichen Ver- 
sammlung aufgestellten Begehren einen energischen Ausdruck. 
In Sachen des Schulwesens forderte man: «die obligatorische,, 
unentgeldliche und weltliche Schule.» 

In seinen die Bundesverfassung betreffenden Anträgen unter- 
drückte der Bundesrath das Minimum, welches der Entwurf 
vom 5. März enthalten hatte. Die Botschaft an die Bundes- 
versamndung, vom 4. Juli 1873, erklärt diess wie folgt: «Dieser 
bundesrechtlichen Pflicht der Kantone gegenüber hielten wir e& 
nun nicht für nöthig, in der Verfassung auszusprechen, in welcher 
Form das entsprechende Recht der Eidgenossenschaft auszu- 
üben sei und von vornherein zu bestimmen, dass durch Bundes- 
gesetz das Minimupi der Anforderungen an die Primarschule 
festgestellt werden müsse. Wir haben die Ueberzeugung, dass 
in den seltenen Fällen, wo ein Einschreiten des Bundes geboten 
sein wird, dieses ohne Anleitung einer Gesetzgebung gescheheu 
könne, und dass legislatorische Verfügungen im Sinne der ge- 
strichenen Bestimmung leicht zu permanenten Vollziehungs- 
massregeln führen könnten, welche mit der Seltenheit und 
Einzelheit der zu beseitigenden Uebelstände nicht in dem rich- 
tigen Verhältniss ständen. » ®®) 



^ Bundesblatt 1873, Anhang, S. 12. 
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Die nationalräthliche Kommission trat dieser Auffassung: 
nicht bei. Sie stellte nicht nur das Minimum wieder her, son- 
dern fügte noch eine Bestimmung hinzu, welche den Ausschluss^ 
der religiösen Orden aussprach.^'') 

Die ständeräthliche Kommission verwarf den Ausschluss 
der religiösen Orden, während sie das Minimum beibehielt; sie 
fügte aber einen neuen Grundsatz hinzu, nämlich: «dass der 
Primarunterricht ausschliesslich unter staatlicher Leitung stehen 
solle.» Um dem Prinzip der Freiheit des Unterrichts, näm- 
lich dem Rechte,. Privatschulen zu eröffnen, Rechnung zu tragen^ 
fasste sie überdiess den Artikel wie folgt: «der Primarunter- 
richt ist obligatorisch und in den öffentlichen Schulen unent-- 
geldlich. > ^®) 

Im Nationalrath füllten die Verhandlungen wieder drei 
Sitzungen aus, dazu eine ganze Sitzung für die Abstimmung 
(8., 10., 11. und 12. November 1873). Vieles, was schon in den 
ersten Debatten gesagt worden war, wurde natürlich wiederholte 
Aus den von der Bundeskanzlei ^®) veröffentlichten Protokollen 
geht indessen hervor, dass die Frage in den Köpfen gereift war^ 
die Thatsachen waren studirt worden, statistische Nachweise 
waren von der Kommission gesammelt worden; die Opposition 
war auch weniger schroff. Um Wiederholungen zu vermeiden,, 
werden wir uns darauf beschränken, die hauptsächlichsten An- 
träge anzugeben, welche neben denen der Kommission gestellt 
wurden. 

Herr Brosi beantragte, die geistlichen Orden auch von. 
jeder Aufsicht über die Schulen auszuschliessen ; er blieb mit 
36 Stimmen in der Minderheit. 

Herr Jolissaint schlug vor, den religiösen Unterricht aus^ 
dem Lehrplan der Schulen auszuschliessen; er blieb in der 
Minderheit. Die Herren Desor und Carteret hatten dasselbe 
Loos mit einem Antrag, diesen Unterricht fakultativ zu erklären. 



^') ProtokoU der Berathungen dieser Kommission, S. 10, 11 u, 12. 

^8) ibidem, S. 13—15 u. 45. 

*») S. ProtokoU der VerhandluDgen, S. 25 ff. 
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Hingegen wurde ein Antrag von Herrn Duhs angenommen des 
Inhalts: <die öffentlichen Schulen sollen von den Angehörigen 
aller Bekenntnisse ohne Beeinträchtigung ihrer Glaubens- und 
Gewissensfreiheit besucht werden können. »^^) 

Ein Antrag des Herrn Carter et, alle Personen geistlichen 
Standes aus der Schule auszuschliessen, wurde mit 52 gegen 
51 Stimmen abgelehnt. 

Der von der Kommission beantragte Ausschluss der geist- 
lichen Orden wird ebenfalls zurückgewiesen. 

Das Minimum wurde durch einen Antrag ^^^ Hqttxx Escher 
ersetzt; durch welchen ausgesprochen wird, dass der Primar- 
unterricht genügend sein soll. Doch wurde auch ein Antrag 
des Herrn Hans Weber angent)mmen, des Inhalts: 

«Der Bund ist befugt, über die Anforderungen an die 
< Primarschule , sowie über die Bedingungen, unter welchen 
«Jemand in dieser letzteren Unterricht ertheilen kann, Vor- 
< Schriften zu erlassen. > 

Schliesslich wird ein Antrag des Herrn Jolg auf Gewähr- 
leistung der Lehrfreiheit verworfen. 

Die Bestimmung, welche zum Artikel 27 der Bundesver- 
fassung geworden ist, erhielt ihre fast endgültige Redaktion 
im Ständerath in dessen Sitzung vom 10. Dezember, nach ein- 
tägiger Verhandlung (9. Dezember). Herr Welti verlangte 
Streichung des Zusatzes von Herrn Hans Weber und beantragte 
au dessen Stelle ein letztes Alinea in folgender Fassung: 

< Gegen Kantone, welche diesen Verpflichtungen nicht nach- 
< kommen, wird der Bund die nöthigen Verfügungen treffen. > 

Am 20. Januar stimmte der Nationalrath der Redaktion des 
Ständerathes mit 98 gegen 15 Stimmen bei, nachdem er das 
erste Alinea des Artikels über den höheren Unterricht modi- 
fizirt hatte: (oder solche Anstalten zu unterstützen, anstatt: 
oder andere höhere Unterrichtsanstalten zu unterstützen). 



®^) In besouderer Abstimmung wird mit 57 gegen 52 Stimmen be- 
schlossen, dass das im Dubs'schen Antrag enthaltene Prinzip auf aUe öffent- 
lichen Schulen Anwendung finde, sowohl höhere als Primarschulen. S. 47. 
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Diese kleine Redaktionsänderung bot den Gegnern der 
Bestimmung über den Primarunterricht einen neuen Anlass, 
ihre Kräfte im Ständerath zu messen; doch blieben sie mit 
nur 11 Stimmen in Minderheit. 

Der Artikel 27 hat nun folgende Fassung: 

< Der Bund ist befugt, ausser der bestehenden polytechni- 

< sehen Schule eine Universität und andere höhere Unterrichts- 

< anstalten zu errichten oder solche Anstalten zu unterstützen. 

<Die Kantone sorgen für genügenden Primarunterricht, 
welcher ausschliesslich unter staatlicher Leitung stehen soll. 

< Derselbe ist obligatorisch und in den öflfentlichen Schulen 

< unentgeldlich. 

< Die öffentlichen Schulen sollen von den Angehörigen aller 

< Bekenntnisse ohne Beeinträchtigung ihrer Glaubens- und Ge- 

< Wissensfreiheit besucht werden können. 

« Gegen Kantone, welche diesen Verpflichtungen nicht nach- 

< kommen, wird der Bund die nöthigen Verfügungen treffen. > 



Das Uebrige ist bekannt. Glücklicher als der Verfassungs- 
entwurf vom 5. März 1872 wurde der Entwurf vom 31. Januar 
1874 von 340,199 gegen 198,013 Stimmen und von I4V2 gegen 
7V2 Kantone angenommen. 

Es lag uns daran, die Geschichte des Artikels 27 der 
Bundesverfassung in ihren einzelnen Zügen wiederzugeben, weil 
sein Ursprung selbst denjenigen aus der Erinnerung ent- 
schwunden sein könnte, die zu seiner Ausarbeitung mit bei- 
getragen und weil es überhaupt nicht unnütz ist, in einer 
Arbeit, wie die vorliegende, so viele Nachweise, die in zahl- 
reichen, nicht Jedermann zu Gebote stehenden Aktenstücken 
zerstreut liegen, übersichtlich zusammenzustellen. Es wird 
diess uns und vielleicht auch Andern helfen, die Tragweite 
dieser Verfassungsbestimmung, soweit sie den Primarunterricht 
betrifft, genau festzustellen. 

Aus der historischen Uebersicht, die wir oben geliefert, 
ergeben sich unserer Ansicht nach zwei wichtige Thatsachen: 
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Die eine, dass der Artikel 27 aus dem Lebensmark des 
Volkes selbst hervorgegangen ist. Ursprünglich dachte in den 
ßegierungskreisen Niemand daran, etwas für den Primanmter- 
richt zu thun. NacTi und nach aber brachte die öflfentliche 
Meinung ihren Willen zur Geltung und so gelangte man in 
beiden Kammern mit erdrückender Mehrheit zur Annahme jenes 
Artikels, so dass hier mit Recht die von Herrn Hctet de la 
Rive gegen Eintreten in die Berathung gesprochenen Worte 
ihre Anwendung finden: 

<Der wahre Fortschritt muss vom Volke ausgehen, dann 
ist er dauerhafter und sicherer, als wenn er aufgenöthigt wird. > 

Die andere Thatsache ist die, dass der vielseitige Wider- 
spruch, den dieser Artikel vor seiner Aufnahme in die Ver- 
fassung zu tiberwinden hatte, die äusserste Vorsicht bei An- 
wendung desselben gebietet. Es gilt hier, hochachtbares Denken 
und Fühlen zu schonen. Vielfache Interessen und Bedürfiiisse 
werden hier berührt, und die Bundesbehörde, welche zu einer 
richtigen Würdigung derselben sich in minder günstiger Lage 
befindet als die Kantonsregierungen, muss in den von ihr zu 
ergreifenden Massregeln die grösste Vorsicht walten lassen, 
wenn sie nicht Gefahr laufen will, nach allen Seiten hin uner- 
trägliche Zustände herbeizuführen. Unter allen neuen Ver- 
fügungen der Bundesverfassung ist es ohne Zweifel die über 
das Schulwesen, welche die heikeligsten Fragen in Anregung 
bringt. Die grossen Prinzipien sind freilich festgestellt, es 
handelt sich jetzt um ihre Anwendung. Dieses Werk aber 
fordert von Seiten der Centralgewalt viel mehr ein wohlwollen- 
des Zusammengehen mit den Kantonen als eine direkte Ein- 
mischung, die bei den besten Absichten so leicht den Schein 
beunruhigenden UebelwoUens annehmen könnte. 

Soweit es an uns liegt, ist es unser unerschütterliches 
Bestreben, an der Vollziehung des Artikels 27 seinem Geiste 
und Buchstaben gemäss mitzuwirken, ohne Rückhalt, aber auch 
ohne Verletzung berechtigter Anschauungen und Interessen. 
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U. Welches ist die Tragweite der über den Priniarunterriclit 
an^enommeneD Verfassun^sbestimmun^efl ? 

Der Artikel 27 ist es nicht allein ,- welcher für die öflfent- 
lichen Schulen mas^ebend ist. Es sind zu demselben noch 
hinzuzufügen: im Artikel 4 der Uebergangsbestimmungen die 
Anordnung, wonach den Kantonen eine Frist von fünf Jahren 
zur Einführung der Unentgeldlichkeit in die öffentlichen Primär- 
schulen gewährt wird; in Artikel 33 die der Bundesgesetz- 
gebung ertheilte Befugniss, dafür zu sorgen, dass die Personen, 
welche sich wissenschaftlichen Berufsarten widmen, Fähigkeits- 
izeugnisse erlangen können, die in der ganzen Eidgenossenschaft 
Gültigkeit haben; in Alinea 1, 2 und 3 des Artikels 49 folgende 
Vorschriften : 

«Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist unverletzlich. 

< Niemand darf zur Theilnahme an einer Religionsgenossen- 
< Schaft, oder an einem religiösen Unterricht, oder zur Vor- 

< nähme einer religiösen Handlung gezwungen , oder wegen 

< Glaubensansichten mit Strafen irgend welcher Art belegt werden. 

<Ueber die religiöse Erziehung der Kinder bis zum er- 

< füllten 16. Altersjahr verfügt im Sinne vorstehender Grund- 

< Sätze der Inhaber der väterlichen oder vormundschaftlichen 

< Gewalt; > 

und die Verfügungen in Artikel 51 und 52 des Inhalts: 
«Artikel 51. Der Orden der Jesuiten und die ihm affiliir- 
<ten Gesellschaften dürfen in keinem Theile der Schweiz Auf- 
< nähme finden, und es ist ihren Gliedern jede Wirksamkeit 
<in Kirche und Schule untersagt. 

«Dieses Verbot kann durch Bundesbeschluss auch auf 

< andere geistliche Orden ausgedehnt werden, deren Wirksam- 
<keit staatsgefährlich ist oder den Frieden der Konfessionen 
X stört. > 

«Artikel 52. Die Errichtung neuer und die Wiederher- 

< Stellung aufgehobener Klöster oder religiöser Orden ist unzu- 

< lässig. > 
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Zu diesen Bestimmungen kann auch die in Artikel 4 ent- 
haltene hinzugefügt werden, welche festsetzt: «Alle Schweizer 

< sind vor dem Gesetze gleich. Es giebt in der Schweiz keine 
< Unl^rthanenverhältnisse, keine Vorrechte des Orts, der Ge- 

< burt, der Familien oder Personen. > 

Welches ist die wirkliche Tragweite d^pser Bestimmungen? 
Welches sind die Rechte und Pflichten, die sich aus den- 
selben für den Bund und *die Kantone ergeben ? Auf welche 
Weise müssen sie ihre Anwendung finden ? Diess ist die wich- 
tige Frage, die sich uns jetzt aufdrängt und die gelöst werden 
muss, wenn man will, dass jene Bestimmungen nicht theilweise 
ein todter Buchstabe in der Verfassung bleiben. 

Die Leitung des Primarunterri<Ms darf nicht 'centralisirt 
werden. Diess ist die erste und wesentliche Folgerung, welche 
sich aus der dem zweiten Alinea des Artikels 27 gegebenen 
Redaktion ergibt : < Die Kantone sorgen für genügenden Primar- 
unterricht u. s. w.» Sache der Kantone ist es, alle Ausführungs- 
niassregeln zu treffen, welche von den vorgenannten Verfassungs- 
bestimmungen gefordert werden ; dem Bund fällt das Recht der 
Oberaufsicht und der Anwendung etwaiger Zwangsmittel zu. 
Diess ist die genaue Vertheilung der Befugnisse zwischen der 
Bundesbehörde und der Kantonalbehörde. 

Doch wie weit geht jenes dem Bunde ertheilte Recht der 
Oberaufsicht? — Hier gehen die Ansichten weit auseinander. 
Nach den Einen darf dieses Recht nur in Rekursfällen aus- 
geübt werden; nach Andern hat der Bund ex officio zu inter- 
veniren, indem er jedesmal, wenn er Grund hat daran zu 
zweifeln, dass in einem Kanton die Bestimmungen des Artikels 27 
beobachtet werden, zu Inspektionen schreiten kann; Andern 
zufolge soll seine Aufsicht eine permanente sein und mit Hülfe 
eines Centralbüreaus für den öffentlichen Unterricht ausgeübt 
werden, welches statistische und pädagogische Nachweise über 
den Primarunterricht in der ganzen Schweiz sam^lelt und 
periodisch veröffentlicht; wieder Andere sind der Ansicht, die 
Bundesbehörde habe Anleitungen, Rathschläge zu ertheilen, den 
Kantonen Aufgaben zu bezeichnen, welche, ohne gerade einen 
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obligatorischen Charakter zu haben, ihnen als Sporn, als eine 
Art nützlichen Führers zu dienen hätten ; noch Andere meinen 
endlich, es müsse unbedingt ein eidgenössisches Schulgesetz 
erlassen werden. 

Wir wollen uns hier noch nicht über den Werth jener ver- 
schiedenen Systeme aussprechen: es wird diess der Inhalt eines 
besonderen Kapitels sein. Wir betrachten vor der Hand die 
Rechtsfrage, 

Unserer Ansicht nach schliesst das Oberaufsichtsrecht 
sämmtliche Lösungen in sich ein , die wir eben verzeichnet, 
das eidgenössische Schulgesetz mit inbegriffen. Man wird uns 
einwerfen, dieses Gesetz sei von der Verfassung nicht aus- 
drücklich in Aussicht genommen, die sich darauf beschränkt, 
im dritten Alinea des Artikels 27 die Bestimmung aufzustellen : 
(Gegen Kantone, welche diesen Verpflichtungen nicht nach- - 
< kommen , wird der Bund die nöthigen Verfügungen treffen. » 
Man wird behaupten, der Bund habe nur ein Zwangsrecht, doch 
kein Recht zur Initiative in Sachen des Primarunterrichts; man 
wird geltend machen, dass in der Bundesversammlung gewisse 
Redner bei den Revisionsverhandlungen ausdrücklich den Vor- 
behalt gemacht, dass sie mit der Annahme dieses Artikels keines- 
wegs dafür stimmten, als habe der Bund das Recht, über die 
Materie Gesetze zu erlassen. 

Wir erwidern hierauf: der Werth eines Verfassungs- oder 
Gesetzesparagrapben wird nicht nach den blossen Absichten 
derjenigen bestimmt, die ihn ausgearbeitet, sondern nach seinem 
Wortlaut. So interessant auch die Debatten, die über diesen 
Text gehalten worden, als Kommentare zu demselben sein mögen, 
so können sie doch auf dessen spätere Anwendung nicht unbe- 
dingt bestimmend einwirken. Die Thatsache, dass einige Redner 
die Erklärung abgegeben, sie hätten^ dem betreffenden Text 
mir in dem von ihnen im Voraus angegebenen Sinne zuge- 
stimmt, kann nicht die Wirkung haben, definitiv eine den An- 
schauungen des Restes der berathenden Versammlung entgegen- 
gesetzte Interpretation festzustellen. Diess ist geradezu selbst- 
verständlich. 
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Zweitens ist es nicht unumgänglich nothwendig, dass der 
Bund ausdrücklich von der A'erfassung den Auftrag dazu er- 
halten, um über eine Materie Gesetze zu erlassen. Hier muss 
wohl unterschieden werden. Gewisse Materien (wie der Militär- 
pflichtersatz (Art. 18), die Expropriation zu gemeinnütÄigen 
Zwecken (Art. 23), die Fischerei und Jagd (Art. 25), die Be- 
fähigungsausweise zur Ausübung wissenschaftlicher Berufsarten 
^Art. 33), die Arbeit in den Fabriken (Art. 34), die Ertheilung 
des Bürgerrechts an. Ausländer (Art. 44), die civilreehtlichen 
Verhältnisse (Art. 46), das Stimmrecht (Art. 47) u. s, w. er- 
heischen nothwendigerweise die Buiidesgesetzgebung, uni gleich- 
förmig geregelt zu werden. Diese Gesetzgebung ist ausdrück- 
lich vorgesehen und so lange sie nicht in Kraft besteht, gelten 
die alten eidgenössischen oder kantonalen Gesetze, insoweit sie 
- nicht durch die Bundesverfassung selbst modihzirt worden sind. 

Die von uns eben angeführten Materien lassen sich in zwei 
Kategorien scheiden, diejenigen, für welche die Bundesgesetz- 
gebung einen vollständig obligatorischen Charakter hat, und 
diejenigen, für welche dieser Charakter mehr oder weniger 
fakultativ ist. Es giebt auch Materien, über welche der Bund 
Gesetze erlassen hat, ohne dass er dazu formell ermächtigt 
worden: wir führen nur, als unter der Herrschaft der Ver- 
fassung von 1848 hervorgegangen, das Gesetz über die Eisen- 
bahnen an, und unter der Herrschaft der gegenwärtigen Ver- 
fassung die Gesetze über Wasserbau- und Forstpplizei, von 
denen keines im Artikel 24 ausdrücklich vorgesehen worden. 

Das Recht der Oberaufsieht implizirt unserer Ansicht nach, 
wenn nicht buchstäblich ein Vorbehalt vorhanden ist, stets das 
Recht der Gesetzgebung über die betreffende Materie. Was 
nun ditö Primargesetz betrifft, so hat man kein Gesetz in Aus- 
sicht nehmen wollen, weil man wünschte, dessen nicht zu be- 
dürfen; das Recht zu einem Gesetze aber liegt so sehr in dfer 
Natur der Dinge, dass das Bundesgesetz im Bedürfnissfalle 
.sozusagen von selber in dieser oder jener Form entstehen wird. 

Es darf in der That nicht ausser Acht gelassen werden, 
■dass man sich wie in anderen Artikeln auch im Artikel 27 
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darauf ' beschränkte , allgemeine Grundsätze aufzustellen , aus 
denen später die Folgerungen zu ziehen sind. Nun aber machen 
«ich ebensowohl in den Deduktionen wie in den allgemeinen 
Prinzipien Abweichungen in den Anschauungen und den Systemen 
geltend. So stellt der Art. 27 für sämmtliche Primarschulen 
folgende Bestimmungen auf: der in den Schulen gegebene 
Unterricht ist obligatorisch; er muss genügend sein; er ist 
-ausschliesslich unter die Leitung der Staatsbehörden gestellt. Er 
verlangt für die öffentlichen Schulen die Unentg eidlichkeit und 
den nicht konfessionellen Charakter des Unterrichts. 

In der Anwendung dieser Grundsätze können die grössten 
Verschiedenheiten sich geltend machen. Nehmen wir an, fol- 
gende Rekurse würden an die Bundesbehörde gerichtet: 

1) Es wird behauptet, dass in einem gewissen Kanton der 
ohiigatorische Primarunterricht wohl auf dem Papier, aber nicht 
thatsächlich bestehe; der Schulbesuch werde nicht ernsthaft 
gefordert, es liege eine grosse Zahl unbegründeter Schulver- 
säumnisse vor und die Ahndung derselben sei eine viel zu 
milde ; die Privatschulen seien, was den Besuch des Unterrichts 
betrifft, nur einer oberflächlichen Kontrole unterworfen. 

2) Es wird geklagt, der Unterricht sei nicht genügend, 
die Unterrichtspläne würden nicht ausgeführt, die Lehrer seien 
ihrer Aufgabe nicht gewachsen, sie "hätten keine Bürgschaft für 
ihre pädagogischen Talente und ihre Kenntnisse abgegeben, sie 
seien dureji persönliche Bevorzugung ernannt worden, man 
könne keine besseren Lehrer bekommen, weil sie zu schlecht 
l)esoldet würden. 

3) Trotz der Verfassungsbestimmüng , nach welcher der 
Primärunterricht ausschliesslich unter staatlicher Leitung stehen 
soll, verbreite der Klerus seinen Einfluss über die Schule ; er 
^ähle von Amtswegen Mitglieder in den öffentlichen Schulver- 
waltungen ; die Privatschulen entbehren einer ernsthaften Kon- 
trole von Seiten der Civilbehörden. 

4) Es wird gegen gewisse versteckte Schulgelder Klage 
erhoben; es. wird behauptet, die Unentg eidlichkeit beziehe sich 
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nicht bloss auf den Schulbesuch, sondern müsse auch auf dia 
jedem Schüler nöthigen Bücher, Federn, auf das Papier u. s. w^ 
ausgedehnt werden. 

5) Man beeifert sich, zu beweisen, dass die öffentlichen 
Schulen eine starke konfessionelle Färbung beibehalten, dass 
die Schulbücher, die Gesänge, der Unterricht selber, diese 
Färbung in hohem Grade besitzen, dass vermittelst der Schule 
religiöse Propaganda gemacht werde u. s. w. 

Was wird die Bundesbehörde solchen Rekursen gegenüber 
thun? Nach welchen Grundsätzen wird sie dieselben behandeln? 
Nach welchen Kriterien wird sie ermessen, ob die Bestrafung 
der nicht motivirten Schulversäumnisse und die Aufsicht über 
die Privatschulen in Beziehung auf Regelmässigkeit des Be- 
suches streng genug sind? ob der Lehrplan genügend ist und 
ob diejenigen, welche ihn auszuführen haben, befähigt geimg 
sind? bis "zu welchem Punkte der Ausdruck «ausschliesslich 
unter staatlicher Leitung > den Ausschluss des kirchlichen Ele- 
ments bedeutet? was man genau unter Unentgeldlichkeit der 
öffentlichen Schule versteht? und schliesslich, welches die 
scharfen Grenzen sind, nach denen die in der Schule unerläss- 
liche Sittenlehre von dem konfessionellen Unterricht zu trennen 

ist, der für sich gegeben werden soll? 

« 

Diess sind ausserordentlich zarte und verwickelte Fragen. 
Wir behaupten nicht, dass die meisten derselben nicht ohne ein 
Gesetz geregelt werden können. Die Bundesjurisprudenz aber^ 
welche durch die aus solchen Rekursen hervorgegangene Recht- 
sprechung sich aufbauen würde, gewänne dann nach und nach 
die Wirkungen eines Gesetzes, während sie dabei mehr oder 
weniger mit dem Charakter der Willkür behaftet ist. Wenn 
diese Rekurse sich häuften, so würde man unvermeidlich das 
Bedürfniss ftthlen, bestimmte legislatorische Regeln aufzu- 
stellen, welche besser als Spezialdekrete allen Interessen Rech- 
nung tragen. 

Wir folgern' demnach, dass ein Bundesgesetz behufs Aus- 
fuhrung des Artikels ^7 nicht unumgänglich nothwendig, dass 
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aber ein solches Gesetz durch diesen Artikel auch nicht am^ 
geschlossen ist 

Wer zum Mehr berechtigt ist, der ist zum Weniger be- 
rechtigt. Alle übrigen oben erwähnten Lösungen sind ebenfalls 
anwendbar. Wir sind z* B, der Ansicht, der Bund habe un- 
leugbar das Recht, von Amtswegen die Schulen eines Kantons 
inspiziren zu lassen, ein Centralbüreau für den öffentlichen 
Unterricht zu errichten (es existirt ein solches zu Washington 
für die Vereinigten Staaten, deren Bundesverfassung keine Be- 
stimmung bezüglich des öffentlichen Unterrichts enthält), die 
Kantone anzuspornen, zu ermuthigen, ihnen Anleitung und 
Eathschläge zu ertheilen u. s. w. 

So steht es unserer Ansicht nach mit der strengen Rechts- 
frage. Weiter unten werden wir untersuchen, welches der 
passendste Gebrauch wäre, der von diesem Rechte gemacht 
werden könnte. 

Vorerst wollen wir es versuchen, die verschiedenen anderen 
Postulate der Bundesverfassung, soweit sie sich auf den Primar- 
unterricht beziehen, zu charakterisiren. 



!• Das erste Alinea des Artikels 27 ermächtigt den Bund, 
Seminarien für Prinmrlehrer und Primarlehrerinnen zu er-- 
richten: diess geht aus den Revisionsverhandlungen und aus 
dem allgemeinen Wortlaut dieses Alinea hervor, (Nach Art. 33 
d^ Bundesverfassung können eidgenössische Fähigkeitszeugnisse 
für Primarlehrer eingeführt werden.) 

n. Die andern Postulate, welchen die Kantone zu ent- 
sprechen haben, sind die folgenden: 

a. der Primarunterricht soll unter ausschliesslich staat- 
liche Leitung gestellt werden; 
l. er soll genügend sein; 
c. er ist obligatorisch; 
uxmI in den öffentlichen Schulen: 
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d, sali ef uuenlgeldlich sein; 

e. soll er konfessionslos sein.®^) 

Ou ßie Worte cstaal;liQlie Leitung > bedeuten unserer An- 
seht nach, dass der Primarimterricht ganz und gar als eine 
Abtheilung dLes kantonalen Verwaltung betrachtet werden soll. 
Die Souveräaetäit in dieser Materie gehört dem als Staat ange- 
sehenen Kanton an. und kann weder einer Yon der kanto- 
nalen Behörde unabhängigen Behörde nach dem Klerus über- 
tragen werden. Das Wort «aussehliessliehy bedeuti^ ausser* 
d«m, dass diese Leitung mit keiner andern Behörde getheilt 
werden darf; fblgUch ist der Kirche im Besondern kein Baeht 
der Einmischung, der Aufsicht oder der Leitung im Primar- 
^chulwesen zuzugestehen. 

Aus den Verhandlungen über die Revision ergibt sich, 
dass die Geistlichen als solche von der Leitung der Schulen 
nicht ausgeschlossen sind; doch erachten wir, dass sie als 
solche auch keine andern Rechte als die übrigen Bürger haben. 
So können sie auch nicht blos ihres geistlichen Amts wegen Mit- 
glieder der Schulbehörden sein, sie können nicht im Schoosse 
der oberen Erziehungsbehörden eine gewisse Anzahl von Amts- 
sitzen für sich als Geistliche oder Vertreter der Kirche bean- 
spruchen. Die Schulbehörden müssen ohne Rücksicht auf das 
religiöse Bekenntniss oder die Kirche zusammengesetzt werden. 
Wollte man eine ändere Regel gelten lassen, so tiesse dies« 
Vorrechte aufrechttialten; die den Arli 4, 27 und 49 der Bundes- 
verfassung widersprechen. 

6. Das Alinea, welches die Festsetzung eines Minimums 
der in der Primarschule zu erreichenden Kenntnisse in Aus- 
sicht nahm, wurde durch die Bestimmung ersetzt, dass der 
Primarunterricht ein «genügender» sein solle. Es ist behauptet 
worden, man habe eine Schwierigkeit un^gangen, um auf eine 



**) Der Ausdrnck „konfessionslos" lässt zu wünschen übrig. Wir haben 
keinen besseren gefunden, um mit einem einzigen Wort den im dritten 
Alinea des Artikels 27 enthaltenen Gedanken wiederzugeben. Es ist diesem 
Ausdruck keine grössere Tragweite als die y<m uns aniregabene- beizulegen. 
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andere zu stossen. Was ist ein genügender ^Unterricht ? Die 
Antwort hängt augenscheinlich davon ab, ob man bei jedem 
Individuum die Verhältnisse, in denen es zu leben hat, seine 
natürlichen Anlagen, die Erfordernisse seines Berufs und 
manche andere Umstände berücksichtigen will, die unmöglich 
alle vorausgesehen werden können. 

Die Frage so stellen, meinen wir jedoch, hiesse, sie ohne 
Noth zuspitzen. Man muss die Gesammtheit des Schweizer- 
volkes im Auge behalten und nicht etwa spezielle Gruppen ode? 
gar Individuen. Man muss sich fragen, welches ist für die Masse 
des Volkes der Unterricht, der als genügend zu betrachten 
ist, d. h. der für Jeden unumgänglich noth wendig ist, damit er 
im Stande sei, sich redlich durch's Leben zu schlagen und seine 
bürgerlichen Pflichten zu erfüllen. 

Wenn nun aber jeder Schweizerbürger, der ärmste, der- 
jenige, welchem der Schulunterricht am schwersten zugänglich 
ist, es dahin bringt, in der Rekrutenschule geläufig lesen und 
ein leichtes Buch verstehen, einen Familien- oder fieschäftsbrief 
klar und ohne zu viele Fehler schreiben, im Kopfe und schrift- 
lich mit Anwendung der vier Spezies und der Dezimalbrüche 
auf die Regel de Tri kleine Aufgaben ausrechnen zu können, 
mit Sicherheit auf einige allgemeine Fragen aus der Geographie 
und der Geschichte seines Vaterlandes zu antworten — dann 
stände unser Volk, wir sprechen es offen aus, an der Spitze 
der gebildeten Nationen. Aber wir halten darauf, dass Alle, 
auch die auf der untersten Stufe des Volksunterrichts stehenden, 
zu diesem Resultate gelangen. Es bliebe dann noch ein weiter 
Raum zwischen den allerletzten bis zu denen in der Mitte, und 
von diesen, bis zu denen auf der obersten Sprosse der Bildung. 
Das, scheint uns, darf man dann mit Recht einen allgemeinen 
«genügenden» Unterricht nennen, und ein solches Minimum, 
sobald man damit einverstanden ist, dass es von den Aller- 
letzten und nicht als mittleres Resultat gefordert wird, würde 
nicht das in den Kantonen erreichte oder zu erreichende Ni- 
veau der Kenntnisse gefährden und es etwa hinunterdrücken. 
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Hier bietet ^ch vielleicht der Anlass, ein Wort über die 
Schulpläne zu sagen. Es wird über die allzugrosse Entwicklung 
geklagt, zu welcher sie in den letzten Jahren gelangt sind, und 
man hat Recht darin. Ist es jedoch die Anzahl der Lehrfächer, 
denen man die Schuld beimessen muss, und sind es nicht viel- 
mehr die Unterrichtsmethoden ? Wir glauben, dass die letzteren 
schwerer sündigen als die Schulpläne. Wir möchten kein Fach 
aus den Programmen der forigeschrittensten Kantone gestrichen 
sehen; der Fehler liegt unserer Ansiebt nach darin, dass man 
gewisse Lehrfächer zu systematisch behandelt, die nur als Er- 
gänzung und Unterstützung für die übrigen Fächer dienen, 
die gewissermassen das Fleisch bilden sollten, welches das 
Knochengerüst umhüllt und es belebt. Statt der vielen Bücher, 
die man den Kindern in die Hand gibt, möchten wir, dass man 
sich einfach an das Lesebuch hielte, das, bei guter Anordnung, 
den Kern des Primarunterrichts enthalten muss. Nur die 
geradezu wesentlichen Dinge sollten systematisch behandelt 
werden : «Lehret die wesentlichen Dinge», sagt Herr Professor 
Michel Bröal in seinem so praktischen Buche: Quelques mots 
sur V Instruction publique en France; «für das Uebrige möge 
man sich auf den Schüler verlassen, vorausgesetzt^ dass man 
ihn an Beobachtung gewöhnt und ihm Geschmack am Lesen 
beigebracht hat.» — «Ich will lieber meine Seele kräftigen, als 
sie mit allerlei Zeug ausstaffiren », sagt der alte Monfaigne. Das 
Uebel, an dem unsere Schulen leiden, ist eben dies, dass man 
das Gehirn der Schüler mit zu vielen Dingen anfüllt, anstatt 
es in der Geistesschmiede zu stärken. 

Daher kommt es, dass trotz alles für die Primarschulen 
ausgegebenen Geldes der Unterricht noch weit davon entfernt 
ist, allgemein «genügend» in dem Sinne zu sein, in dem wir 
dies Wort verstehen. Ein ausführlicher eidgenössischer Schul- 
plan würde diesem Zustande nicht abhelfen, er würde ihn viel- 
leicht verschlimmern. Unsere Auffassung des Wortes «ge- 
nügend» ist also eine sehr einfache. Bringt die letzten eurer 
Schüler, sagen wir zu den Kantonen, zu geläufigem Lesen und 
zu den Kenntnissen, die wir oben aufgezählt, und dann werden 
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%ir den in euren Primarschulen gegebenen Unterricht als 
< genügend» betrachten. Aber ist nicht dieses Ideal noch zu 
hoch gestellt? 

c. Der genügende Primarunterricht ist obligatorisch. Dies 
ist der Verfassungsgrundsatz, den die Kantone durchführen 
sollen. Unter diesen Bedingungen ist der Schulzwang nicht 
blos ein schönes Prinzip, das in unseren Gesetzen prangt; es 
wird vielmehr ein hinreichender Schulbesuch vorausgesetzt, der 
den Schüler befähigt, sich den noth wendigen Unterricht anzu- 
eignen. Wie lange soll der Schulbesuch dauern? Wir glauben, 
dass man wegen der grossen Verschiedenheit in den Gewohn- 
heiten und Bedürfnissen des Volkes keine einförmige Regel 
aufstellen darf. Selbst die Festsetzung eines Minimums ist mit 
vielen Gefahren verknüpft. Doch so viel steht fest, dass da, 
wo der Unterricht nicht so weit gedeiht, dass er genügend ist, 
dies daran liegt, dass der Schulbesuch selbst nicht hinreicht. 
Der Bund ist alsdann berechtigt, eine Vermehrung der Schul- 
jahre oder der Wochen und Stundenzahlen zu fordern, wäh- 
rend deren der Schulbesuch obligatorisch ist. 

Es ist allgemeiner Brauch, die Kinder so jung wie möglich 
in die Schule zu schicken und sie dann auch so schnell wie 
möglich wieder herauszunehmen. Sie erhalten während dieses 
Zeitraumes einen Unterricht, den man streng genommen, bei 
den meisten Kantonen wenigstens, als genügend bezeichnen 
könnte ; doch da sie nach ihrem Austritt aus der Schule keine 
oder nur seltene Gelegenheit haben, die so schnell erworbenen 
Kenntnisse zu üben, so verflüchtigen diese sich mit den Jahren, 
so dass eine grosse Anzahl junger Leute, wenn sie in die Re- 
krutenschule treten, bis unter das mittlere Niveau des Erfor- 
derten sinken. Der Zweck, welcher dahin geht, Männer heran- 
zubilden, welche » fähig wären, ihre bürgerlichen Pflichten zu 
erfüllen, wird also trotz der grossen Geldopfer nicht erreicht; 
die Kantone haben demnach die Pflicht, ihre Schuleinrichtungen 
§0 lange zu reformiren, bis sie die erstrebten Resultate er- 
reichen. Nicht blos während der eigentlichen Schulzeit hat der 
Bund ein Interesse daran, den Grad der Fortschritte der Zog- 
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linge zu konstatirjen ; es handelt sich vor Allein darum, zu 
wissen, was sie von allem Erlernten im Alter von zwanzigp 
Jahren noch behalten haben. Es ist also Aufgabe der Kantone,, 
daftlr zu sorgen, dass jeder Bürger, wenn er die politische 
Volljährigkeit erlangt hat, wirklich die genügende Primarbildung. 
besitze. 

Das Prinzip des Schulzwanges ist ein leeres Wort, wenn 
es im gegebenen Falle nicht durch Strafen unterstützt wird. 
Wir erachten demnach, dass die Kantone verpflichtet sind, an- 
gemessene Strafen festzusetzen, um die Unregelmässig)ceiten im 
Schulbesuch zu ahnden, die stets das grösste Hinderniss für 
den geregelten Gang des Volksunterrichtes sind. Für diese 
Strafen können kaum einförmige Vorschriften Anwendung finden ;. 
doch hat der Bund augenscheinlich das flecht, die Kantone zu 
zwingen, dass sie strenger auftreten, wenn die mittlere Zahl 
der Schulversäumnisse zu arg überschritten wird. 

Bis hieher hatten wir nur den Besuch der öffentlichen 
Schulen im Auge. Es ist selbstverständlich, dass das Prinzip 
des Schulzwangs auf die im elterlichen Hause oder in Privat- 
schulen unterrichteten Kinder ebenfalls seine Anwendung finden 
muss. Die Freiheit des Unterrichts soll gewahrt bleiben, doch 
darf sie nicht in Freiheit des Nichtunterrichts ausarten. Un- 
glücklicherweise kommt es häufig vor, dass die Eltern, unter 
dem Verwände, ihren Kindern einen sogenannten Privatunter- 
richt zu ertheilen, sie den Anforderungen des Gesetzes zu ent- 
ziehen suchen. Dies ist ein Mittel, privatim dem Schulzwang 
zu entgehen. Wir könnten zahlreiche Thatsachen zur Unter- 
stützung des Gesagten anführen. Pflicht der Kantone ist es 
aber, unverwandt darüber zu wachen, dass alle Kinder ohne 
Ausnahme einen genügenden Unterricht erhalten, und in Folge,» 
dessen zu fordern, dass der Besuch der Privatschulen ebenso 
regelmässig sei wie der der öffentlichen Schulen. Es darf für 
Niemanden ein Vorrecht geben. 

d. Die Bundesverfassung gewährt den Kantonen eine Frist' 
von fünf Jahren zur Einführung der Unentgeldlichkeit in den 
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öffentlichen Primarschulen. Die Verfassung ist am 29. Mar 
1874 in Kraft getreten, die Frist von fünf Jahren wäre dem- 
nach genau am 29. Mai 1879 abgelaufen. Wir glauben indessen, 
man könne das Datum des 1. Juli 1879. festsetzen ; in jedem 
Falle darf für das Wintersemester 1879 — 80 kein Schulgeld 
mehr erhoben werden. 

Die einzige Streitfrage, zu welcher die Unentgeldlichkeit 
Veranlassung geben könnte, wäre die, ob dies Prinzip sich nur 
auf das Schulgeld bezieht, oder ob es sich auch auf die dem 
Schüler unentbehrlichen Materialien bezieht (Bücher, Papier, 
Federn u. s. w.). Wir sind der Ansicht, die Verfassung nehme- 
nur die Aufhebung des Schulgeldes in Aussicht. Den Kan- 
tonen, welche weiter gehen wollen oder schon weiter gegangen 
sind, steht es bei alledem frei, auch die Unentgeldlichkeit der 
Lehrmittel durchzuführen. Niemand wird etwas dagegen ein- 
zuwenden haben. 

e. Die öffentliche Schule soll konfessionslos sein. Dieser 
Punkt wird stets zu den streitigsten gehören. Die verschie- 
denen Auffassungen betreffen die mit dem Unterricht betraute 
Person, die Aufsicht über den Unterricht und den . Unterricht 
selbst. 

Was die Person betrifft, so haben wir bei den ßevisions- 
debatten gesehen, dass man im Prinzip weder den Ausschluss- 
der Geistlichen im Allgemeinen noch den der Mitglieder reli- 
giöser Orden zugelassen hat. Hingegen sollen die Geistlichen 
un(J die Mitglieder religiöser Orden kein Vorrecht gemessen;, 
sie können nicht von Amtswegen Mitglieder der Schulbehörden 
sein, das ist weiter oben schon ausgeführt worden ; sie sind nicht 
berechtigt, öffentliche Schulen unter Aussfihluss der weltlichen 
Personen zu halten; sie müssen in Bezug auf zu liefernde 
Fähigkeitszeugnisse mit den letztern auf gleichem Fusse be- 
handelt werden. Wir sind also nicht der Ansicht, dass es den 
mit der ausschliesslich staatlichen Leitung des Primarunterrichts« 
betrauten Civilbehörden gestattet sei, den Obedienzbrief als 
Fähigkeitszeugnis s für Lehrerinnen zuzulassen, welche religiösea 
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Kongregationen angehören. Diese Personen müssen unbedingt 
zum gemeinen Recht zurückkehren. Vielleicht ist eine Ueber- 
gangszeit zulässig; um gewissermassen erworbene Rechte nicht 
zu hart zu verletzen; ^im Prinzip aber kann die Aufrechthaltung 
des bezeichneten Privilegiums durch kein öffentliches Interesse 
gerechtfertigt werden und es widerspricht dasselbe mehreren 
Verfassungsbestimmungen. 

Der Ausschluss der Mitglieder religiöser Orden vom Primar- 
xinterricht muss demnach als individuelle Massregel behandelt 
werden. Eine unfähige Person hat nicht das Recht zu lehren, 
weil sie zu einer Kongregation gehört; der Ausschluss eines 
ganzen Ordens kann jedoch nur in den im Artikel 51 der 
Bundesverfassung bezeichneten Fällen ausgesprochen werden, 
d. h. wenn eine Affiliation mit den Jesuiten vorliegt oder die 
Thätigkeit des betreffenden Ordens staatsgefährlich ist oder 
den Frieden unter den Konfessionen stört. Nach Wortlaut des 
Artikels 52 kann ein bereits aufgehobener Orden nicht wieder 
iergestellt werden, d. h. seine Mitglieder verlieren jedes Recht, 
ferner in einer öffentlichen oder privaten, einer hohem oder 
Primarschule zu unterrichten. 

Bezüglich des Unterrichts selbst stehen sich drei Tendenzen 

in Fragen heikelster Art gegenüber. Wir wollen es versuchen, 

sie zu charakterisiren, erklären jedoch im Voraus (dies ist in 

solchem Falle stets nöthig), dass uns die Absicht, irgend wen 

zu verletzen, durchaus fern liegt. 

Die eine ist die konfessionelle Tendenz : « ausser uns kein 
Heil» ; dies ist jjirin oft wiederholter, kürzester Form das Credo 
vieler Konfessionen oder religiöser Sekten. «Wir sind^im Be- 
;sitz der Wahrheit, und es ist unsere Mission, sie zu jeder Zeit 
zur Geltung zu bringen, denn es handelt sich um die ernstesten 
Interessen des Menschen, es handelt sich um sein Heil oder 
um seine ewige Verdammniss. Die Schule ist die Tochter der 
Kirche, wir haben unverjährbare Rechte auf dieselbe ; die Kind- 
heit muss auf den rechten Weg geleitet werden, und wir allein 
können dieses Heilswerk vollbringen. Die weltliche Schule ist 
gleichbedeutend mit der atheistischen Schule, sie ist eine Un- 
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geheuerlichkeit ; das Kind bedarf vor allen Dingen der Religion, 
die Religion ist die Basis der Moral und sie beide bilden gemein- 
sam die festen Grundlagen der Erziehung; wenn ihr sie auf- 
hebt, dann habt ihr eine Nation ohne Gott, ohne Ideal, ohne 
Tugend, ohne Zügel, ohne Gerechtigkeit, ihr kehrt zur^Barbarei 
zurück. Wir also, die einzigen Inhaber der Wahrheit, müssen 
auch die geistigen Leiter der Schule sein : wir wollen, dass die 
Lehrer unsere Doktrinen im Geiste des Gehorsams wiederholen ; 
wir wollen, dass Alles in der Schule wie ein Spiegel unserer 
Glaubensartikel sei ; der Katechismus, unser Katechismus, muss 
obligatorisch sein ; ftlr den Religionsunterricht müssen auf dem 
Lehrplan spezielle von uns vor allen übrigen Stunden auser- 
sehene Stunden verzeichnet sein; die Schulbücher müssen von 
uns geprüft, angenommen und gegebenen Falls auch von uns 
von allem Anstössigen gereinigt sein; die Geschichte muss in 
unserem Geiste gelehrt werden ; wir wollen, dass unsere Kinder 
den religiösen Glauben ihrer Väter makellos forterhalten, und 
mögen dann diejenigen, welche einen andern Unterricht wün- 
schen, wenn das Gesetz ihnen die Freiheit dazu lässt, ihn sich 
anderswo suchen.» 

Diese Tendenz kann gegenüber dem dritten Alinea des 
Artikels 27 nicht mehr geduldet werden. Wohl darf man er- 
warten, dass die Vertreter derselben nicht ohne Weiteres das 
Feld räumen; sie werden sich im Gegentheil durch mancherlei 
Hülfsmittel bemühen, ihren überwiegenden Einfluss zu behaup- 
ten oder wieder zu erringen. Den Kantoneü in erster Linie 
und dem Bunde liegt es ob, dafür zu sorgen, dass die Ver- 
fassungsbestimmung treu beobachtet werde. 

Die Anhänger einer andern Tendenz denken wie folgt: 
41 Da der Schulbesuch obligatorisch ist und die konfessionellen 
Trennungen immer zahlreicher und schärfer sind, so ist es 
nicht ferner möglich, den Religionsunterricht in seiner alten 
Form aufrecht zu halten; demungeachtet ist das religiöse Ge- 
fühl ein so kräftiges, so Alles beherrschendes Erziehungsmittel, 
dass man es um keinen Preis entbehren kann. Der Religions- 
unterricht muss den ersten Rang in der Schule behaupten; man 
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muBS ihn nur in einer Weise geben, d&ss Niemand verletzt 
wird. Es gibt glQcklicberweise Wahrheiten genug, welche Ge- 
meingut aller Eonfessionen sind : der Glaube an einen Gott, 
der Begriff des Guten und Bösen, die Pflichten gegen die 
Familie und die Gesellschaft u. s. w., als dass man nicht eine 
sogenannte interkonfessionelle Religionslehre schaffen könste. 
Das fordern wir. Wenn ihr das nicht habt, welche erzieheri- 
schen Mittel bleiben euch dann noch? Welche Gewalt wird 
der Lehrer auf das Herz und das Gewissen seiner Schüler 
dann ausüben? Mit unserem System im Gegentheil werdet ihr 
den künftigen Bürgern , den künftigen Familienmüttern die 
Ueberzeugung einprägen, daes alle Konfessionen sich auf einem 
gemeinsamen Boden die Hand reichen dürfen; ihr werdet ihnen 
Ideen der Toleranz einschärfen und damit einen grossen Schritt 
vorwärts zur Beruhigung der religiösen Leidenschaften thun, 
welche so oft das Vaterland zerrissen haben.» 

Diese Ideen sind edel und hochherzig; die Schwierigkeit 
aber liegt nicht gerade darin, jenen interkonfessionellen oder 
natürlichen Religionskursus zu schaffen, sondern ihn zur 
Annahme zu bringen; denn man weiss, dass, wenn auch die 
verschiedenen Orthodoxieen mit Feuereifer einander bekämpfen, 
sie in der schönsten Eintracht gegen das sogenannte System 
der unabhängigen Moral Front machen und noch viel beflissener 
sind, diese zu vernichten, als sich gegenseitig zu zerfleischen. 

Die dritte Tendenz schliesst sich enger an die amerika- 
nischen und holt&ndischen Ideen an, welche eine unbedingte 
Trennung zwischen dem religiösen oder konfessionellen Unter- 
richt und dem eigentlichen Schuiimterricht durchführen. Sämmt- 
liche Kulte werden damit auf den Fuss vollkommenster 
Gleichheit gestellt. Das ist keine Feindseligkeit, sondern Un- 
parteilichkeit. Man gestatte uns die im Neuenburger Gesetz 
von 1872 enthaltenen, sehr vollständigen Bestimmungen anzu- 
führen, welche, bei ihrem Erscheinen bekämpft, gegenwärtig 
dem Regierungsbericht des Kantons Neuenburg zufolge so sehr 
' in die Sitten eingedrungen sind, dass Niemand mehr eine 
Aenderung begehren möchte: 
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Art 18. Der Religionsunterricht ist von den anderen Theilen des 
Unterrichts getrennt (Art. 79 der Verfassung). 

Dieser Unterricht ist fakultativ. 

Er wird nach der freien "Wahl und dem Willen der Eltern ertheilt. 

Art. 19. Die Schulkonunissionen haben die Stunden für den religiösen 
Unterricht anzusetzen. Sie haben besonders darauf zu sehen, dass dieser 
Unterricht auf ^ine passende Tageszeit ausserhalb des Stundenplans, auf die 
Zeit vor oder nach den andern Stunden verlegt werde. 

Art. 20. Die Schullokale stehen bedingungslos allen Bekenntnissen für 
den religiösen Unterricht zur Verfügung. Wenn um dieselben Stunden von 
mehreren Seiten nachgesucht wird, so entscheiden die Schulkommissionen zu 
Gunsten der Mehrheit der Kinder, die dem Unterricht folgen sollen, ohne 
dass indessen in Folge der getroffenen Anordnungen eine Minderheit oder 
mehrere Minderheiten vollständig vom Gebrauch der Lokale ausgeschlossen 
werden können. 

Art. 21. Die Schulkommissionen haben sich weder bei Wahl und ge- 
gebenen Falls bei Besoldung der den religiösen Unterricht ertheilenden, 
Personoo^ noch bei Festsetzung des Charakters und des Plans dieses Unter- 
licbls zu betheiligen. 

Neben diesen Bestimmungen glauben wir hier noch das 
Oesetz. von Massachusetts anftlhren zu müssen, welches fol- 
gendeormassen lautet: 

«Die Lehrer sollen sich bemühen, in die Herzen der ihrer 
^Fürsorge anvertrauten Jugend Frömmigkeit, Gerechtigkeit, 
<Aektung: vor der Wahrheit, Liebe zum Vaterlande und Wohl- 
c wollen gegen alle Menschen, Genügsamkeit, Liebe zur Arbeit, 

< Keuschheit,. Massigkeit und alle andern Tugenden zu pflanzen, 
<s^ welche der menschlijehen Gesellschaft zur Zierde und dem 
«Freistaat zur Grundlage: dienen. Sie sollen ihren Zöglingen 
<' durch Beispiele, die deren Verständniss zugänglich sind, zeigen, 
« wie diese Tugenden zur Erhaltung und Vervollkommunng der 

< republikanischen Einrichtungen beitragen. Allen die unschätz- 

< baren Wohlthaten der Freiheit verbürgen und ihr eigenes 
-«:Glüiek sichern, und wie die entgegengesetzten Laster uüver- 
«meidlieh die verderblichsten Folgen herbeiführen^ > 

Nach den erreichten Resultaten zu urtheilen, sagt Herr 
Layeleye, wird dieses, würdige Programm buchstäblich befolgt. 

Wenn wir nun auch die Ansicht aussprechen, dass das 
amerikanische , holländische und neuenburgische System das 
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logischste ist, so sind wir dennoch nicht der Meinung, dass 
man alle Kantone nöthigen solle, es unbedingt in's Leben zu 
führen. Das Wesentliche ist Folgendes: 

1) dass der religiöse konfessionelle Unterricht für kein 
Kind ohne den Willen seiner Eltern obligatorisch sei; 

2) dass die andern Theile des Unterrichts, namentlicli die 
Schulbücher, von konfessionellem Geiste frei seien; 

3) dass die öffentliche Schule der konfessionellen Propa- 
ganda nicht als Wirkungskreis diene. 

Mit einem Worte : c die öflfentlichen Schulen sollen von den 
«Angehörigen aller Bekenntnisse ohne Beeinträchtigung ihrer 
«Glaubens- und Gewissensfreiheit besucht werden können.» 

Bei einer so viele Bedenklichkeiten wachrufenden Materie, 
wobei es zugleich so leicht ist, im Geheimen Tendenzen zu 
verfolgen, welche von der Bundesverfassung verpönt sind, oder 
auch Personen, die von den besten Absichten beseelt sind, 
Tendenzprozesse zu machen, ist es zu wünschen, dass die 
Schulbehörden aller Grade ihre Bemühungen darauf richten, 
dass das Gesetz der Gleichheit zwischen allen Bekenntnissen, 
sowie die gegenseitige Toleranz volle Achtung geniesse, indem 
sie darüber wachen, dass bis in die kleinsten Einzelheiten 
des Schullebens das Gewissen der Kinder und das der Eltern, 
welche sich zu religiösen Meinungen bekennen, die mit denen 
der Mehrheit nicht übereinstimmen, in keiner Weise verletzt 
werde. Diese Aufgabe, wir wissen es wohl, ist voller Schwierig- 
keiten, doch ist es -möglich, dieselbe zu erfüllen, wenn man 
nur will. Die Bundesverfassung macht übrigens den Kantonen 
eine Pflicht daraus. 



Wir können dieses Kapitel nicht schliessen, ohne noch ein 
Wort über eine sehr wichtige Frage zu sagen : die Freiheit des 
Unterrichts. Diese Freiheit wird durch die Bundesverfassung 
nicht gafantirt,' sie ist jedoch implicite zugegeben. Mau ent- 
deckt sie namentlich* zwischen den Zeilen des Artikels 27, 
welcher die Unentgeldlichkeit nur für die öflfentlichen Schulen 
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als verbindlich erklärt. Die Verfassung gibt demnach zu, dass 
es Privatschulen geben kann. Welche Stellung haben nun diese 
Privatschulen der Bundesverfassung gegenüber? 

Die Frage ist bei Gelegenheit der zu Gunsten der luzer- 
nischen Verfassung geforderten Garantie schon von der Bundes- 
versammlung geregelt worden. Es wurde damals (2. Juli 1876) 
entschieden, dass < nach Wortlaut des Artikels 27 der Bundes- 
< Verfassung der gesammte Primarunterricht unter staatlicher 
«Leitung steht. »®2) 

Der Verfasser vorliegenden Berichtes war bei jener Gelegen- 
heit Berichterstatter d^ ständeräthlichen Kommission. Er 
analysirte damals den Text des Artikels 27 wie folgt: 

Ans diesem Wortlante ergibt sich: 

1) dass den Kantonen die formliche Verpflichtung auferlegt ist, dafür zu 
sorgen, dass jedem Kind ein genügender Frin&rnnterricht zn Their 
werde; 

2) dass der Primarunterricht in den privaten, wie in den öffentlichen 
Schulen, ausschliesslich unter staatliche Leitung gestellt ist, indem der 
erste Theil des zitirten zweiten Alinea eine allgemeine Vorschrift ent- 
hält und nur im zweiten Theil desselben, sowie im dritten Alinea ein 
Unterschied zwischen privaten und öffentlichen Schulen implicite aufge- 
stellt wird; 

3) dass zur Erreichung dieses Zieles die Kantone öffentliche Schulen zu 
unterhalten haben, welche unentgeldlich und konfessionslos sein müssen. 
Zu bemerken ist hier, dass die Lehrfreiheit durch diesen Artikel nicht 

gewährleistet ist. Ein Antrag, sie ausdrücklich zu garantiren, ist im Laufe 
der Bevisionsdebatte gestellt, jedoch abgelehnt worden, so dass den Kantonen 
ganz unbenommen ist, diese Lehrfreiheit anzuerkennen oder nicht. 

Dagegen ist in den Kantonen, welche sie anerkennen, die Lehrfreiheit 
im Primarunterrichtswesen durch die förmlichen Vorschriften der Bundes- 
verfassung beschränkt. Der Primarunterricht ist für alle Kinder obligatorisch 
erklärt und es muss derselbe genügend sein, d. h. der private Primar- 
unterricht muss mindestens das gleiche pädagogische Ergebniss aufweisen, 
wie der öffentliohe Primarunterricht, welcher durch die kantonalen und all- 
fällig eidgenössischen Gesetze und Verordnungen normirt wird. 

Dieser allgemeinen Verpflichtung ist der private Primarunterricht in 
keinem Punkte enthoben. Dagegen kann er sich vom Öffentlichen Unter- 
richt in zwei Punkten, aber in diesen allein, unterscheiden; es sind diess: 



*^ Amtliche Sammlung der Bundesgesetze, neue Folge, I, S. Ö49. 
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1) die Unentgeldlichkeit, die nur den Öffentlichen Schulen auferlegt ist; 

2) der konfessionelle Charakter, den der private Unterricht haben kann, 
während er dem öffentlichen untersagt ist.*') 

Seit jener Zeit hat unsere Ansicht sich nicht geändert. 
Heute wie damals sind wir der Meinung, dass die Kantone, 
welche die Errichtung von Privatschulen gestatten, über die- 
selben, von ier Unentgeldlichkeit und Weltliehkeit abgesehen, 
dieselbe Aufsicht zu führen haben, wie über die öffentlichen 
Schulen; der Schulbesuch muss hier ebenso regelmässig sein 
und jedenfalls müssen sie gleiche pädagogische Ergebnisse auf- 
weisen, wie der öffentliche Uunterricht. »Der Bund hat die Pflicht, 
darüber zu wachen, dass dem so sei, und das Recht, den Kan- 
tonen, die in dieser Hinsicht lässig wären, zu befehlen, dass 
sie eine wirksame Oberaufsicht organisiren und mit Strenge 
einschreiten. 

Man kann eine Schule, welche von einer öffentlichen Ver- 
waltung Unterstützungen bezieht, nicht als eine Privatschule 
betrachten und behandeln. Die Kantone, Gemeinden und Kor- 
porationen haben nicht das Recht, eine konfessionelle Schule 
z. B. aus dem Gelde der Steuerzahlenden oder aus den Ein- 
künften des öffentlichen Vermögens zu unterhalten. Diess wäre 
nur eine Umgehung der Verfassungsbestimmungen. Der Bundes- 
rath hat in der That einen Rekurs der Pfarrgemeinde Banz in 
dem von uns angegebenen Sinne entschieden. ®^) 



HI. Massregeln, welche der Bond betaufs AusfOhrung^ des 
Artikels 27 bis zu heutigem Tage ergriffen. 

Sogleich nach Bekanntmachung der neuen Bundesverfassung 
fühlte man das Bedürfniss, eine bestimmte Ordnung für die 
gesetzgeberischen Arbeiten festzustellen, mit denen jetzt be- 
,gonnen werden sollte, und am 25. Juni 1874 lud ein Postulat 

w) Bundesblatt 1875, 111, S. 490. 
^) 8. weiter unten S. 72. 
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fldes Nationalrathes den Bundesrath ein, ein Programm hierüber 
vorzulegen. In einem Bericht vom 9. Oktober (Bundesblatt 
1874, III, 1, 39) that der Bundesrath keine Bemerkung, die in 
irgend welcher Weise sich auf die Ausführung des Artikels 27 
l)e20g, und die Bundesversammlung nahm den Bericht entgegen 
•(9./13. November), ohne von dieser Lücke Notiz zu nehmen. 

Im Verlaufe derselben Session aber, den 16. Dezember 1874, 
brachten Herr Desor und 27 Mitunterzeichner folgende Motion 
beim Nationalrath ein : 

«Der Bundesrath ^ist eingeladen, Bericht über die Mass- 
« regeln zu erstatten, die noch zu ergreifen sind, um die Aus- 
-«führung des Artikels 27 zu sichern, speziell soweit es die 
«Volksschule betrifft.» ^ 

Diese Motion wurde am 15. Juni 1875 ohne Debatte an- 
genommen, nachdem Herr Desor sie in Kürze motivirt hatte. 

Schon im Jahre vorher, am 3. Juni 1874, hatte der Bundes- 
rath ein Circular an alle Kantone gerichtet, worin er, an den 
Wortlaut der drei letzten Alinea des Artikels 27 und an Artikel 4 
der Uebergangsbestimmungen erinnernd, sich wie folgt aus- 
spricht: 

«Um Gewissheit zu erlangen, dass der Primarunterricht 
<(in Ihrem Kanton den vorerwähnten Forderungen entspricht, 
«müssen wir Sie einladen, uns hierüber die nöthigen Doku- 
<mente zukommen .zu lassen. Wenn in der einen 'oder andern 

< Beziehung der Primarunterricht in Ihrem Kanton Lücken auf- 

< weist, die unter der Herrschaft der neuen Verfassung nicht 
«mehr vorhanden sein sollen, so müssen wir Sie auffordern, 
^uns anzugeben, in welcher Weise und bis zu welchem Zeit- 
« punkte Sie in der Lage zu sein gedenken, diesem Mangel ab- 

< zuhelfen. > 

Als Antwort auf diese Einladung sandten uns die Kantone 
die verlangten Aktenstücke zu und machten ausserdem folgende 
Bemerkungen : 

Zürich wird sich bemühen, den in seinem Schulgesetz noch 
existirenden Mängeln abzuhelfen; seine Wünsche gehen übrigens 
auf ein eidgenössisches Gesetz. (Antwort vom 27. Juni 1874.) 
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Bern verspricht die Aufhebung der Schulgelder, da wo sie 
noch exiatireu. (15. Juli 1874.) 

Luzern wird den Artikel 71 seiner Verfassung, betreffs 
Vertretung der Geistlichkeit im kantonalen Erziehungsrath, fallen 
lassen oder diese Vertretung als eine fakultative erklären ; 
ausserdem will es gesetzlich die Gewissens- und Glaubens- 
freiheit garantiren. (15. Juni.) 

Uri stellt eine demnächstige Revision seines Schulgesetzes 
in Aussicht, um dasselbe mit den Bestimmungen der eidgenös- 
sischen Verfassung in Einklang zu bringen. (21. Juli.) 

Schtvyz hat die uöthigen Massr^eln getroffen, um im Laufe 
desselben Sommers seine Schulgesetzgebung zu revidiren und 
sie dem'rtikel 27 anzupassen. (13. August.) 

Obwalden. Die Landsgeuielnde hat die Revision des Schul- 
gesetzes beschlossen uud diese Revision ist in Vorbereitung. 
(30. JunL) 

Nidwaiden ' hat die Revision seines Gesetzes begonnen. 
(27. Juli, 27. August.) 

Glarus erachtet, dass sein Gesetz mit dem Artikel 27 über- 
einstimmt. (26. Juni.) 

Zug hat sein Schulgesetz einer Revision unterworfen. 
(25. Juni.) 

Freihurg wird sein Gesetz mit Beziehung auf den kon- 
fessionellen Punkt revidiren, um die Bestimmungen aufzuheben, 
welche dem Klerus eine erfolgreiche Mitwirkung im Schulwesen 
zusichern. 

Solothurn erachtet, dass sein Gesetz den Bestimmungen 
des Artikels 27 entspricht. (14. Juni.) 

Basel -Stadt wird bei der bevorstehenden Verfassungs- 
revision die Frage der Unentgeldlichkeit regeln. (22. Juli.) 

Basel-Land beabsichtigt , nach der Verfassui^srevisioo, 
welche für das Jahr 1875 in Aussicht genommen ist, ein neues 
Schulgesetz zu erlassen, welches den Vorschriften des Artikels 27 
entsprechen soll, (18. Juli.) 

Schaffhausen entwirft ein neues Gesetz, in welches die 
Unentgeldlichkeit eingeführt werden soll. (12. August.) 
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Appenzell Ä.-Rh. glaubt den Verfassui^sbestimmungen zu 
entsprechen. (1. August.) 

Appenzell L-Bh. wird die dem Prinzip i 
Leitung der Schule widersprechenden Bestimi 
SehulyerordnuDg fallen lassen. (15. Juli.) 

St. Gallen wird den konfessioneilen Charakt 
Unterrichts bei der begonnenen Verfassungsrevi 
(1. Juli.) 

OrauMnden bemerkt, dass das entworfen 
den Verfassungsbestimmungen entspricht. (6. A 

Aargau will die ausdrückliche Aufforderun 
rathes abwarten, um die betreffenden ßestim 
Schulgesetzes aufeuheben. (30. Juli.) 

Thurgau bemerkt, dasa in dem Revisions 
Schulgesetzes die Grundsätze des Artikels 27 
rücksiehtigung finden. (30. Juli.) 

Tessin beabsichtigt, aus dem Sehulplan für 
den konfessionellen Unterricht zu entfernen ode 
zu erklären. (16. Juni.) 

Waadt wird das Schulgeld bei Gelegenheit c 
Revision seines Schulgesetzes aufbeben, (23. Ji 

WaXlie erklärt sieh bereit, seinem Grost 
Modifikationen vorzuschlagen, welche bezüglich 
- gesetzes verlangt wferden könnten. (20. Juni.) 

Neuenbürg genügt den Vorschriften des Artifc 
jedoch , dass näher bestimmt werde , in welcl 
Grundsatz der staatlichen Leitung der Schule i 
schulen Anwendung finden soll. (10. Juli.) 

Genf ist der Ansicht, dass seine Schulein 
eidgenössischen Gesetzen entsprechen. (11. Jun 

Da hiermit die meisten der Kantone eine 
Sehuleinrichtungen ankündigten, so war es gebot 
zu andern Massregeln sich entschloss, die Ri 
Revision abzuwarten. 

Ausser dieser ersten, nach Erlass des Circul 
1874 angestellten Untersuchung, beauftragte das 
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Departement des Innern im Jahre 1873 Herrn Professor Kinkelin 
^in Basel, eine vollständige Ünterrichtsstatistik der Schweiz zu 
verfassen, welche für die Weltausstellung von Philadelphia be- 
stimmt und im Mai 1875 vollendet war. Dieses Werk, obgleich 
es, was speziell den Primarunterricht betrifft, von grossem 
Interesse ist, entspricht dennoch nicht mehr dem gegenwärtigen 
Stande der Dinge und kann demnach nicht als unbedingte 
Grundlage für die Beurtheilung der Verhältnisse dienen. 

Im Jahre 1875, zur Zeit als das neue Militärgesetz in Kraft 
trat, verordnete das eidgenössische Militärdepartement, dass 
die Rekruten, gleichwie sie einer sanitarischen Prüfung un£er- 
liegen, auch über den Grad ihrer geistigen Bildung geprüft wer- 
den sollen. Diese Prüfung erstreckt sicTi über vier Gegenstände : 
1) Lesen; 2) Aufsatz; 3) Schriftliches Rechnen und Kopfrechnen: 
4) Geographie, Geschichte und Verfassung der Schweiz. Die 
Ergebnisse werden durch Zahlen bezeichnet, die von 1 (sehr 
gut) bis 4 (null oder fast null) gehen. Jeder Rekrut, welcher 
die Note 4 in mehr als einem Fache erhält, muss den Ergän- 
zungsunterricht während der Rekrutenschule besuchen. 

Diese Vorschriften kamen im Herbst 1875 und seitdem mit 
geringer Modifizirung im Herbst 1876 und 1877 zur Anwendung. 
Die Resultate der beiden ersten Jahre sind veröifentlicht und 
sehr verschieden aufgenommen worden. Wir wollen sie hier 
nicht näher prüfen und behalten uns vor, es weiter unten zu' 
thun. 

Am 6. Februar 1876, da das eidgenössische Departement 
des Innern voraussetzen durfte, dass die von den Kantonen 
angekündigten Revisionsarbeiten vollendet oder doch nahe an 
ihrem. Abschluss seien, dass es folglich möglich wäre, sich über 
die Wirkungen des Artikels 27 Rechenschaft abzulegen, forderte 
es die Kantonsregierungen auf, ihm folgende Aktenstücke zu- 
kommen zu lassen: 

1) die pädagogischen und statistischen Berichte des Er- 
ziehungsdepartements über die Jahre 1875 und 1876;- 

2) das allgemeine Programm für den Primarunterricht, 
wenn ein solches vorhanden war; 
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3) die Liste der in den Primarschulen benützten Lehr- 
bücher ; 

4) die seit Inkrafttreten der neuen Bundesverfassung vor- 
genommenen Veränderungen an den Schulgesetzen und Schul- 
reglementen. 

Auf der Basis dieser Aktenstücke hat dann das Departe- 
ment eine Uebersichtstafel des gegenwärtigen Zustandes des 
Primarunterrichts in der Schweiz zusammengestellt, welche im 
folgenden Kapitel einen Platz gefunden. 

Der Artikel 27 musste nothwendig zu Rekursen an die 
Bundesbehörde führen, doch waren dieselben merkwürdiger- 
weise weniger zahlreich als zu erwarten stand. Im Jahre 1874 
wurden keine eingereicht, 1875 lagen dem Bundesrath nur zwei 
Fälle vor, nämlich : * 

1) Eine Vorstellung der Familienväter des Dorfes Maignon 
bei Vötroz (Wallis), die sich über die Verschmelzung der 
Schule dieses Ortes mit derjenigen von Vetroz beklagten. Der 
Bundesrath schloss, es sei kein Grund vorhanden, diese Mass- 
regel aufzuheben, in Erwägung, dass sie nach einem Bericht 
des Staatsrathes von Wallis einen besseren Unterricht für die 
Kinder von Maignon bezwecke. (20. Januar.) 

2) Eine Vorstellung von Petitionären aus Poschiavo (Grau- 
bünden), die um Aufhebung einer Verordnung des reformirten 
Schulrathes einkommen, durch welche eine Schulsteuer ein- 
geführt worden. Der Bundesrath hat die Bittsteller in erster 
Linie an die obere kantonale Schulbehörde verwiesen (26. April), 
und seitdem ist die Angelegenheit nicht wieder vor die Bundes- 
behörde gebracht worden. 

Im Jahre 1876 wurden folgende Rekurse eingereicht: 

I. Die Gemeinde Bulle hatte im Jahre 1873 eine freie 
Sekundärschule errichtet und dies in Folge eines Konfliktes 
mit dem Staatsrath des Kantons Freiburg wegen einer an der 
offiziellen Sekundärschule jener Stadt zu besetzenden Lehrstelle. 
Gestützt auf das Schulgesetz forderte später die Kantonal- 
regierung die Stadt zu den nöthigen Geldbeiträgen für die 



k 



offizielle Schule auf und verweigerte dem Gemeindebüdget für 
das Jahr 1876 ihre Anerkennung, weil dieses Budget die 
zu Jenen Beiträgen nothwendigen Summen nicht in Aussiclil 
genommen hatte. ■ Die Gemeinde wandte sich deshalb an den 
Bundesrath und stützte sich in ihrem Rekurs auf mehrere 
Artikel der Kantonsverfassung, wie auf Artikel 27 der Bundes- 
verfassung; der Rekurs wurde jedoch aus folgenden Motiven 



1) Soweit der Rekurs sich auf Verletznng der durch die Kantons- 
verfasBong gewährleisteten Rechte bezieht, hat der Bundesrath Dach Wort- 
laut des Art. 59, litt, a des Gesetzes über die Organisation der Baadesjostiz 
nicht darüber zn entscheiden. 

2) Die einzige Frage, die von der Bundeseiekntive geprüft werden 
kann, ist die, ob die bezeichneten Artikel dea freilnirgiEchen Schalgesetzes 
und die Entscheidncgen des gtaatsratbs den Artikel 27, aliiiea 2 und 3, der 
Bundes verfassaog verletzen. Diese Frage muss verneint werden, iu Er- 
wägnng, dass das Gebiet de» Sekundaronterrichls ausschliesslich den Kan- 
tonen vorbehalten and bis jetzt nicht erwiesen ist, dass aus der Art der 
Organisation dieses Unterrichts im Eantoo Freiburg ein Nachtheil für den 
Primarnnterricht entstanden ist, über welchen allein der Bund Rechte aus- 
zuüben hat. 

II. Die Gemeinde Ruswyl (Luzern) hatte beschlossen. 
Lehrschwestern zur Leitung einer höbern Mädchenschule zu 
berufen. Dies führte zu einem von zahlreichen Bürgern unter- 
zeichneten Rekurs mit dem Ersuchen, dass jene Ernennung, 
die noch nicht zur Ausführung gelangt, suspendirt werde. Der 
Rekurs wurde, was die Suspensivwirkung betrifft, nicht zu- 
gelassen, jedoch in Beziehung auf die Hauptfrage der Regierung 
des Kantons Luzern überwiesen. Motive: 

1] Die Entscheidung über Rekurse wegen Verletzung der durch die 
Verfassnugen und Schulgesetze gewährleisteten Rechte gehört nicht zur 
Kompetenz des Bundesrathes. 

8) Der Artikel 27 der Bnndesverlassnng schreibt freilich vor, «die 
„öffentlichen Schalen sollen von den Angehörigen aller Bekenntnisse ohne 
„Beeinträchtigung ihrer Glaubens- und Gewissensfreiheit besucht werden 
können ; " dies bedeutet jedoch nicht, dass Personen, welche religiösen Orden 
angehören, vom Unterricht in öffentlichen Schulen ausgeschlossen seien. 
Ein während der Debatte über die Bundesrevision in diesem Sinne gestellter 
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Antrag ist im Gegentheil abgelehnt worden; ein allgemeiner Ansschluss der 
•Ordensmitglieder ist folglich der Kompetenz der Kantone verblieben. 

3) Die Unfähigkeit von Personen, die einem religiösen Orden angehören 
oder nicht, und der nnkonstitntionelle Charakter des von diesen Personen 
ertheilten Unterrichts können nicht aus blossen Vermuthungen festgestellt 
werden; dazu bedarf es genauer und unverwerflicher Thatsachen. Es kann 
demnach aus den von dem Eekurs angerufenen Motiven ein Beschluss nicht 
aufgehoben werden, dessen Wirkungen noch abzuwarten sind. 

4) Hingegen ist, wie das letzte Alinea des Artikels 27 der Bundes- 
verfassung es der Bundesbehörde zur Pflicht macht, zu prüfen, ob die An- 
gaben der Rekurrenten in Betreff der Unfähigkeit der schon in den öffent- 
lichen Schulen des Kantons Luzem angestellten Lehrschwestem, sowie be- 
züglich des unkonstitutionellen Charakters ihres Unterrichts, wirklich be- 
gründet sind. 

Seitdem ist eine Lehrschwester in der That zur Leitung 
dieser Schule berufen und ein neuer Rekurs eingereicht worden. 
Andere, ähnliehe Rekurse sind aus Büttisholz (Luzem) und aus 
dem Kanton Appenzell I.-Rh. eingelaufen. In Anbetracht, dass 
in diesen verschiedenen Rekursen zahlreiche Angaben gemacht 
wurden, deren Begründung oder Nichtbegründung erst nach ein- 
gehenden Untersuchungen festgestellt werden konnte, forderte 
der Bundesrath das eidgenössische Departement des Innern 
auf, zu dieser Untersuchung schreiten zu lassen und zu gleicher 
Zeit zu prüfen, ob die Schulthätigkeit der Lehrschwestem den 
Bestimmungen des Artikels 27 entspricht. Das Departement 
beauftragte den Herrn Ständerath Birmann aus Baselland mit 
der speziellen Untersuchung betreffs Ruswyl und Büttisholz und 
den Herrn Ständerath F. von Tschudy aus St. Gallen mit der 
speziellen Untersuchung betreffs Appenzell I.-Rh. , Ausserdem 
wurden beide Herren beauftragt, die allgemeine Frage bezüglich 
der Schulthätigkeit der Lehrschwestern zu prüfen. Zur Stunde, 
da wir diese Zeilen schreiben, ist die Untersuchung noch nicht 
vollständig beendigt. 

in. Die Versammlung der Pfarrgemeinde von Arth (Schwyz) 
hatte beschlossen, die Stellen des Lehrers und Unterlehrers an 
der Sekundärschule in Zukunft mit den Präbenden von St. Michel 
und St. Anna zu verbinden und nachträglich zur Besetzung 
dieser Posten zu schreiten. Gegen diese Entscheidung rekur- 
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rirten einige Bürger von Arth und verlangten, dass diese Er- 
neDDungen suspendirt würden, bis die Reknwenten ihre ver- 
fassungsmässigen Rechte geltend gemacht, wozu' man ihnen 
materiell nicht die Zeit gelassen. Die Suspensivwirkung wurde 
aus folgenden Motiven gewährt: 

1) Die Eompetenz des Sandesratbea, aber den Behnrs zu eutscheiden, 
ist der Frage nntergeorduet, ob in dem Beschlnaa der Tersammlnng der ' 
Pforrgemeinde Arth eine wirkliche Yerletsnug des Artikels 37 der BandeS' 
Verfassung vorliege, waa aas der gedrängten Darlegang der von den Bekur- 
reuten angegebenen Tbatsacben nicht znr (ienitge erhellt. 

2) Hingegen hat die Terfasaang des Kantons Schwyz, vom II. Joni 18T6, 
noch nicht die eidgenSssischa Oarantie erhalten und die Artikel jener Ver- 
fassnng, welche sich aaf die Sehn] Organisation nnd die Ernennung der Lehrer 
im Allgemeinen beziehen, sind vielmehr der Gegenstand formeller Vorbehalte 
in der diese Yerfassang betreffenden Botschaft des Bnndesraths vom S. Jnli 
letzthin (Bnndesblatt 1876, III, 386 n. f.) : es ist folglich die Entecheidtmg 
abzuwarten, welche die Bnndesversammlnng hierüber bssen wird, und es 
kann, besonders im Angesichte eines Beknrses, der sich auf denselben Gegen- 
stand bezieht, nicht gestattet werden, dasa die Behörden von Schwjz snf 
einem als nnkonstitntiouell bezeichneten Wege weiter vorgeben. 

3] Da die Schwyzer KantonalbehiJrde nicht zu rechter Zeit über den 
betreffenden Beknrs statuirte, so versetzte sie die Rekurrenten in die Un' 
Dioglichkeit, die Angelegenheit mit Gründlichkeit vor dem Bandesrath dar- 
znlegen. Daraus ergibt sieb, dass der Bundesrath dch augenblicklich nur 
die eingehende Prüfung des Rekurses vorbehalten kann, im Falle dieser von 
der KantonsbebÖrde als unbegründet erklärt würde, nnd bis anf Weiteres 
verordnen mnss, dass die Frage nicht durch eine vollendete Thatsache prä- 
jadizirt werde. 

Dieser Rekurs kam dann wieder vor den Bundesratb, der 
ihn im Jahre 1877, wie wir weiter unten sehen werden, regelte. 

IV. Die Gemeinde Danz (Graubünden) hatte die Schliessung 
der katholischen Schule und deren Verschmelzung mit der . 
Kommiinalscbule behufs Bildung einer allgemeinen Schule be- 
schlossen. Die katholische Pfarrgemeinde rekurrirte gegen 
diesen Besehluss, der Rekurs wurde jedoch abgewiesep. Motive; 

1) Die Entscheidung über den Eeknre, soweit er gegen Verletzung der 
Verfassung oder der kantonalen Gesetze und Yeroi;gnungen gerichtet ist, 
liegt nicht in der Kompetenz des Bnndesraths. Die einzige Frage, mit 
welcher der Bundesratb sich beschäftigen kann, ist die, ob der Artikel 50> 
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Alinea 2 der Bundesverfassung, wie die ReTsurrenten behaupten, in diesem 
Palle angerufen werden kann. 

2) Das zw^te Alinea des Artikels 50 ertheilt den Kantonen und dem 
Bunde das Eecht, die geeigneten Massnahmen zu treffen zur Handhabung 
der Ordnung und des öffentlichen Friedens unter den Angehörigen der ver- 
schiedenen Keligionsgenossenschaften, sowie gegen Eingriffe kirchlicher Be- 
hörden in die Hechte der Bürger und des Staates. Der von der politischen 
Gremeinde Danz gefasste Beschluss ist jedoch nicht der Art, als dass durch 
denselben die öffentliche Ordnung und der materielle Frieden unter den ver- 
schiedenen Bekenntnissen gestört werden könnte; und wenn, aller Wahr- 
scheinlichkeit entgegen, diess dennoch der Fall sein sollte, so wird die Behörde 
nicht verfehlen, einzuschreiten ; jener Beschluss begründet ebensowenig einen 
Eingriff der kirchlichen Behörde in die Rechte der Bürger und des Staates. 

3) Jener Beschluss verletzt übrigens kein durch die Bundesverfassung 
gewährleistetes Recht, sondern ist im Gegentheil mit dem dritten Alinea des 
Artikels 27 dieser Verfassung in Uebereinstimmung , welche vorschreibt; 
„die Öffentlichen Schulen sollen von den Angehörigen aller Bekenntnisse 
„ohne Beeinträchtigung ihrer Glaubens- und Gewissensfreiheit besucht wer- 
„den können." Aus diesem Text ergibt '^ich, dass die Beibehaltung öffent- 
licher Schulen mit konfessionellem Charakter eine konstitutionelle Unmöglich- 
keit geworden. Durch die Behauptung, dass die katholische Schule von Ilanz 
seit ihrer Gründung als öffentliche Schule betrachtet worden, welche Unter- 
stützungen aus dem öffentlichen Schulfonds bezieht, haben die Rekurrenten 
selbst von diesem Gesichtspunkte aus die Unzulässigkeit ihrer Forderung 
nachgewiesen. 

Im Jahre 1877 sind bis jetzt nur zwei Rekurse eingelaufen, 
nämlich : 

I. Der Bürger Jules Jaccard-Steiner, in Vuitteboeuf (Waadt) 
niedergelassen,' hat sich darüber beklagt, dass die Gemeinde- 
behörden von ihm die Zahlung eines Schulgeldes für seine 
Kinder fordern, während die Kinder der Gemeindebürger da- 
von befreit sind. Der Rekurs wurde als begründet erklärt. 
Motive : 

1) Der Artikel 27 der Bundesverfassung kaun im gegebenen Fall nicht 
angerufen werden, da nach Artikel 4 der Uebergangsbestimmungen dieser 
Verfassung den Kantonen eine Frist von fünf Jahren zur Einführung der 
ünentgeldlichkeit des Priniarunterrichts gewährt und diese Frist noch nicht 
abgelaufen ist. 

2) Nach Wortlaut des Artikels 43, Alinea 4, der Bundesverfassung 
„geniesst der niedergelassene Schweizerbürger an seinem Wohnsitze alle 
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, Bechte der Kantonsbürger und mit diesen ancli alle Redtite der Gemeiade- 
,bürger." Der Artikel 45, vorletztes Alinea, setzt fest: „Der niedergelassene 
, Sehweiiarbürger darf von Seiten der Gemeinde, in weither «t seinen Wohn- 
„sitz nimmt, oictit anders bestenert werden als der Ortsbürger. " 

Die Schule ist nun angensch ein lieb ein öffentlicher Dienst, hei welchem 
der niedergelassene Bürger genan wie der Gemeindebüiger des betreffsodeii 
Ortes behandelt werden mnss, nnd für welchen man ihn mit keinen andern 
Lasten belegen darf, als die letztern ebenfalls zn zahlen haben. 

3) Es ist wahr, dass Artikel 43, Alinea 4, der Bundesverfassung in Be- 
treff der allen Gemeindebürgera zustehenden Rechte eine Ausnahme macht 
in .Mitantbeil an Bürger- und Korporati onsgütem ; " die Anfhehnng des 
Schulgeldes oder jeder anderen zu einem öffentlichen Dienste bestimmten 
Steuer, angschliesslich zu Gunsten der Gemein debürger kann jedoch mit 
gutem Eecht nicht als eine zulässige Form der Vertheilung von Gemeinde- 
bent-fizien betrachtet werden; denn in der Wirklichkeit dienen die unter 
solchen Bedingungen von den niedergelassenen Bürgern erhobenen Steuern 
nur daan, um so viel die Benefizien zu vermehren, welche die Gemeinde- 
angehürigen unter sieh vertheilen, was in keiner Weise mit den angeführten 
Bestimmungen der Bundesverfassung (Art. 43 and 45) verträglich ist. 

IL Der oben schon erwähnte Rekurs aus Arth wurde 
glei,chzeitig vor das Bundesgericht nnd den Bundesrath ge- 
bracht, an Ersteres nach Wortlaut der Artikel 4 und 6 der 
Bundesverfassung und verschiedener Artikel der Verfassung vod 
Schwyz, an Letzteren nach Wortlaut der Art. 27, 49 AI. 3, und 50, 
AI. 2, der Bundesverfassung. Das Bundesgericht wies den Rekurs 
ab, jedoch unter Vorbehalten, welche die Wirkung der Beschlüsse 
der Arther Pfarigenieinde theilweise aufheben. Der Bundes- 
rath erklärte den Rekurs aus folgenden Motiven als begründet: 

1) Der Bundesrath ist kompetent, den Rekurs, gestützt auf die Artikel 27, 
49 und 50 der von den Rekurrenten angemfenen Bundesverfassung, zu prüfen. 

2) Das Alinea 2 des Artikels 27 spricht nur vom Primarunterricht. Die 
Bundeshehörde hat jedoch das Eecht, zn prüfen, ob nicht die Kantone mit der 
Bezeichnung Sekundär Unterricht oder Seknndarschule wesentlich einen Primsr- 
unterricht belegen. Man kann in der That als eigentlichen Sokandarunter- 
richt nur einen solchen bezeichnen, der nach dem Primamnterricht gegeben 
wird, so wie derselbe in den darüber erlassenen Gesetzen nnd Verordnungen 
in Aussicht genommen ist, nicht aber einen solchen, der parallel neben dem 
Primarunterricht ertheilt wird. Wenn nicht, so wäre es ein Leichtes, die 
Bestimmungen des Artikels 27 der Bundesverfassung zu umgehen. 

Im vorliegenden Fall aber geht aus der Prüfung der Lehrpläne für 
die Primär- nnd Sekundärschulen des Kantons Schwyz hervor, dass der St- 
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kundaruDterrieht in der That eine Fortsetznng des Primarnnterriclits bildet, 
indem Artikel 3 der „erläuternden Bestimmnngen " des Lehrplans für die 
Seknadarsclinlen, vom 4. Dezember 18T3, vorscbreibt; „In dieselben können 
„jene Schüler and Schülerinnen anfgenommen werden, welche in Bezag anf 
„den Besuch der seckskursigen Primargchnle den Änforderongen der Schol- 
„ Organisation Genüge geleistet hahen." Es kann demnach die Seknndar- 
achnle Ton Arth nicht als den Bestimmnngen des Alinea 3 des Artikels 27 
onterliegend angeseben werden, welche sich nnr auf den Primarunterricbt 
beziehen. 

3) Alinea 3 des Artikels 37, dea Inhalts: „die öffentlichen Schulen 
„aollen von den Angehürigen aller Bekenntnisie ohne Beeinträchligung ihrer 
„Grlanbens- und Gewissensfreiheit besucht werden können," bezieht sich 
aogenscheinlich nnr auf die öffentlichen Schulen, ohne Bäckaicht auf den 
Grad des ertbeUlen Unterrichts. Mit Unrecnt behauptet die Regierung von 
Schwjz, dass die Sekuudarsvhale von Arth keine öffentliche Schule sei. Die 
Thatsache, dass sie hinsichtlich ihrer Organisation dem Gesetze nnd der 
Oberaufsicht des Staates unterworfen ist, son'ie der Umstand, dass sie aus 
Öffentlichen Geldern Unterstntzungen erhält, gestattet es nicht, dass sie als 
eine Privatschule betrachtet werde. 

Der nicht konfessionelle Charakter, den der öffentliche Unterricht auf 
allen Stnfeu haben muss, kann unter zwei Gesichtspunkten betrachtet wer- 
den: dem des Unterrichts selber und dem der damit beauftragten Person. 
Die Verhandlungen über die Revision der Bundesverfassung weisen mm aber 
nach, dass die angeführte Bestimmung nur den Unterricht selbst im Auge 
hat und nicht die Person, welche ihn erthejlt, da nämlich verschiedene An- 
träge, welche dahin zielten, von der Leitung der öffentlichen Schulen im 
Allgemeinen alle Geistlichen oder doch die Mitglieder der religiösen Orden 
anszuschliesseu, von der Bundesversammlung abgelehnt worden. 

Die Thatsache, dass die Pfarrgemeinde - Versammlung von Arth be- 
schlossen hat, die Sekondarlehrerstelle dem Stiftskaplan von St. Michel an 
anvertrauen, fällt nicht unter die Bestimmungen des Alinea 3, Artikels 37, 
und was die Natur des Unterrichts betrifft, den dieser Lehrer geben wird, 
so darf man nicht im Voraas auf blosse Vermuthungen hin ein Urtheil darüber 
fällen, sondern es bedarf bestimmter kontrolirbarer Thatsachen. 

4) Das 4. Alinea des Artikels 49 setzt fest: „die Ausübung bnrger- 
„ lieber oder politischer Rechte darf durch keinerlei Vorschriften oder Be- 
„ dingungen kirchlicher oder religiöser Natur beschränkt werden." Dieses 
Alinea, sowie der Best des Artikels bezieht sich anf die individuellen Rechte 
der Bürger, und daraus darf nicht geschlossen werden, wie die Rekurrenten 
es thtiQ, dass der Beschluss der Pfarrgemeinde von Arth in konstitutionell 
sei, denn er hat nicht die Beschränkung der politischeu oder Civilrechte 
irgend eines Bürgers zur Folge. 
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5) Das S. Alinea des Artikels 50 schreibt vor: ,Dbd Ksotonen sowie 
„dem Bnnde bleibt yorbebalten, zur Eandhabang der Ordnung tind des 
RÖffeDtlichen Friedens nnter den AugehörigeD der verschiedenea Beligion»- 
„geDosseoschafteo, sowie gegen EiogrifTe kirchlicher Behörden in die Rechte 
„der Bürger aod de« Staatea die geeigneten Maassnahmen za treffen." 

Die Reknrrenten behaupten nicht, dass die öffentliche Ordnung and der 
Frieden unter den EonfesaioneD durch besagte Eetscbeidnng gestört worden 
seien; es kann sich demnach in Torliegendem Falle nur nm einen Eingriff 
der geistlichen Behörde in die Rechte der Bürger nnd des Staates handeln. 

Die Efarrgemeinde-Versammlnng von Ärth kann nicht als eine geist- 
liche Behörde angesehen werden nnd folglich liegt genaa genommen in jenem 
Bescblnss kein direkter Eiegriff der geistlichen Behörde in die Rechte der 
Bürger nnd des Staates vor, sondern vielmehr die Ähtretnng eines wichtigen 
Rechtes der Civil bevölkernng zo Qtinstea der katholischen Kii'che, des Rechtes, 
ohne Rücksiebt anf das religiöse Bekeontniss des Ernannten, Aemter rein 
civiler Natnr, wie die eines öffentlichen Lehrers, za verleihen. Eine solche 
Abtretung aber ist nnzolässig, in Erwägung, dasn sie zur Folge hätte, der 
katholischen geistlichen Behörde auf nnbestinunte Zeit die Leitung einer auf 
Kasten Aller unterhaltenen öffentlichen Schule ax übertragen. Das Bandes- ; 

geriebt hat schon in seinem Urtheil vom 6. Juli 18TT den ausdrücklichen 
Yorbehalt gemacht, dass der Inhaber der beiden Posten, was seine amtliche 
Thätigkeit in der Schule betriff't, den Vorschriften des schwyzeriachen Ge- 
setzes (jenäge leisten, d. b. regelrecht mit einem Lehrerdiplom versehen nnd . 
der periodischen Wiederwahl unterwürfen sein müsse, and dass anaserdem ' 
die Pfarrgemeinde-Veraanunlung von Artb ihr Recht, am Schlüsse jeder 
Amtsperiode desTitulars das zwischen beiden Posten beetehende Band wieder \ 
zo lösen, nicht aufgeben dürfe. Dieser Vorbehalt aber, der sieb vom Stand- | 
punkte der kantonalen Schuleinricbtnngen aas rechtfertigt, iet gegenüber dem | 
Artikel 50 Alinea 2 der Bundesverfassung nicht anareichend. Wenn die von 
der Pfarrgemeinde- Veraammlnng von Arth beschlossene Abtretung des Rechtes 
in Kraft (reten würde, so ergäbe sich darana ein wirklicher Eingriff der | 
geistlichen Behörde in die Rechte der Civil bevölkerung. Der betreffende i 
Beschluss muss demnach als unkonstitntionell einfach aufgehoben werden. ' 

Die BuQdesversammluDg hatte sich nur bei Anlass der 1 

etwaigen neuen Kantonsverfassungen zu ertheilenden Garantie ' 

mit Schulfragen zu beschäftigen. Der erste Fall trat am 17. JujqI I 

1874 bezüglich der vom 22. Dezember 1873 datirten Verfassung 
von Zug ein, welche an diesen Kanton zurückgesandt wurde, 
damit sie rtiit der neuen Bundesverfassung in Einklang gebracht 
würde. Unter den zu revjdirenden Artikeln waren es die Ar- 
tikel 4, 81 und 82; der erste ertheilte den geistlichen Behörden 
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das Verfassungsrecht, an der Verwaltung des öffentlichen Schul- 
wesens mitzuwirken; der zweite übertrug die Schulfonds a!if 
die konfessionellen Gemeinden und erklärte, dass die Bekenner 
der katholischen Religion allein das Recht hätten, in Schul- 
angelegenheiten zu stimmen; der dritte legte auch den Prote- 
stanten die Bildung neuer konfessioneller Schulen auf. Die 
Bundesversammlung war der Ansicht, dass « diese Bestimmungen 
«gegen den Artikel 27 der Bundesverfassung Verstössen, der 
«den Unterricht ausschliesslich unter staatliche Leitung stellte 
« den Anhängern jedes Bekenntnisses dieselben Rechte ertheilt 
«und ihre religiösen Ueberzeugungen gewahrt wissen will. > 

Der zweite Fall betraf die Luzernische Verfassung vom 
Jahre 1875. Der Artikel 3 jener Verfassung verfügt: 

«Der Kanton sorgt für den öffentlichen Unterricht nach 

< Vorschrift des Artikels 27 der Bundesverfassung. 

< Die Leitung der öffentlichen Schulen steht ausschliesslich 

< den Staatsbehörden zu. » 

< Die Freiheit des Privatunterrichts wird im Prinzip aner- 
«kannt, doch unter Vorbehalt der gesetzlichen Ueberwachung 

< der Staatsbehörde , um damit die Erreichung des Lehrzieles 
«der öffentlichen Primarschulen zu sichern. 

«Die Wahl der Primarlehrer steht der Gemeinde zu.> 

Das dritte Alinea dieses Artikels, gegen welches ein Rekurs 
vorlag, war der Gegenstand sehr lebhafter Debatten in der 
Bundesversammlung (S. oben S. 70). Man war der Ansicht, 
dass diese Bestimmung es den Privatschulen nur zu sehr er- 
leichtern könnte, sich den Vorschriften des Artikels 27 zu ent- 
ziehen. Die Garantie wurde in Folge dessen nur unter fol- 
gendem Vorbehalt ertheilt: 

« Nach Wortlaut des Artikels 27 der Bundesverfassung soll 

< dergesammte Primarunterricht unter staatlicher Leitung stehen; 

< der Artikel 3 der Verfassung des Kantons Luzern kann dem- 
«nach nicht die Wirkung haben, jene Vorschrift in irgend welcher 
« Weise einzuschränken. > 

Derselbe Vorbehalt wurde gemacht bei Garantie: 
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1) Der Walliser Verfassung vom 26. November 1876, in 
%elclier der Artikel U lautet; 

« Der öffentliche Unterricht ist unter die Leitung und Ober- 

< aufsieht des Staates gestellt. 

< Der Primarunterricht ist obligatorisch und unentgeldlich. 
«Die Freiheit des Unterrichts wird unter Vorbehalt der 

< gesetzlichen Bestimmungen garantirt. > 

2) Der Schwyzer Verfassung vom 11. Juni 1876, in welcher 
der Artikel 100 lautet: <Die Wahl der Lehrer steht denselben 
Behörden zu wie bisher. > Diese Behörden sind manchmal die 
Ifarrgemeinden, manchmal die GemSiaderäthe. 

3) Der Verfassung von Unterwaiden (nid dem Wald) vom 
2. April 1877, deren Artikel 26, Alinea 2, lautet : < Die Freiheit 
<des Privatunterrichts wird im Prinzip anerkannt, doch unter 
* Vorbehalt des Rechtes gesetzlicher Ueberwachung des Staates, 
« was die Beobachtung des Lehrplanes der Primarschule be- 
« trifft. Ebenso bleiben die Vorschriften des BundesgesetÄes 

< vorbehalten. > * 

Dazu schlägt der Bundesratb der Bundesversammlung, 
welche die Frage in ihrer nächsten Session behandeln wird, 
einen andern Rechtsgrund vor, welcher lautet: 

(Der Artikel 79 dieser Verfassung, insoweit er die perio- 

< dische Ernennung der Lehrer betrifft, deren Funktionen mit 

< einer Prähende verbunden sind, steht in Widerspruch mit 

< Artikel 27 der Bundesverfassung, welcher fordert, dass der 

< Primarunterricht ausschliesslich unter staatliche Leitung ge- 

< stellt werde, > und gelangte zu folgender Conclusion: 

«Der Grosse Ratb des Kantons Unterwaiden (nid dem 

< Wald) ist eingeladen , die -neue Verfassung dieses Kantons 
»bezüglich des Artikels 79 mit der Bundesverfassung in Ein- 

< klang zu bringen und die revidirten Bestimmungen nachträg- 

< lieh vorzulegen. > 

Erinnem wir an dieser Stelle, dass auch das Militärgesetz 
sich in manchen Beziehungen mit der Schule beschäftigt: 

1) In seinem Artikel 2, litt, e, heisst es: «die Lehrer der 

< öfTentlichen Schulen können nach bestandener Rekrutenscbale 
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< von weiteren Dienstleistungen dispensirt 

< Erfüllung ihrer Berufspflichten diess 
(Art. 81.) 

2) Der Artikel 81 verfügt: <Die Ka 
<dass die männliche Jugend vom 10. Alte: 

< tritt aus der Primarschule, dieselbe ma 

< oder nicht, durch einen angemessenen Ti 
«Militärdienst vorbereitet werde. 

< Dieser Unterricht, wird in der Reg« 
«ertheilt, welche die dazu nöth^e Bildung 

< Lehrerbildungsanstalten und durch den Bi 
-i schulen (Art. 2) erhalten, 

cDie Kantone sorgen ferner dafür, da 

< dienst vorbereitende Turnunterricht all 
«Austritt aus der Schule bis zum zwanz: 
<theilt werde. 

( Für die zwei ältesten Jahrgänge kön 

< Schiessübungen angeordnet werden. 

«Der Bund wird die zur Vollziehuni 
«Vorschriften erforderlichen Weisungen i 
< lassen. > 

3) Der Artikel 256 befreit «die Leh 
«Schulen, welche mit dem Sl.Cbristmonat 
«jähr zurückgelegt haben. > 

Als einen anderen Beweis ihres Inter 
des Volksunterrichts muss endlich noch 
Bundesversammlui^ vom Dezember 1876 
dahin gehend, einen jährlichen Kredit von 
der in Zürich vom Verein zur Hebung 
gegründeten permanenten Schulausstellung 

Es scheint uns gerechtfertigt, an diese: 
zu erwähnen, welche in Betreff der Äusfuh 
von verschiedenen Seiten aus an den B 
worden sind. 

Der schweizerische Lehrerverein, wel 
1874 in Winterthur versammelt war, in Ei 
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< 1) dass in den meisten Orten die Dauer der Schule eine 

< zu kurze ist, dass namentlich der Unterricht oft in zu wenig 
< vorgeschrittenem Alter unterbrochen wird, und diess in dem 

< Augenblick, wo , wenn er fortgesetzt würde , er erst wahrhaft 
«fruchtbringend für das praktische Leben werden könnte; 

<2) dass die einem einzigen Lehrer anvertraute Schtiler- 

< zahl oft zu gross ist (bisweilen bis zu 100 und selbst darüber 

< hinaus), so dass das Resultat der Schularbeit merklich unter 
< einer solchen Ueberfllllung leidet; 

<3) dass die nothwendigen Lehrmittel, die allgemeinen 
< sowohl wie die individuellen, sich oft nicht in genügender 
< Anzahl oder guter Beschaffenheit vorfinden; 

< 4) dass man im Allgemeinen sich noch zu ausschliesslich 
<mit der geistigen Entwicklung unserer Jugend beschäftigt, 
<ohne der körperlichen Ausbildung die Sorgfalt zu widmen, 

< die eine rationelle Erziehung und die Bedürfnisse der National- 

< vertheidigung nothw endig machen; 

< 5) dass in vielen Kantonen für die Vorbereitung der Primar- 
-tlehrer nicht genug geschieht, wodurch es unmöglich gemacht 

< wird , ihnen die so wünschbare Befähigung zur freien Aus- 
< Übung ihres Berufes in der ganzen Schweiz zu gestatten; 

<6) dass in den meisten Ortschaften die Besoldungen der 
< Lehrer so niedrig sind, dass es unmöglich ist, eine Hebung 

< des Niveaus der Studien der Lehrer sowohl wie der Volks- 
X schulen zu erwarten, so lange die Besoldungen nicht erhöht 

< werden ; > 

gelangt zu dem schliesslichen Begehren, dass ein eidge- 
nössisches Gesetz, ofine damit eine unbedingte Gleichförmigkeit 
anzustreben, «die nicht im Geiste der eidgenössischen Ver- 

< fassung läge und auch weder den eigenthümlichen Verhältnissen 

< der verschiedenen Kantone angepasst werden, noch ausgeführt 

< werden könnte, ohne sehr berechtigte Interessen zu verletzen, > 
doch bestimmte Normen in folgenden Punkten aufstelle: 

<u. Das Minimum der Schuljahre, der Schulwochen und 
<der Schulstunden in jeder Woche; 
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« 

<fe. eine obligatorische Fortbildungsschule bis zum Jüng-^ 

< lingsalter ; 

<c. das Maximum der Scbülerzahl f(lr einen einzigen 

< Lehrer ; 

< d. die Anschaffung und der innere Werth der Lehrmittel ; 

< e. die Mittel, welche geeignet sind, überall in der schwei- 

< zerischen Jugend die körperliche Gesundheit, Stärke und Ge- 
-cwandtheit zu entwickeln; 

</. der Grad allgemeiner Bildung und pädagogischer Fähig- 

< keiten, die jeder Lehrer zu erwerben hat ; 

€ff. ein Besoldungs-Minimum; 

< h. die Art und Weise, in welcher der Bund die Kontrole 

< über den Volksunterricht in den Kantonen im Allgemeinen 

< oder mit besonderer Berücksichtigung des Alinea 3, Art. 27, 

< ausübt. > 

< Ausserdem wäre es angemessen, genau zu bestimmen, 
-cwas unter dem im Artikel 27 geforderten^ genügenden frimsir- 
* Unterricht zu verstehen ist. > 

Am 23. September desselben Jahres wurden von einer in 
Langenthai abgehaltenen Versammlung' von 180 Lehrern und 
Lehrerinnen des Kantons Bern ungefähr dieselben Wünsche 
formulirt und dem Bundesrath überreicht. 

Am 24. November 1875 nahmen etwa hundert in Brugg 
versammelte Lehrer und Schulfreunde eine Adresse an den 
Bundesrath an, um ihn zu ersuchen, ohne Verzug einen eid- 
genössischen Gesetzentwurf über den Primarunterricht auszu- 
arbeiten. Dieses Gesuch wird hauptsächlich mit der Kärglichkeit 
der Leh;rerbesoldungen motivirt, «welche Ursache ist, dass die 
Volksschule nicht gedeiht, da so wenig beneidenswerthe Ver- 
hältnisse nicht genug fähige Leute anziehen.?» 

Am 10. September 1877 übersandte uns die Gesellschaft 
der Freunde des Volksunterrichts zu Mendrisio eine von ihr 
am 1. Oktober letzten Jahres angenommene Resolution, dahin 
gehend, den Bundesrath dringend um Erlass eines Schulgesetzes 
zu. ersuchen. 
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Diesen verschiedenen Eingaben müssen wir die vomlLehrer- 
verein der romanischen Schweiz ausgegangene Resolution ent- 
gegenhalten, welche sich auf einer in Freiburg im September 
1877 abgehaltenen Versammlung in Mehrheit gegen die Aus- 
arbeitung eines eidgenössischen Schulgesetzes aussprach, da& 
sie als inkonstitutionell betrachtet. Der Text dieser Resolution 
ist uns nicht mitgetheilt worden. Wir können ihn also hier 
nicht wiedergeben» 



IV. Gegenwärtiger Stand des Primarunterrichts in der 
Scliweiz, mit Beziehung auf die verschiedenen Postnlate 
des Artilieis 27. 

« 

Die folgende Uebersicht ist nach den Aktenstücken ange- 
fertigt,, welche uns von den Kantonen als Antwort auf unser 
Circular vom 6. Februar 1877 zugesandt worden sind; sie sind 
auch mit der Statistik des Herrn Professors Kinkelin verglichen 
worden, welche , wie wir schon gesagt , nicht mehr vollständig 
dem gegenwärtigen Stand der Dinge entspricht, aber noch in 
vielen Beziehungen mit Nutzen zu Rathe gezogen werden kann. 

Diese Uebersicht wurde mit ausschliesslicher Berücksichti- 
gung der Postulate des Artikels 27 zusammengestellt. Sie gibt 
also keine vollständige Darstellung vom Stande des Primar- 
unterrichts in der Schweiz, sondern nur mit Beziehung auf die 
konstitutionellen Vorschriften. Man- findet hier also wesentlich 
die Minimalforderungen jedes Kantons für alle Kinder ohne 
Ausnahme; ausserdem Nachweise über die Art und Weise, wie 
die Lehrer und Lehrerinnen herangebildet werden, über die 
von ihnen geforderten Fähigkeitszeugnisse, über die Besoldungen, 
die sie empfangen, die Zahl der Unterrichtsstunden, die sie zu 
geben haben, die Schülerzahl, die eine Schule aufnehmen darf. 
Der Turnunterricht geht eher das eidgenössische Militärdeparte- 
ment an, welches durch das Militärgesetz beauftragt ist, ihu 
gleichförmig zu organisiren; wir sprechen hier nur von diesem 
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Unterricht, um ihn nicht ganz ausser Augen zu lassen. Wir 
haben uns ebenfalls nicht mit den Eleinkinderschulen befasst, 
die keinen obligatorischen Charakter besitzen und nicht unter 
die Bestimmungen des Artikels 27 fallen. 

Um uns kurz auszudrücken : in nachfolgender Uebersicht darf 
nichts Anderes als eine Antwort auf die Frage gesucht werden : 
Wie genügen die Kantone den fünf Anforderungen des Artikels 27, 
welche sind: 

1) der obligatorische Unterricht, 

2) der genügende* Unterricht, 

3) die Unentgeldlichkeit, 

4) die Weltlichkeit, 

5) die ausschliesslich staatliche Leitung der Schule? 

Es ist möglich, dass sich einige Fehler in diese Ueber- 
sicht eingeschlichen; wir haben uns nach Kräften bemüht, sie 
zu vermeiden, nur haben wir nicht immer von den Kantonen 
so genaue Nachweise erhalten, wie wir gewünscht haben. 



> 






Daten der In den Kantonen in Kraft bestehenden Gesetze 
nnd hauptsächlichen Terordnnngen. 



1. Zürich. 



2. Bern, 



3. Z^uzern. 



4. Uri 

5. Schwyz, 

6. Obwdlden. 

7. Nidwaiden, 



Allgemeines Gesetz: 23. Dezember 1859. — Gesetz über 
die Besoldungen der Primarlehrer: 23. Dezember 1872. 
— Verordnung über die Bestrafung nicht gerechtfer- 
tigter Schulversäumnisse: 8. Juni 1870. 
Gesetz über die Organisation der öffentlichen Unter- 
riehtsanstalten : 4. Juli 1856. — Gesetz über die öffent- 
lichen Primarschulen: 14. Mai 1870. — Gesetz über 
Erhöhung der Besoldungen der Primarlehrer undPrimar- 
lehrerinnen: 31. Oktober 1875. 

Revidirt gegenwärtig sein Schulgesetz. Das noch gül- 
tige Gesetz ist vom 25. August 1869. — Gesetz über 
die Besoldungen : 27. Mai 1874. 
Schulgesetz: 24. Februar 1875. 

Schulgesetz: 12. August 1848. — Revisionsentwnrf : 
Oktober 1876. 

Schulgesetz: 1. Dezember 1875. 
Schulgesetz: 16. Juli 1851. 
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8. Glarus. 



9. Zug, 

10. Freifrurg. 

11. Solothttrn, 

12. Basel-Stadt 



13. Basel-Land. 



14. Scliaffhauserke 



15. Appenzell A,-Rh, 

16. Appenzell L-Bh. 

17. 5^. Gallen, 



18. Grauhünden, 

19. Aargau. 

20. Thurgau. 

21. Jesm. 

22. TTaadi. 



23. TFaWzs. 

24. Neuenburg. 

25. ö^en/: 



Schulgesetz: 11. Mai 1873. — Verordnung über die 
Bestrafung ungerechtfertigter Versäumnisse: 1. April 
1874. 

Schulgesetz: 28. Oktober 1850. 
Schulgesetz: 28. November 1874. 
Schulgesetz: 3. Mai 1873. — Verordnung über die Be- 
strafung der Versäumnisse: 31. Dezember 1875 
Gesetz über die Knabenschulen hi der Stadt: 7. Febraar 
1870. — Gesetz über die Mädchenschulen in der Stadt: 
7. Februar 1870. ■— Gesetz über die Schulen im Land- 
bezirk: 13. Februar 1861. — Gesetz über die Besoldun- 
gen: 22. Juni 1874. — Verordnung über die Versäum- 
nisse : 21. September 1870. — Das Schulgesetz wird 
revidirt. ' 

Schulgesetz: 6. April 1835. — (Zwei Revisionsentwürfe 
sind vom Volke abgelehnt worden: 30. November 1873, 
28. Mai 1876.) 

Schulgesetz: 20. Dezember 1850. — Revisionsentwurf 
vom 19. Mai 1876. — Gesetz über die Besoldungen : 
30. Mai 1873. 

Schulgesetz : 25. November 1862. 
Schulgesetz: 8. April 1875. 

Schulgesetz: 8. Mai 1862. — Gesetz über die Besol- 
dungen : 30. November 1876. 

Schulgesetz: 2. Mai 1859. — Revisionsentwurf von 1874. 
Schulgesetz: 1. Juni 1865. — Verordnungen über die 
Versäumnisse: 1. Juli 1868. 
Schulgesetz: 29. August 1875. 

Schulgesetz: 10. Dezember 1864. — Reglement für die 
Elementarschulen: 28. August 1866. 
Gesetz über den öffentlichen Primarunterricht: 31. Ja- 
nuar 1865. — Gesetz über die Besoldungen: 17. No- 
vember 1875. 
Schulgesetz: 4. Juni 1873. 

Gesetz über den Primarunterricht: 17. Mai 1872. 
Gesetz über den öffentlichen Unterricht: 19. Oktober 
1872. 



A. Schulzwang. 

1) Dauer und Eintheüung der obligatorischen Schule. 

1. Zürich. Im Mai Eintritt der Kinder, die vor dem 1. Mai das 

Alter von 6 Jahren erreicht haben. — Die Alltags- 
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2. Bern. 



3. Luzem. 



4. üri. 



5, Schwyz. 



6. Ohwalden, 



schule dauert 6 Jahre (3 Jahre Elementarschule, 3 Jahre 
Realschule); dann kommen: 1. Fortbildungsschule (3 
Jahre); 2. Gesangschnle, die bis zum Schluss des Schul- 
jahres dauert, in welchem der Schüler sein 16. Jahr 
vollendet hat 

Eintritt in die Sommerschule der Kinder, die vor dem 
31. März das Alter von 6 Jahren erreicht haben. Dauer 
der obligatorischen Schule: 9 Jahre. — Für die zwei 
letzten Jahre dürfen die Lehrlinge von der Alltags- 
schule unter der Bedingung entbunden werden, dass sie 
während 44 Wochen 12 bis 15 Stunden wöchentlich 
die Spezialkurse besuchen. Ausserdem kann von obigen 
Prinzipien für die Berggegenden abgesehen werden. 
(Art. 60 des Gesetzes.) 

Eintritt: mit Beginn des Schuljahres der Kinder, die 
vor dem 1. Januar das Alter von 6 Jahren erreicht 
haben. — 1 a. Halbjahrsschulen, auf 9 Kurse vertheilt, 
die sich auf 7 Jahre ausdehnen (nämlich 2 Sommer- 
kurse, 1 Winterkurs, 1 Sommerkurs, 5 Winterkurse); 
die Schüler des 5. und 6. Winterkursus können ausser- 
dem einen Tag in der Woche zum Besuch der Sommer- 
schule angehalten werden. 1 b. Ganze Jahresschulen mit 
6 Jahren (seltener als die vorigen). 2. Wiederholungs- 
oder Fortbildungsschulen (für die Knaben) bis zum 
vollendeten 16. Altersjahr. (Nach Kinkelin, S. 18, 
besuchen die Mädchen die Arbeitsschulen bis zu 16 
Jahren.) 

Eintritt: der 1. Oktober des Jahres, in welchem das 
Alter von 7 Jahren erreicht ist. — Primarschule: 
6 Jahre. — Wiederholungsschule bis zum vollendeten 
15. Jahre. (In dringenden Fällen kann der über- 
schulrath. von diesem Kursus dispensiren). 
Eintritt: im Frühling, nach vollendeteih 6. Jahre. — 
Primarschule: 6 Jahre. — Wiederholungsschule: 2 Jahre 
(man kann von derselben dispensirt werden). — Es 
existiren noch eine gewisse Anzahl Halbtagsschulen, 
die indessen dem Gesetze nicht entsprechen. — Die 
Kinder, welche weiter als eine Stunde von der Schule 
entfernt wohnen, sind nur zu einmal täglichem Besuche 
derselben verpflichtet. 

Eintritt am 1. Mai für die Kinder, welche vor dem 
1. April das Alter von 7 Jahren erreicht haben. — 
Primarschule: 6 Jatre. — Fortbildungsschule: 2 Jahre. 
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7. Nidwalden, 



8. Glarus. 



9. Zug. 



10. Freiburg, 



11. Solothurn. 



12. Basel-Stadt 



13. Basel-Land. 



— Vor den Bekrutenprüfungen werden den jungen 
Leuten 40 Unterrichtsstunden ertheilt. 
Obligatoriscker Eintritt im Alter von 8 Jahren, fakul- 
tativer von 6 Jahren ab. — Dauer des obligatorischen 
Schulbesuchs: bis nach zurückgelegtem 12. Jahr. 
Eintritt : im Frühling für die Kinder, welche vor dem 
1. Mai das Alter von 7 Jahren erreicht haben. — All- 
tagsschule: 7 Jahre. — Wiederholungsschule: 2 Jahre. 

— Für die Mädchen gibt es Arbeitsschulen vom 4. Schul- 
jahre an bis zum Austritt aus der Fortbildungsschule. 

— In den Halbtagsschulen, welche nur mit besonderer 
Ermächtigung gehalten werden dürfen, ist der Schul- 
zwang um ein Jahr verlängert. 

Eintritt: im Laufe des Jahres, in welchem das Alter 
von 6 Jahren erreicht wird. — Primarschule : 6 Jahre. 

— Wiederholuugsschule: 3 Jahre. — Ein Dispens von 
der Primarschule kann nach dem 5. Jahre ertheilt 
werden ; dann aber wird der Besuch der Wiederholungs- 
schule gefordert. 

Vom zurückgelegten 7. bis zum 15. Altersjahr. — Die 
genügend entwickelten Schüler, deren Arbeit den Eltern 
unentbehrlich ist, können vor der Zeit von der Schul- 
kommission unter Zustimmung des Inspektors entlasseji 
werden. • 

Eintritt: am 1. Mai des Jahres, in dessen erster Hälfte 
das Kind sein 7. Jahr erreicht. — Dauer der Schule 
für die Knaben: 8 Jahre; für die Mädchen: 7 Jahre. 
(Im Amt JBucheggberg dauert der Schulzwang bis nach 
Zulassung zum heil. Abendmahl ; thatsächlich 9 Jahre.) 

— Wiederholungsschule für die Knaben bis zum zurück- 
gelegten 18. Jahre. — Arbeitsschulen für die Mädchen 
vom 2. Schuljahre an .bis 1 Jahr nach den 7 Schul- 
jahren. 

Eintritt: atn 1. Mai des Jahres, in welchem das Alter 
von 7 Jahren zurückgelegt ist. (Man kann auch etwas 
jünger eintreten. — Primarschule, für die Knaben: 

3 Jahre, dann 4 Jahre Realschule; für die Mädchen: 

4 Jahre Primarschule, dann 3 Jahre Sekundärschule. — 
Im Stadtgebiet: 6 Jahre Elementarschule, 2 Jahre 
Halbtagsschule. 

Eintritt: am 1. Mai des Jahres, in welchem das Alter 
von 6 Jahren vor dem 1. Mai erreicht wird. — Alltags- 
schule 6 Jah^. Wiederholungsschule bis zum vollen- 
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deten 15. Jahre fürdieKathoIüen; 
für die Beformirten. 

14. Schaffhausen. Eintritt im Sommer des J 

1. Mai das Alter von 6 J« 
tagsachnle bis zn znräckge 
bilduDgsscIiDle für die Kiu 
17, Jahre, für die Mädchen 
beitsscholen für dieUädchf 
Die Fabrikbesitzer können 1 
eröffnen, welche die 5 ersi 
durchgemacht haben. 

15. Appemell Ä-Jtk. Eintritt: am 1. Mai nach z 

— Alltagsachnle bis za 
Wiederholangaschnle bis zni 
nnterrichta. — In einigen 
torische Arbeitaachnlen für 

16. Appenzell I,-Bh. Eintritt: nach znrückgelegb 

Bchnle; 6 Jahre. — Wiedei 

17. St. Gallen. Eintritt: nach zurückgelej 

Bchnle: 7 Jahre (Jahresschi 
teljabrsschnlea; auf die Hall 
holnngBächnle). — Fortbildu 
15. Jahre (Austritt Ende < 
Bchnle für die Mädchen v 
vollendetem 15. Jahre. — F 
gewerblichen Anstalt beachi 
in diese Schule kann erst n 
schule stattfinden. 

18. GraKbünden. Eintritt; nach zaruckgeleg 

zn zurückgelegtem 15. Jahr 
nach dem Älter von 14, Ja 
den in der Regel nur im '' 

19. Aargau. Eintritt: am 1. Mai des J 

1. Hovember das Alter voi 
Gemeindeachnle: B Jahre. - 
von den Mädchen vom 3. i 
den. — Die Fabrikbeaitzi 
Schulen für die von ihn( 
öffnen, welche ihre 6 erste 
haben; diese Schalen müse 
12 Stünden in der Woche 
ist es frei gealellt, ihre zw 
in obligatorische Fortbildn 
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*20, Thurgau» 



21. Tessin^ 



22. WaadU 



I « 



Eintritt: im Frühling des Jahres, in welchem bis znia 
1. April das Alter von 6 Jahren erreicht wird. — All- 
tagsschnlQ: 6 Jahre, Sommer :nnd Winter. — Dann 
AUtagsschnle im Winter und Fortbildangaschnle im 
Sommer, 3 Jahro für die Knaben und 2 Jahre für die 
Mädchen. — Darauf für die Knaben noch 3 Jahre Fort- 
bildungsschule, vom 1. November bis Ende Februar 
dauernd. (Ausnahmsweise Dispense.) — Gesangschule 
für die Knaben und Mädchen von 10 bis 15 Jahren. — 
Arbeitsschule für die Mädchen von 9 bis 15 Jahren. — 
Demnach für die Knaben in Allem 12 Jahre; für die 
Mädchen 8 Jahre und 1 Jahr Gesang- und Arbeits- 
schule. 

Eintritt: im Sommer des Jahres, in welchem bis zum 
1. November das Alter von 6 Jahren erreicht wird. — 
Dauer des Schulzwangs: bis zum zurückgelegten 14. Jahr. 
•*- Für die Kinder, welche die Schule nicht besucheiL 
können, weil sie in der Lehre oder mit Landarbeiten 
beschäftigt sind, gibt es Wiederholnngsschulen und 
überall Feiertagsschulen; ausserdem Abendschulen in 
den Gemeinden, wo 10 Knaben und darüber sie be> 
suchen können.* 

• 

Eintritt: in dem Jahre, in welchem bis zum 1. Novem- 
ber das Alter von 6 Jahren zurückgelegt ist. — Aus- 
tritt: am Schluss des Schuljahres, wenn bis zum I.No- 
vember das Alter von 16 Jahren erreicht ist. — Das 
Erziehungsdepartement kann Knaben, die vorgeschritten 
sind, dispensiren, wenn die Familienverhältnisse es er- 
heischen. Unter denselben Bedingungen können die 
Ortskommissionen im Sommer Kinder über 12 Jahren,, 
die mit Landarbeiten beschäftigt sind, vom Schulbesuch 
dispensiren; immerhin müssen sie jede Woche 2 malt 
3 Stunden die Schule besuchen. — In der Regel wird 
die Schule das ganze Jahr gehalten. — Weiler, welche 
eine halbe Stunde und darüber von der Gemeindeschnle 
entfernt sind und mindestens 20 Schüler besitzen, 
müssen eine Winterschule haben (von Martini bis^ 
Ostern). — Da wo mindestens 40 Schülerinnen sind^ 
muss eine Halbjahrsschule für weibliche Arbeiten und 
Kenntniss des Hauswesens gehalten werden. — Wenn 
eine zu halbirende Schule nur 90 Kinder zählt, genügt 
es, eine Winterschule für die jüngsten zu errichten. 



^n 
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23. WaUis. 



24. Ntuenhwrg. 



25. Genf. 



Vom Zurückgelegten 7. bis zum zurückgelegten 15. Jahre- 
die Primarschule mit folgenden Unterabtheilnngen r 
1. Grad: Dauer 6 Monate; 1 Lehrer. 2. Grad: Dauer 
über 6 Monate und 1 Lehrer oder 6 Monate mit meh- 
reren Lehrern. 3. Grad: Dauer über 6 Monate' und 
mehrere Lehrer. Der Staatsrath entscheidet je nach 
den Yerhältnissen, zu welchem Grad jede Schule ge- 
hören soll. — Von 15 bis 20 Jahren müssen die jungen 
Leute in die Wiederholungsschnle gehen. 
Von zurückgelegtem 7. bis zu zurückgelegtem 16. Jahr., 
— Jede Gemeinde, welche mehr als 40 Schulpflicht ig& 
Eiuder hat, muss eine Schule für das ganze Jahr be- 
sitzen (an anderen Orten sind temporäre Winter- oder 
Sommerschnlen gestattet). — Mit* 13 Jahren können 
die Kinder, welche durch eine Prüfung nachgewiesen,, 
dass sie genügende Primarkenntnisse besitzen, in di& 
Lehre treten, doch müssen sie jedes Jahr bis zu zurück- 
gelegtem 16. Jahr 10 Stunden wöchentlich die Lehr- 
lingsschule besuchen. — Kinder über 12 Jahren mit be- 
friedigender geistiger Entwicklung können mit Rücksicht 
auf die Landarbeiten von der Sommerschule dispensirt 
werden, doch müssen sie immerhin die Schule während 
des Sommers 6 Stunden wöchentlich besuchen. 
Obligatorische Schule vom zurückgelegten 6. bis zum 
zurückgelegten 13. Jahr. — Primarschulen und Sekun- 
därschulen in grosser Anzahl für Knaben und Mädchen- 



1. Zürich, 



2. Bern, 



2) Zahl der wöchentlichen Schulstunden, 

Elementarschule: 1. Klasse 18 bis 20 St.; 2. und 3. Klasse 
21 bis 24 St. — Realschule : 24 bis 27 St. — Fortbil- 
dungsschule: 8 St. — Gesangschule: 1 St. 
Erste Stufe (3 Jahre) : im Sommer 3 bis 4 St. täglich, im 
Winter 4 bis 5 St. — Zweite und dritte Stufe: im Sommer 
mindestens 3 St., im Winter 5 bis 6 St. täglich. Für 
den Unterweisungsunterricht (vor der Einsegnung) sind 
2 halbe Tage wöchentlich im Winter bestimmt. — Der 
Stundenplan enthält für den Sommer: 18 St. wöchent- 
lich, dazu 2 St. Turnen für die Knaben; 3 bis 6 St* 
Arbeitsschule für die Mädchen ; — im Winter: für die 
erste Stufe 27 St., für die zweite und dritte Stufe 29' 
bis 32 St., dazu 1 St. Turnen für die Knaben und 3 bis. 
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3. Luzern. 



4. üri. 
•5. Schwyz, 

j6. Ohwalden. 



7. Nidwaiden. 
S, .Glarus. 



9. Zug, 

10. Freiburg. 

11. Solothwn. 



12. Basel-Stadt 



6 Standen Arbeitsschule für die Mädchen. (Das Maxi» 
mnm der Stundenzahl für die Mädchen ist auf 33 fest- 
gesetzt.) 

Sommerschnle : 22 bis 25 St. — Winterschnle : 27 bis 
30 St, — Wiederholungsschnle : einen halben Tag im 
Winter. 

Primarschule: 18 St. — Wiederholungskursus: 2 St. 
Primarschule: 30 St. in der Begel (zahlreiche Aus- 
nahmen). — Wiederholungskursus : 4 St. in 2 Malen. 
Minimum von 20 St. (für die Hauptschulen in den Ge- 
meinden). — Die durch Kirchenfeste entzogenen Stun- 
den sollen möglichst ersetzt werden. — Die Halbt^gs- 
schulen müssen wenigstens 18 St. wöchentlich haben. — 
Fortbildungsschulen 120 St. im Jahr. . 
Die Winterschule muss, so weit es möglich, 4 St. täg- 
lich dauern. 

Primarschule : 3 bis 4 St. täglich für die beiden ersten 
Jahre, mit Ausnahme des Samstags und der Yon der 
Wiederholungsschule benutzten Tage ; darauf mit der- 
selben Ausnahme 5 bis 6 St. (das Turnen nicht inbe- 
griffen). — Wiederholungsschule: zwei Yormittage oder 
ein ganzer Tag (dieser Tag darf kein Samstag sein). — 
Arbeitsschule: 6 St. (3 St. nur, wenn die Schule hat 
halbirt werden müssen). — Demnach: 12 bis 16 St- 
wöchentlich für die beiden ersten Jahre; 20 bis 24 St. 
wöchentlich für die andern Jahre. 
Primarschule: 18 bis 25 St. — Wiederholungsschule: 
3 St. 

272 St. Morgens und Nachmittags während mindestens 
5 Tagen. — Auf dem Lande kann man im Sommer sich 
mit 3 St. täglich (am Vormittag) begnügen. 
Winter: 24 St. für die 2 ersten Jahre; dann 30 St. — 
Sommer: 24 St. für die 4 ersten Jahre, dann 12 St. — 
Arbeitsschule : 4 St. für die 3 ersten^ Jahre, darauf 6 St. 
— Fortbildungsschule: 4 St. (in 2 Malen). 
Primarschule in der Stadt (Knaben): 20 bis 26 St.; 
(Mädchen) r 24 St. in den unteren, 26 St. in den drei 
oberen Klassen. — Realschule in der Stadt (Knaben) : 
24 bis 30 St.; — Sekundärschule in der Stadt (Mädchen): 
24 bis 30 St. — Elementarschule in den Landgemein- 
den : 22 St. für die 2 unteren, 26 bis 28 St. für die 4 
oberen Klassen. — Halbtagsschulen (Landgemeinden): 
18 St. (Vormittags). 
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is. Basel-Land. Alltagsschulen: 26 St. — Wiederholungsschule : 6 St. 

— Ausserdem 1 besondere Stunde Gesang für alle 
Kinder vom Alter von 10 Jahren an. 

14. Schaffhausen. Im Winter: 30 St. (im ersten Jahr 24 St.) ; — im Sommer 

20 St. in den 5 ersten, 6 St. in den 3 letzten Jahren. 

— Wiederholungsschule: Knaben 6 Stf, Mädchen 3 St. 

— Arbeitsschule: 2 bis 4 St. — Fabrikschule: 8 St. 
bis zu zurückgelegtem 15. Jahr; darauf 4 St. 

15. Appenzell Ä.'Bh. Im Winter 3 St. , im Sommer 37« St. täglich Vor- 

mittags an 5 Tagen. — Wiederholungsschule : ein Tag. 
(Die Mädchen, welche einen halben Tag Arbeitsschule 
haben, sind für dieselbe Zeitdauer von der Wieder- 
holungsschule dispensirt). 

16. Appeneell L-Eh. Die Schule sollte während 5 bis 6 Stunden täglich ge- 

halten werden, doch, da es fast nur Halbtagsschulen 
zu geben scheint, so müsste man die Hälfte weniger 
zählen. — Ausserdem ist ein halber Tag wöchentlich 
frei. — 'Wiederholungsschule: ein halber Tag wöchent- 
lich. 

17. St Gallen. Alltagsschule: 18 bis 33 St. (der Religionsunterricht 

inbegriffen), nämlich : erste Klasse 18 St. ; zweite 20 St., 
dritte ,24 St.; vierte bis siebente 27 St., /dazu die Ar- 
beitsstunden für die Mädchen u. s. w. — Wieder- 
holungs- und Fortbildungsschule: 6 St. (Religions- 
unterricht und Arbeitsstunden nicht inbegriffen). — 
Fabrikschule: 6 St. 

18. Graubünden, Untere Schule: 22 St. — Mittelschxde und obere Schule: 

28 St. 

Sommer: 6 ersten Jahre 15 St. (17 nach dem Stunden- 
plan); 2 letzten Jahre 12 St. (14 nach dem Plan); — 
Winter: 2 ersten Jahre 18 St. (19); 6 letzten Jahre 
24 St. (26). — Die Mädchen, welche die Arbeitsschule 
besuchen müssen, haben in Allem: 15 St. im Sommer 
und 27 St. im Winter, die Arbeitsstunden inbegriffen 
(3 im Sommer, 6 im Winter). — Der Religionsunter- 
richt geboxt nicht zu den Schulstunden. — Fabrikschule : 
Sommer und Winter 12 St., davon 4 für weibliche 
Arbeiten. 

Alltagsschule. 10 St. im Winter und 9 halbe Tage von 
3 St. im Sommer (von 2 St. für das erste Jahr, sowie 
für das z\»ireite, wenn die Schule über 80 Kinder zählt). 
In den nicht halbirten Schulen können alle Schüler 
ausnahmsweise nur 4 Unterrichtsstunden täglich em- 



19. Aargau. 



20. Thwgau, 
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21. Tessiiu 



22. Waadt 

23. Wams. 



24. Neuenburg, 



25. Genf. 



pfangen; in diesem Falle jedoch xnnss die Sehnle 
42 Wochen danem. — Ergänznngsschnle: ein Vormit- 
tag, d. h. 4 St. wöchentlich (der Gesang nicht inbe- 
griffen). — Fortbildungsschule für Jünglinge 4 St. — 
Gesangschnle : 1 St. — Arbeitsschule : 2 mal 3 St. 
Für die nur 6 Monate jährlich dauernden Schulen: 
6 81 täglich; — für die 8 Monate dauernden 5 St.; — 
für die von 9 oder 10 Monaten: 4 St — Abendschule: 
2 Sl 6 mal wöchentlich. — Feiertagsschule: 2 St. im 
Winter, 3 St. im Sommer. 
Maximum: 33 St. wöchentlich. 

Für die Schulen ersten und zweiten Grades: 21 St. für 
das erste Jahr, 30 St. für die folgenden, die Stunden 
auf 5*/» Tage in der Woche vertheilt. — Für die Schulen 
dritten Grades: 20 Si für das erste Jahr, 26 Sl für 
die folgenden während 5 Tagen in der Woche- — 
Wiederholungsschul»: 3 mal 2 St. wöchentlich in den 
Monaten Dezember, Januar und Febmar; den Rest des 
Jahres 2 mal 2 St. 

Primarschule: 24 bis 30 St. (ohne den religiösen Unter- 
richt). — Lehrlingsschule: 10 St. wöchentlich, Tags. — 
Wiederholungsschule im Sommer (für Kinder von über 
12 Jahren, die mit Landarbeiten beschäftigt sind) : 6 St. 
Maximum von 6 St. täglich. 



1. 2jürich, 

2. Bern, 

3. Luzem. 

4. Uri, 

5. Schvl>yz, 

6. Ohwalden. 

7. Nidwaiden, 



8. Glarus. 

9. Zug, 



3) Zahl der Schulwochen im Jahr, 
44 Wochen. — 8 Wochen Ferien, 
Minimum: 32 Wochen, nämlich: Sommerschule, Mini- 
mum 12 Wochen ; Winterschule, Minimum 20 Wochen. 
Sommerkurs: 90 Tage; Winterkurs: 100 Tage; Jahres- 
kurs: 200 Tage. 
30 Wochen. 

Nach dem Gesetz: 44 bis 46 Wochen, in der Praxis 
aber weniger. 
42 Wochen. 

Winterschule: vom 2. November bis Ende April. — Wo 
keine Sommerschule existirt, müssen Wiederholungs- 
stunden gegeben werden. Von der Sommerschule kann 
dispensirt werden. 
46 Wochen. — 6 Wochen Ferien. 
Primarschule: 42 Wochen. — Wiederholungschule: 
8 Monate. 
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10. Freiburg, 



11. Sohthurn, 



12. Basel-Stadt. 

13. Basel-Land. 

14. Schaffhausen. 



15. Appenzell A.'Bh. 

16. Appenzell L-Bh. 

17. 5/. G^aZ^m. 

18. Graubünden. 

19. Aargau. 

20. Thurgau. 

21. T68sm. 



22. ^aad«. 

23. TTaZiis. 

24. 3rew6»5w^. 



25. G^en/". 



42 Wocben. — 10 Wochen Ferien. — Auf dem Lande 
können bis zu 12 Wochen Ferien gegeben werden, doch 
muss nach 2 bis 3 Wochen Ferien mindestens wieder 
eine Woche Schule gehalten werden. 
Ferien der Primarschule: vom 15. April bis I.Mai und 
vom 15. September bis zum 20, Oktober (für die letzten 
5 Jahre vom 15. September bis zum 1. November). — 
Die Fortbildungsschulen werden nur vom November 
bis März gehalten. 
42 Wochen. — 8 Wochen Ferien. 
46 Wochen. — 6 Wochen Ferien. 
44 Wochen. — 8 Wochen Ferien. — Die Fortbildungs- 
schule dauert von der ersten Woche des Novembers 
bis zu Lichtmess (d. h. 3 Monate). — Die Arbeitsschule 
dauert ebenso lange wie die Winterschule. 
49 Wochen, 3 Wochen Ferien und für die Katholiken 
.ihre Feiertage. ' , 

Hier 42 Wochen, dort 8 Monate, dort 6 Monate und 
dabei noch bei all diesen Schulzeiten durch die Schul- 
verordnung .(Art. 9) festgesetzte Ferien. 
Ganze Jahresschulen: 42 Wochen, 10 Wochen Ferien. 
— Dreivierteljahrsschule: 39 Wochen. — Halbjahrs- 
schule: 26 Wochen. — Wiederholungsschule: 18 Wochen. 
24 Wochen im Winter. 

42 Wochen, 10 Wochen Ferien. — Fabrikschule: 
48 Wochen, 4 Wochen Ferien. 

40 bis 42 Wochen., — Die Winterschule mnss minde- 
stens 20 Wochen dauern. 

Die Ferien dauern 6 bis 10 Wochen für die Elementar- 
schule. — Die Abendschulen müssen im Winter eine 
Dauer von 4 Monaten haben. — Die Feiertagsschalen 
müssen 10 Monate lang gehalten werden. 
42 Wochen, 8 Wochen Ferien. 

Vom 2. November an mindestens § Monate. — Wied er- 
hol ungsschule: Minimum vom I.Dezember bis I.April. 
44 bis 46 Wochen, 6 bis 8 Wochen Ferien für die das 
ganze Jahr gehaltenen Schulen. — Die temporären 
Schulen müssen wenigstens eine Dauer von 5 Monaten 
haben. 
44 bis 46 Wochen. 
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1. Zürich. 



2. Bern, 



3. Luzern. 



4.' üri. 



5. Schwyz, 



6. Ohwalden. 



4) Bestrafung tmgerechtfertigter Versäumnisse. 

Jede Versäniniiiss eines halben Tages oder drei nicht 
gerechtfertigte Verspätungen zählen für eine Versänm- 
niss. Eine zwei Tage nachher nicht entschuldigte Ver- 
säumniss ist strafbar. Nach 4 Yersäumnissen im Se- 
mester ergeht eine schriftliche Mahnung an die Eltern ; 
nach 7 Versäumnissen Androhung einer polizeilichen 
Busse; nach 10 die Busse. 

Wenn die unentschuldigten Versäumnisse während eines 
Monates im Winter oder 4 Wochen im Sommer den 
sechsten Theil der Stundenzahl übersteigen, so be- 
schränkt sich die Schulkommission das Erstemal darauf} 
eine schriftliche Warnung ergehen zu lassen. Doch 
wenn in demselben Semester weitere Versäumnisse vor- 
fallen, und sie im Monat den sechsten Theil der Stunden- 
. zahl übersteigen, oder wenn die .unentschuldigten Ver- 
säumnisse ein Drittel der Stundenzahl während eines 
Monats des Wintersemesters oder während 4 Wochen 
des Sommersemesters .übersteigen, so wird der Fehl- 
bare ohne vorhergegangene Mahnung dem Regierungs- 
statthalter angezeigt. 

Die nachlässigen Eltern werden gemahnt, dann mit 
einer Busse bis zu Er. 10 oder mit Gefängniss bestraft. 
Nach zwei Verurtheilungen zur Busse in demselben 
Semester bestraft der Oberamtmann, wenn die Nach- 
lässigkeit fortdauert, von sich aus nach dem Polizei- 
gesetz oder bringt die Sache vor das Kreisgericht. Es 
ist im Gesetze nicht gesagt, nach wie viel Versäum- 
nissen die Mahnung und alsdann die Bestrafung erfolgt. 
Das Gesetz beschränkt sich darauf, die Eltern u. s. w. 
für den Schulbesuch der Kinder verantwortlich zu 
machen (Art. 21). Die Verwaltungsberichte erwähnen 
nichts von Massregeln gegen ungerechtfertigte Ver- 
säumnisse. 

Nach dem Gesetz von 1848, Art. 28, erfolgt auf unge- 
rechtfertigte Versäumnisse von 5 halben Tagen eine 
Warnung; im Wiederholungsfalle eine Busse von 50 Cent, 
bis Fr. 5, die in Gefängniss umgewandelt werden kann. 
In Fällen fortgesetzter Widersetzlichkeit werden die 
Fehlbaren den Gerichten überwiesen. 
Die Eltern oder Vormünder, deren Kinder sich mehrerer 
ungerechtfertigter Versäumnisse schuldig machen, wer- 



s 
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den vor den Schntrath geladen oder schriftlich ermahnt. 
Im Wiederholungsfälle An klage anf Bnase gemäes Art. 25- 
nnd 104 des Polizeigesetzaa. 

Daa Gesetz sagt eififach, dass nachlässige Eltern dem 
Gemeinderath and Döthigenfalls der Regiernng ange- 
zeigt werden sollen. Die Kinder, deren Eltern eine 
Armenunterstützang geniessen, können nach wieder- 
holten ' Versäumnissen polizeilich znr Schule geführt 
werden. f 

Nach 5 Tagen nicht motivirter Versauranisse in einem 
Jahre, wenn es am die AUtagsschnle sich handelt, nnd 
nach 3 Tagen, wenn es sich nm die WlederhoIangS' 
schule handelt, schriftliche oder mündliche War^nng. 
Wenn in demselben Jahre nach erfolgter Warnung 
4 Tage Veraäunmisse atattfioden (2 Tage für die Wieder- 
EolungBsclinle), Ladung Tor den Präsidenten der Schnl- 
kommissien. Daranf, bei Wiederholung in demselben 
Jahre für 3 Tage (1 Tag in der Wie derholnngs sehn le) 
Klage vor dem Polizeigericht, Busse Ton Fr. 4 bis 10 
nnd im Wiederholnngsfalle das Doppelte. 
Nach mehreren nnmotivirten und wiederholten Ver- 
säumnissen (die Zahl ist nicht angegehen) Mahnung; 
daran f Verweisung an den Gemeinderath, der mitFr.l 
bis 4 oder, wenn die Eltern arm sind, mit 1 bis 2 Tagen 
Gefängniss straft. Im Wiederholnngsfalle das Doppelte. 
Warnung, wenn die Versäumnisse wiederkehren (die 
Zahl ist nicht angegeben); darauf Busse von 10 bis- 
20 Cent, für jeden halben Tag; im Nichtzahlnngsfalle 
24 Stunden Gefängniss, Bei hartnäckiger Widersetz- 
lichkeit Bestrafung durch den Oheramtmann von 24 Stan- 
den bis zu 10 Tagen Gefängniss nnd in den schwersten 
Fällen Verweisung au den Strafrichter. 
Nach einem zweiten halben Tag in demselben - Monat 
Mahnung des Lehrers an die Eltern dnrch den Gen- 
darmen, den Feldhüter, den Gemeinde wei bei. Die Gen- 
darmen sind angewiesen, die Kinder, welche ohne an- 
nehmbaren Grund die Schule versäumen, in dieselbe 
zu führen und sie beziehen ausserdem 20 Cent Bosse 
von den Eltern. Am Ende Jedes Monats übersendet 
der Lehrer dem Friedensrichter oder Gerichtspräsiden- 
ten das Verzeichniss der Versäumnisse; er kann auch 
im Laufe des Monats Klage desshalb erheben. Der 
Friedensrichter erkennt auf eine Busse nnd übersendet 
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das Yerzeichniss dem Gerichtspräsidenten, der die Busse 
erhöhen kann. Diese heträgt ÖO Cent, bis Fr. 20 und 
mass im Laufe des Monats bezahlt werden; sie kann 
auch in Gefängnissstrafe umgewandelt werden. 

12. Basel-Stadt Nach 4 ungerechtfertigten Versäumnissen in einem 

Semester Mahnung an die Eltern; dann Anzeige an 
den Inspektor, der die Eltern vorfordert und sie er- 
mahnt. Wenn dieses Mittel fruchtlos bleibt, Yerwei- 
äung an die kompetente Behörde. 

13. Basel-Land» "Wenn ein Kind in einem Monat mehr als 3 ungerecht- 

fertigte Versäumnisse hat (solche während 6 Halbtagen 
sind nicht strafbar), werden die Eltern mit T^/a Cent. 
^ bis Fr. 1. 50 für jede Versäumniss bestraft; die Geld- 

busse kann in Gefängnlss umgewandelt werden. 

14. Schäffhausen, Jede ungerechtfertigte Versäumniss in der Alltagsschule 

wird mit 10 Cent. Busse bestraft, in der Fortbildungs- 
schule mit 20 Cent. Kommen im Monat mehr als 
3 Versäumnisse vor, so verurtheilt die Gemeindebehörde 
zu einer Busse, die bis zu Fr. 4. 20 und zu Gefängnlss 
von 2 mal 24 Stunden steigen kann. 

15. Appenzell A,'Bh. Auf ungerechtfertigte Versäumnisse im Laufe eines 

Jahres, in der Halbtagsschule bis zu 10, in der All- 
tagsschule bis zu 20 und in der Wiederholungsschule 
bis zu 3, erfolgt eine Warnung. 5, 10 und 2 wieder- 
kehrende Versäumnisse werden vom Eichter bestraft: 
die Strafen sind nicht angegeben. 

16. Appenzell L-Eh. Warnung nach 10 Versäumnissen in den Halbtags- 

schulen, nach 20 in der täglich 2 mal gehaltenen, wenn 
die Versäumnisse in demselben Semester vorfallen. 
Darauf Busse von Fr. 1 bis 5, die in Gefängnissstrafe 
umgewandelt werden kann. 

17. St. Gallen. Nach 3 ungerechtfertigten Versäumnissen in der All- 

tagsschule und 2 in der Arbeits-, Wiederholungs- oder 
Fortbildungsschule, im Laufe zweier W"ochen, oder nach 
6 Versäumnissen, wovon 4 in längeren Zwischenräumen 
erfolgt eine Warnung, darauf Busse von Fr. 1 bis 5, 
nacher zwei Bussen, Klage auf eine Busse bis zu Fr. 30 
oder Gefängnlss. 

18. Grauhünden. Jede ungerechtfertigte Versäumniss zahlt 10 Cent., bei 

Rückfällen 20 Cent, bis Fr. 1 pro Tag. Wird die Busse 
nicht entrichtet, Anzeige an die Justizbehörde. 

19. Aargau. Eine Versäumniss im Monat ist nicht strafbar. Nach 

3 im Monat, Warnung. lieber 3, Busse von 20 Cent. 
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20. Thurgau, 



21. Tessin. 



22. Waadt. 



23. WaUis. 



24. Neu>enbwrg. 



für jede yersäamniss. Wenn diese sich in demselben 
Jahre wiederholt, Busse bis zvl 50 Cent, für die Yer- 
sänmniss. Die Scbnlkommission kann in einem Monat 
bis zu 6, im Sommersemester bis zu 12, im Winter- 
semester bis zn 15 Yersänmnisse bestrafen. Ueber diese 
2iahl hinaus wird der Fall vor das Gericht gebracht, 
das jede Yersäumniss mit 60 Cent, bis Fr. 1 Busse be- 
strafen kann. Bei Bückfallen ist das Geföngniss Begel. 
Jede angerechtfertigte Yersäumniss in 3 Tagen ist straf- 
bar, sobald deren 10 in der Alltagsschule, 6 im Winter- 
kurs, 4 in der Fortbildungs-, Gesang- oder Arbeits- 
schule für Mädchen vorfallen: 20 Cent, für die Yer- 
säumniss in der Alltagsschule, 40 Cent, für die andern 
Schulen. Nichtzahlende oder solche, die trotzdem ihre 
Kinder mehr als 30 halbe Tage die Schule versäumen 
lassen (8 für die letzteren Schulen), oder schon einmal 
bestraft worden sind, können zu einer Busse bis Fr. 30 
oder bis zu 10 Tagen Gefängniss verurtheilt werden, 
Yerspätungen oder ungerechtfertigte Yersänmnisse wer- 
den vom Lehrer oder von der Gemeindebehörde mit 
5 bis 20 Cent, bestraft, bei Bückfallen das Doppelte* 
Der Staatsbeitrag kann den Schulen entzogen werden« 
welche zu viele Yersäumnisse aufweisen. 
Nach 4 Yersäumnissen im Monat Ladung vor die Orts- 
kommission; bei Nichterscheinen Yerweisung* an den 
Präfekten und Busse von Fr. 3; bei einer Wiederholung 
im Jahr 10 Cent für die Yersäumniss; bei zweiter 
Wiederholung der 4 Yersäumnisse in demselben Jahre 
doppelte Busse. Für jede neue Wiederholung im Jahr 
Fr. 20. 

Jede ungerechtfertigte Yersäumniss wird mit 20 Cent. 
Busse bestraft. Ausserdem können die Eltern und Yor- 
münder, welche den Unterricht ihrer Kinder oder 
Mündel stark vernachlässigen, zu einer Busse von Fr. 10 
bis 30 verurtheilt werden. 

Jede Woche wenigstens einmal werden die Eltern von 
jeder ungerechtfertigten Yersäumniss des Schülers durch 
ein abgeschnittenes Formular, dessen Band im Buch 
zurückbleibt, in Kenntniss gesetzt. Wenn eine unge- 
rechtfertigte Yersäumniss sich im Lauf von drei Monaten 
erneuert, so erfolgt Ladung vor den Friedensrichter, 
der auf Fr. 2 Bosse erkennen kann. Nach einem Rück- 
fall in den nächsten 6 Monaten beträgt die Busse Fr. 5. 
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2ö. Genf. 



Nach zwei Bestrafangen zn Fr. 5 in demselben Jahre 
Grefängniss bis zu 3 Tagen und im Wiederholungsfälle 
bis zu 30 Tagen. Letztere Strafe wird von dem Zucht- 
poHzeigerichte gefallt. 

Eltern und Vormünder, deren Kinder nicht fleissigf die 
Schule besuchen, werden nach einmaliger Warnung zu 
Polizeistrafen verurtheilt. 



5) 



1. Zürich. 

2. Bern. 

3. Luzern. 

4. üri. 

5. Schwyz. 

6. Ohuodlden. 



7. Nidwaiden. 



8. Glarus. 



9. Zug. 

10. Freihwg. 

11. Solothurn. 

12. Basel-Stadt. 

13. Basel-Land. 



1875. 



Mittlere Zahl der Versäumnisse pro Schüler. 

1875/76. Alltagsschule: 11,5. -— Ergänzungsschulen: 
3,09. — Gesangsohnlen : 3. — Arbeitsschulen : 3,7. 

1875/76. Entschuldigte Versäumnisse: Winter 10,4; 
Sommer 3,7; unentschuldigte: Winter 9,2; 
Sommer 8,2. 

1875/76. (Von 3 Bezirken auf 4). Entschuldigte Ver- 
säumnisse: Winter 8,2; Sommer 6. — Nicht 
entsehuldigte: Winter 4,4; Sommer 5,2. 
(Annähernd) entschuldigte: 8; nicht entschul- 
digte: 3; doch nur für 120 Schul tage, mittlere 
Zahl. 

1875/76. Alltagsschulen: entschuldigt 11; nicht entschul- 
digt 6. — Wiederholungssohule ? 

1875/76. Der offizielle Bericht sagt (S. 6), dass die 
Listen nicht genau geführt wurden , schätzt 
aber die mittlere Zahl der Versäumnisse pro 
Schüler auf 15. 

1876. Der Bericht des Inspektors (S. 15) bezeichnet 
die Versäumnisse als den wunden Fleck der 
Schulen des Kantons, macht jedoch keine ge- 
nauen Angaben. 

1874/75. ADtagsschulen : entschuldigt 5,76, nicht ent- 
schuldigt 1,61. -;- Wiederholungsschulen : ent- 
schuldigt 1,14, nicht entschuldigt 0,95. 
Primarschulen: entschuldigt 9,5, nicht ent- 
schuldigt 3,5. — Wiederholungsschulen ? 
14,66, davon 6,25 ungerechtfertigt. 

1875/76. 18,88, davon 8,06 ungerechtfertigt. 

1875. Annähernd 15 Versäumnisse, fast alle gerecht- 
fertigt. 

1875. Gerechtfertigt 27,1, ungerechtfertigt 1,8, zu- 
sammen 28,9. 



1875. 



1876. 
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14. Schaffhausen. 1875. 

15. Appenzell Ä,-Bh. 1875/76. 



16. Appenzell L-Bh. 

17. St Gallen. 



19. Aargau. 

20. Thurgau. 



21. Tessin. 



22. Waadt. 



23. TFaWis. 

24. ^6M6»&wr^. 

25- Grcw/". 



1875. 



18. Graubünden. 1876. 



1875. 
1875/76. 



1875. 



1875. 



1874/75. 

1874/75. 

1875/76. 



13,3, wovon nur 1,16 ungerechtfertigt (10,34 
aus Krankheitsursachen). 
Alltagsschulen: Winter, entschuldigt 5, nicht 
entschuldigt 2; Sommer, entschuldigt 4, nicht 
entschuldigt 2; Verspätungen 1,48 und 1,05. 
— Wiederholungsschule: unentschuldigt 1. 
Keine amtliche Angahe. 
Alltagsschulen: 12,48, wovon 2,5 ungerecht- 
fertigt. — Ergänzungsschulen: 5,32. — Arheits- 
schulen: 2,31. 

Der amtliche Bericht (S. 17) spricht von einer 
grossen Anzahl wegen starken Schneefalls ent- 
schuldigter Versäumnisse. Nicht gerechtfer- 
tigte Versäumnisse in einer kleinen Anzahl 
Gemeinden. 

117*, wovon 2,3 ungerechtfertigt. 
(Annähernd) 12,5, wovon 2,8 ungerechtfertigt 
für die Alltagsschulen; 1,8, wovon 1,2 unge- 
rechtfertigt, für die Wiederholungsschulen; 
2,4, davon 1,2 ungerechtfertigt, für die Öe- 
sangschulen ; 1,2, davon 0,5 ungerechtfertigt, 
für die Arbeitsschulen. 

Der amtliche Bericht (S. 28) erwähnt die Ver- 
säumnisse als sehr zahlreich, gibt jedoch ihre 
Zahl nicht an. 

Der amtliche Bericht (S. 37) sagt, dass der 
Schulbesuch an vielen Orten zu wünschen 
übrig lässt, gibt aber keine Zahlen an. — Im 
Jahr 1874: nicht entschuldigt 8,15 im Sommer, 
4,55 im Winter. 
25,3, die meisten gerechtfertigt. 
23 gerechtfertigte und 2,3 ungerechtfertigte 
Versäumnisse. 

Die Präsenzen variiren zwischen Ol'/io und 
94Vio Prozent. 



B. Schulpläne (genügender Unterricht). 

Unter diesen Titel müssen gebracht werden: 

1) alle obligatorischen oder fakultativen Lehrgegenstände; 

2) die Hauptangaben der allgemeinen Unterrichtspläne; 



V, 
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3) die Titel der in den verschiedenen Schulen gebrauchten 

Bücher. 
Diese Angaben aber, wollten wir sie im Einzelnen föF jeden 
Kanton aneinander reihen, wären sehr lang und unerquicklich. 

Zu bemerken ist in der That: 

1) dass die Lehrgegenstände fast überall dieselben sind 
und dass es nicht sowohl darauf ankommt zu wissen, was ge- 
lehrt wird, sondern wie es gelehrt wird. 

2) dass man dasselbe von den allgemeinen Unterrichts- 
plänen sagen kann, die sich auf dem Papier sehr schön aus- 
nehmen können und in der Wirklichkeit es oft durchaus nicht 
sind; 

3) dass die Schulbücher eine sehr eingehende Prüfung er- 
fordern würden, die es unmöglich ist, in diesem Augenblick 
Vorzunehmen, zu der jedoch in einem andern Jahre geschritten 
werden sollte. 

Wir verweisen zur Belehrung über die in den Kantonen 
erlangten Resultate auf die weiter unten abgedruckte Statistik 
der Rekrutenprüfungen. 

Der Unterricht kann natürlich kein genügender sein, wenn 
der Lehrer nicht hinreichend befähigt ist, wenn er zu viel 
Schüler, eine zu geringe Stundenzahl hat. Ausserdem ist es 
sehr wahrscheinlich, dass seine Fähigkeiten nicht gross sind, 
wenn er zu schlecht besoldet ist. Wir wollen also unter verschie- 
denen Rubriken eine Uebersicht über die verschiedenen Seiten 
dieser Frage geben. 



a. Die von den Lehrern geforderten Fähigkeitszeugnisse, 



1. Yiürich, 



2. Bern, 



Es existirt ein Seminar zur Ausbildung von Primar- 
lehrern. Wer Primarlehrer werden will, hat vor einer 
zu diesem Zweck von der Erztehungsdirekfion vor- 
schriftsgemäss zu ernennenden Kommission eine theo- 
retische und praktische Prüfung zu bestehen. 
Es existiren Normalschulen zu dem Zwecke, jungen 
Leuten beider Geschlechter, die sich dem Lehrfach wid- 
men wollen, die theoretische und praktische Ausbildung 
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zu gewähren. "Wer in einer Primarschule unterrichten 
will, muss in Folge einer im Kanton bestandenen spe- 
ziellen Prüfung ein Lehrerdiplom erlangt haben. S. 
Verordntmg über die IMkfimgen behufs Erwerbung der 
Diplome für Pi'imarlehrer und Primarlehrerinnen im 
Kanton Bern, vom 28. November 1872. 

3. Luzern, Junge Leute, welche für die Lehrerlaufbahn genügend 

vorbereitet sind, werden im Seminar aufgenommen, aus 
dem sie, theoretisch und praktisch ausgebildet, als 
Lehrer hervDrgehen. Bei Ernennung eines Lehrers oder 
einer Lehrerin wird ein Fahigkeitszeugniss gefordert. 
Diess besteht aus einem nach bestandener Prüfung dem 
Lehrer ertheilten Diplom, der schon provisorisch ein 
Jahr lang praktizirt hat; es kann diess Diplom aber 
auch auf Grund vorgelegter spezieller Zeugnisse vom 
Erziehungsratb ertheilt werden. 

4. Uri. Ein Fähigkeitsdiplom wird von Jedem verlangt, der im 

Kanton unterrichten will. Dieses Diplom wird vom 
Erziehungsratb auf Vorweis von Zeugnissen oder in 
Folge einer Prüfung ertheilt, und verleiht das Recht, 
in allen Gemeindeschulen des Kantons eine Lehrstelle 
zu versehen. Die im Amte stehenden Lehrer und Lehre- 
rinnen müssen sich ebenfalls auf Verlangen des Er- 
ziehungsratb es einer Prüfung unterwerfen. Der Er- 
ziehungsratb wird ein Prüfungsreglement für die Lebrer 
erlassen. — Brief der JRegiernng von XJn an den 
Bundesrath, vom 21. Juli 1873. „Eine stets zuneh- 
„mende Anzahl von Lehrern ist im Seminar von 
„Schwyz ausgebildet worden, und fähige Jünglinge, 
„ die sich dem Lehrerberuf widmen wollen , werden 
„durcb Stipendien von Seiten des Kantons dazu er- 
„ muthigt. ** 

5. Schwyz. Ein Seminar hat die Aufgabe, fähige Primarlehrer 

heranzubilden. Die Lehrer, welche Unterricht geben 
wollen, müssen im Besitz eines vom Erziehungsratb auf 
Bericht der von ihm ernannten Prüfungskommission er- 
theilten Diplomes sein. Letzteres kann nur Personen 
katholischen Bekenntnisses ausgehändigt werden, die eine 
Prüfung bestanden, und es ist nur auf 1 — 3 oder auf 
4 — 6 Jahre gültig, je nach dem Ergebniss dieser Prü- 
fung. Die Stiftsgeistlichen müssen auf Verlangen der 
Kommission und in Gegenwart ihres Dekans eine Prü- 
fungbestehen oder einen diplomirten Stellvertreter stellen. 



K^ 
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6. ObwdlAen. 



^7. Nidwaiden. 



8. Glarus, 



9. ZiMf. 



Vorbedin^ng zur Erlangung eines Lehramts ist ein 
vom Erziehungsrath ertlieiltes Diplom, welches nach 
abgelegter Prüfung, die der Rath über die betreffenden 
Lehrfächer hat abnehmen lassen, je nach den Fähig- 
keiten des Kandidaten auf längere oder kürzere Zeit 
ausgestellt wird. 

Die Bewerber um eine Lehrstelle haben ein Fähigkeits- 
diplom aufzuweisen, welches vom Kantonsschulrath nach 
bestandener Prüfung vor der von ihm dazu ernannten 
Kommission er th eilt >wird. Keiner kann zu einer Lehr- 
stelle berufen werden, der nicht im Besitz dieses Di- 
ploms ist, er wäre denn ein Geistlicher. 
Zum Zwecke, fähige Lehrer heranzubilden, ertheilt der 
Kantonsrath je nach Bedürfniss Stipendien an begabte 
Jünglinge, damit sie in Stand gesetzt seien, Seminarien 
zu besuchen. — Jeder Lehrer, der an öffentlichen Schulen 
unterrichten will^ muss ein nach vorschriftsmässig ab- 
gelegter Prüfung vom Schulrath ausgestelltes Fähig- 
keitszeugniss vorlegen. Die Fähigkeitszeugnisse anderer 
Kantone können als gültig betrachtet werden. Der 
kantonale Schulrath kann die Wahl eines nicht diplo- 
mirten Lehrers aufheben. Vom Dienst zurückgetretene 
Lehrer können im Falle einer Wiederer wählung zu 
einer neuen Prüfung angehalten werden. 
Die Lehramtskandidaten erhalten ans den kantonalen 
Schulfonds Stipendien zum Zwecke ihrer Ausbildung. 
Ein Lehrer oder eine Lehrerin, die im Kanton eine 
Anstellung suchen, müssen, abgesehen von anderen Be 
dingungen (katholisches Bekenntniss u. s. w.) mit einem 
vom Erziehungsrath ertheilten Fähigkeitszeugniss ver- 
sehen sein, welches nach bestandener vorschriftsmässi- 
ger Prüfung von einer zu diesem Behuf ernannten Kom- 
mission ausgestellt wird. Das Diplom wird je nach 
dem Ergebniss der Prüfung auf 1 bis 5 Jahre ertheilt. 
Nach Ablauf dieses Zeitraumes kann der Erziehungs- 
rath eine neue Prüfung anordnen oder bei unleugbarem 
Beweise von Fähigkeit des Lehrers oder der Lehrerin 
die Dauer des Diploms verlängern. Die Lehrerinnen 
aus den kantonalen Nonnenklöstern, welche freiwillig 
und unentgeldlich unterrichten, sind dieser Formali- 
täten enthoben. Der Geistliche soll ihnen an den Orten 
unterworfen sein, wo Kirchenstiftungen mit der Schule 
verbunden sind; falls er nicht als fähig anerkannt 
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lO. Freibu/rg» 



11. Soloihum. 



12. Basel-Stadt 



würde, stellt ihm die Gemeinde einen Stellvertreter und 
bezieht den Ertrag des Schulgeldes. Auf Yorweis be- 
friedigender Studienzeagnisse von Gymnasien oder Lyceen 
kann der Erziehnngsrath Geistliche, die sich znr Ueber- 
nahme einer Stiftsschnle melden, in der ehemals die 
Prüfung nicht erforderlich war, von derselben entheben. 
Die Primarlehrer erhalten der Mehrzahl nach ihre Aus- 
bildung an der Normalschule zu Hauterive. Bewerber 
um ein Lehramt müssen mit einem Fähigkeitszeugniss 
versehen sein, das nach bestandener Prüfung von einer 
Abordnung der Studienkommission ertheilt wird. Um 
zur Prüfung zugelassen zu werden, wird ein Zeugniss 
über regelmässigen Besuch der Normalschule gefordert. 
Indessen können auch Kandidaten, welche nicht in der 
Normalschule ausgebildet worden sind, zur Prüfung zu- 
gelassen werden, wenn sie die anderen gestellten Be- 
dingungen erfüllen, und erhalten ein Diplom^ falls ihre 
Kenntnisse als befriedigend erkannt werden. Je nach 
dem Resultat ist das Diplom auf 1 bis 4 Jahre gültig. 
Die Inhaber von Diplomen können nach Ablauf des 
ersten Zeitraums, für welchen das Diplom ausgestellt 
worden, zu einer neuen Prüfung aufgefordert werden. 
Das Diplom ist erst nach einem Zeitraum von acht 
Jahren befriedigender Amtsführung ein definitives. Die 
von kompetenten Behörden anderer Kantone ausge- 
stellten Fähigkeitszeugnisse können als gültig aner- 
kannt werden. 

Die Lehrer werden durch Besuch eines d^ij ährigen 
Kursus am Seminar ausgebildet. Die Zöglinge, welche 
die Prüfungskommission am SchlusB des Kursus für be- 
fähigt zum Unterricht erklärt, werden vom Staatsrath 
auf einen Bericht der Kommission zum Lehrerberuf zu- 
gelassen und erhalten das Diplom. Personen, welche 
das Seminar nicht besucht haben , können dennoch 
Lehrer werden, wenn sie durch eine Prüfung oder spe- 
zielle Zeugnisse den Beweis beibringen, dass sie die 
nöthige Befähigung besitzen. 

Die Lehrer und Lehrerinnen haben eine mündliche 
Prüfung in allen Fächern zu bestehen, in denen sie 
unterrichten sollen, und ausserdem eine Probelektion 
zu halten. Die Ernennung zum Lehrer kann direkt, 
ohne weitere Formalitäten auf Grund von günstigen Zeug- 
nissen oder einem auswärtigen Fähigkeitsdiplom statt- 
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finden. Die Lehrer und Lehrerinnen, deren Befähigung 
durch die Prüfang anerkannt ist, werden von der Er- 
ziehnngskommission anf Vorschlag des Schnlinspektors 
ernannt; die Oherlehrer, deren unmittelhare Wahl dnrch 
den Regierungsrath hestätigt werden mnss, werden anf 
Lehenszeit ernannt. 

13. Basel-Land, Zum Zwecke der Anshildung von Lehrern schliesst der 

Kanton eine Uehereinkunft mit einem andern Kanton 
ah, in dem sich ein wohlorgauisirtes Seminar hefindet. 
Kein Lehrer kann in einer öffentlichen Schule wirken, 
wenn er nicht vorher vom Erziehungsrath mit Zu- 
ziehung des Schulinspektors geprüft worden ist und 
von ersterem das nöthige Fähigkeitszeugniss erhalten hat. 

14. Schaffhausen, Die Bewerher um eine Lehrstelle müssen eine öffent- 

liche Prüfang hestanden hahen, die alle zwei Jahre 
stattfindet, und wenn «iiess innerhalh dieses Zeitraumes 
nöthig wird, vor «iner speziellen Kommission unter 
Oberaufsicht des Kantonsschulraths; die Prüfung ist 
eine mündliche, schriftliche und praktische. Es werden 
Zeugnisse von drei Graben, je nach den Besultaten, er- 
theilt; die beiden ersten geben allein das Hecht zur 
Bewerbung um jede Primarschule, während der dritte 
Grad nur auf niedere Stellen Anspruch ertheili Die 
Kandidaten, welche nur den dritten Grad erhalten, 
haben übrigens eine neue Prüfung zu bestehen. 

15. Appenzell Ä,-Bh, Es werden Stipendien an JängUnge ertheilt, welche 

das Seminar des Kantons oder ein auswärtiges Se- 
minar besuchen wollen, um sich zu Primarlehrern ans- 
zubilden. Die Wählbarkeit wird erworben durch Vor- 
weisung von Studienzeugnissen und in Folge einer vor 
der kantonalen Schulkommission abzulegenden Prüfung. 
Kandidaten, deren Befähigung hinreichend nachgewiesen 
ist, können der Prüfung enthoben werden. Vier Noten, 
je nach dem Befähigungsgrade, werden in das Wähl- 
barkeitszeugniss eingeschrieben, welches 3 Jahre gültig 
bleibt, auch wenn der Inhaber keiner Schule vorsteht. 

16. Appenzell I.-Bh, Das Recht, sich mit der Ausbildung der Lehrer zu be- 

schäftigen, steht der oberen Erziehungsbehörde zu. Um 
an einer öffentlichen Schule unterrichten zu dürfen^ 
muss der Lehrer oder die Lehrerin, abgesehen von 
anderen Bedingungen (römisch-katholisches Bekenntniss 
u. s. w.) genügend vorbereitet und in einem Seminar 
ausgebildet sein; ausserdem ist durch eine abzn- 
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17. St Gallen. 



18. Graubimden. 



legende Prüfnng das von der kantonalen Schnlkommission 
ausgestellte Wählbarkeitszengniss zu erwerben. Von 
der Präfang sind die Lehrer befreit, welche genügende 
Ausweise über answärts geleistete Dienste beibringen. 
Diejenigen im Amte stehenden Lehrer, deren Bildung 
eine ungenügende ist, können 2rur Ablegung einer neuen 
Früiung und zur Erwerbung der ihnen fehlenden Kennt- 
nisse verpflichtet werden. 

Es existirt ein Seminar zur Heranbildung von L'ehrern. 
Ein vom Erziehungsrath aasgestelltes Wählbarkeits> 
zeugniss ist u. A. zur endgültigen Ernennung eines 
Lehrers erforderlich. Dieses Zeugniss wird ertheilt, 
wenn der Kandidat durch spezielle Bescheinigungen 
nachweist, dass er den erforderlichen Unterricht er- 
halten ; ausserdem hat er nach zweijähriger provisori- 
scher Wirksamkeit eine Prüfung vor den vom Er- 
ziehungsrath ernannten Inspektoren , und in des 
Erziehungsraths Beisein abzulegen. Dieselben Prüfungen 
finden für die Lehrerinnen statt ; indessen sind die An- 
sprüche herabgesetzt für diejenigen, welche in unteren 
Mädcbenklassen wirken und für die betagteren Lehrer. 
Der Erziehungsrath kann einem Lehrer eine zweite 
Prüfung auferlegen und wenn das Ergebniss derselben 
unbefriedigend ausfällt, ihm das Wählbarkeitszengniss 
wieder entziehen. 

Der Kanton besitzt ein Seminar zum Zwecke der Heran- 
bildung fähiger Primarlehrer. Um im Kanton unter- 
richten zu dürfen, bedarf es unter Anderem eines vom 
Erziehungsrath ausgestellten Fähigkeitszeugnisses. Diess 
wird nach einer Prüfung ausgestellt, die jedes Jahr am 
Schluss des Lehrkursus des Seminars stattfindet; je nach 
der Befähigung der Bewerber sind die Zeugnisse in 
drei Grade abgestuft. Ausser den Kursen im Seminar 
wird vom Direktor der Anstalt jedes Jahr ein Wieder- 
holungskurs gegeben. Die Zöglinge, welche dem Wieder- 
holungskurs beigewohnt und in Folge dessen ein Fähig- 
keitszeugniss erhalten haben, sind verpflichtet, während 
zwei Jahren im Kanton Schule zu halten. Das Diplom 
kann ohne vorhergegangene Prüfung an Personen er- 
theilt werden, deren Befähigung anerkannt ist. Der 
Schulinspektor kann die Erlaubniss zum Unterricht an 
nicht diplomirte Personen ertheilen, nachdem er ihnen * 
vorher eine Prüfung abgenommen, welche den Nachweis 
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19. Aargau, 



20. Thwrgau. 



21. Tessin, 



geliefert, dass sie im Besitz der erforderlichen Kennt- 
nisse sind. 

Es ist ein Seminar errichtet zor Heranbildung von Pri- 
marlehrern, sowie znr Fortbildung derer, welche schon 
im Amte sind. Der Lehrer, welcher eine endgültige 
Anstellung sucht, muss neben anderen, gesetzlich zu 
erfüllenden Bedingungen im Besitz eines Wählbarkeits- 
zeugnisses sein. Dieses wird von der Erziehungsdirektion 
auf Grrund von Zeugnissen gewährt, die der Bewerber 
nach Ablegung einer vorschriftsgemässen Prüfung er- 
langt hat. Diese Prüfung ist eine theoretische (münd- 
liche und schriftliche) und eine praktische. DasWähl- 
barkeitszeuguiss kann auch an Personen ertheilt werden, 
deren Befähigung wohlbekannt ist. Die Fähigkeits- 
zeugnisse für Gemeindeschulen und die für Fortbil- 
dungsschulen sind verschieden und auf eine Maximal- 
dauer von 6 Jahren gültig. Nach Ablauf dieses Zeit- 
raumes kann das Diplom, den Berichten der Kommission 
und des Schulinspektors gemäss, nach Leistung einer 
neuen Prüfung oder Besuch eines Wiederholungskursus 
erneuert werden. Wenn das Diplom 2 mal nach sechs- 
jährigem Zeitraum erneuert worden ist, bedarf es keiner 
dritten Erneuerung mehr. 

Der Staat sorgt nach dem Gesetze über Organisation 
der Normalschule für die Bildung der Lehrer. Der 
Staatsrath kann für die Ausbildung von Lehrerinnen 
durch zu gewährend^ Unterstützungen beitragen. Um 
zum Unterrichten zugelassen zu werden, muss der Be- 
werber eine Prüfung abgelegt und durch dieselbe seine 
hinreichende Befähigung nachgewiesen haben. Die Di- 
plome der Lehrerinnen können auf den Unterricht in 
den unteren Klassen beschränkt werden. 
Die Bewerber um eine Schulstelle haben einem kanto- 
nalen, methodischen Kursus beizuwohnen und müssen 
ini Besitze eines Fähigkeitszeugnisses sein. Jedem Lehrer, 
der nicht vier Jahre hintereinander unterrichtet hat, 
kann eine neue Prüfung auferlegt werden. Derjenige, 
welcher Unterricht ertheilt, ohne ein Diplom zu be- 
sitzen, wird mit Fr. 10 bis 100 Strafe belegt und sus- 
pendirt. Ein Stiftsgeistlicher, welcher als unbefähigt 
zum Unterrichten erkannt wird, hat zur Besoldung 
seines Stellvertreters beizutragen. — Eine Normalschule 
zur Heranbildung fähiger Lehrer ist durch Dekret 
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• 22. Waadt 



23. WaUis. 



24-. Neuenbürg, 



des Grossen Eathes vom 20. Januar 1873 errichtet 
worden. 

Es existirt eine Normalschale für Lehrer nnd eine solche 
für Lehrerinnen. Der Lehrer oder die Lehrerin, welche 
in einer öffentlichen Schule nnterrichten wollen, mnss 
im Besitz eines Fähigkeitszeugnisses sein, welches nach 
einer mündlichen oder schriftlichen Prüfung ertheilt 
wird. Das Diplom ist je nach dem Ergehnisse der Prü- 
fung ein definitives oder provisorisches. 

Die Inhaber provisorischer Diplome haben im Ver- 
lauf eines Jahres eine neue Prüfung zu bestehen; die 
bei der ersten Prüfung erlangten Erfolge werden ihnen 
dabei angerechnet. Provisorische Diplome berechtigen 
zur ünterrichtserlheilung in tempotären Schulen oder 
in permanenten Schulen, deren Schülerzahl nicht über 
30 ist. Die Lehrer und Lehrerinnen büssen ihr pro- 
visorisches Diplom ein, wenn sie bei der zweiten Prü- 
fung kein definitives erlangen. 

Es existiren staatliche Normalsehulen zur Heranbildung 
von Lehrern und Lehrerinnen französischer und deutscher 
Zunge. Die Schüler des zweiten Kursus der Normal- 
schule können ermächtigt werden, ein Jahr lang zu 
unterrichten, und wenn die Probe befriedigend aus- 
fällt, werden sie diplomirt; es wird ihnen freigestellt, 
sofort nach den zwei Jahren der Normalschule einem 
Wiederholungskurs auf ihre Kosten beizuwohnen; am 
Schluss des letzteren werden sie geprüft, diplomirt oder 
vorläufig zur ünterrichtsertheilung ermächtigt oder 
defiilitiv zurückgewiesen. Jünglinge, die sich dem Lehrer- 
beruf widmen wollen und in einer öffentlichen Schule 
hinreichend dazu vorbereitet worden sind, können zum 
Wiederholungskars und schliesslich zur Prüfang zuge- 
lassen werden. Personen, welche höhere Studien ge- 
macht, dürfen mit Erlaubniss des Staatsrathes ohne vor- 
hergehende Prüfung Unterricht ertheilen. 
Lehrer und Lehrerinnen haben nur das Recht zu unter- 
richten, wenn sie Inhaber eines Fähigkeitszeugnisses 
sind; dieses wird von einer speziellen Kommission er- 
theilt, vor welcher die Bewerber eine Prüfung zu be- 
stehen haben. Die Fähigkeitszeugnisse sind ersten, 
zweiten und dritten Grades. Personen, welche ein Zeug- 
niss zweiten oder dritten Grades erhalten haben, können 
erst nach Ablauf eines Jahres zu einer neuen Prüfung 
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zugelassen werden; die Frist zwischen der ersten und 
zweiten Prüfung darf jedoch zwei Jahre nicht über- 
schreiten. Wenn es dem Bewerber nach Verfluss von 
vier Jahren nicht gelungen ist, ein höheres Zengniss 
ak das dritten Grades zu erlangen, so wird er zum 
Dienst an öffentlichen Schulen nicht mehr zugelassen. 
Die Zeugnisse dri^en Grades berechtigen nur zu pro- 
visorischer Anstellung an temporären Schulen; diejeni- 
gen zweiten Grades zur Anstellung an vereinzelten, 
niederen oder mittleren Schulen. Das Zengniss ersten 
Grades allein ermächtigt zum Unterricht an allen oberen 
Klassen. 
25. Genf, Die Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Schulen 

• müssen im Besitz eines Fähigkeitszengnisses sein. 

Allgemeine Bemerkung*. 

Die Prüfungen zur Erwerbung der Fähigkeitszeugnisse zerfallen in 
gewissen Kantonen in einen mündlichen Theil und in eine Probelektion; in 
anderen sind sie mündlich und schriftlich; in noch anderen zerfallen sie in 
einen theoretischen (mündlichen und schriftlichen) und einen praktischen 
Theil. Der Hauptsache nach umfassen sie sämmtliche obligatorischen Fächer 
des Primarunterrichts. In den vorgeschrittensten Kantonen werden auch 
Kenntnisse in der Pädagogie, der Methodologie u. s. w. von den Bewerbern 
gefordert. 



&. Maximalzahl der Schüler in einer Klasse. 

1. Zürich. 100 je für 1 Saal und Lehref; Arbeitsschulen: 30. 

2. Bern, 70 für eine nicht halbirte Klasse; 80 für eine halbirte 

Klasse. 

3. Luzern. Allgemeine Schule: 70; halbirte Winterschulen: 80; 

Sommerschule in 3 Abtheilungen: 50. 

4. Uri, 70 je für 1 Lehrer (Ausnahmen sind zulässig). 

5. Schwyz, Arbeitschule: 40. 

6. Obwalden, ? 

7. Nidwaiden. ? ' 

8. Glarus. 70 je für 1 Lehrer (50 in den Halbtagsschulen ; 30 für 

eine Arbeitslehrerin). 

9. Zug. 60 (ohne die Schüler der Wiederholungsschule). 

10. Freihurg. 70. 

11. Solothurn. Primarschule: 80; Arbeitsschule: 40» 

12. Basel-Stadt. 60. 



1.3. 'Basel-Land, 



14. Schaffhatisen. 

15. Appenzell A,-Bh. 

16. Appenzell L-Bh, 

17. St GaUen. 

18. Graubünden. 

19. Aargau. 

20. T^ttr^au. 

21. 2V«»m. 
Ö2. TToarfe. 
23. TTaMts. 



24. Neuenbürg, 

25. 6?ew/: 



— 109 - 

Wenn die Schule über 120 Kinder zählt, wird sie in 
zwei auf einander folgende Klassen getheilt, jede mit 
einem Lehrer. Für 40 Schülerinnen eine Arbeitslehrerin; 
wenn 30 darüber sind, eine Unterlehrerin; und jedes- 
mal eine Unterlehrerin für 20 mehr. 
60 für einklassige Schulen; 80 in der Klasse für Schulen 
von zwei Klassen und darüber. 
? 
? 

80. Wenn eine Klasse nach den Geschlechtern getheilt 
ist, 60 für eine Lehrerin. Arbeitsschule: 30. 
? 

80 für eine Kommunälschule, 60 fär eine Fabrikschule, 
30 für eine Arbeitsschule. 

Winterschule: in der Regel 80. Arbeitsschule: 25. 
Fortbildungsschule für Jünglinge: 30 (für's Zeichnen 20). 
60. 
60. 

Sobald eine Schule über 50 Kinder zählt, muss eine 
Mädchenklasse errichtet werden. Für die nach Ge- 
schlechtern getrennten Schulen: 60. 
50. 
60 in der Hegel. 



1. Zürich, 

2. Bern, 

3. Luzern. 

4. UH, 

5. Schwyz. 

6. Obwalden, 

7. Nidwaiden, 

8. Glarus, 

9. Zug, 

10. Freiburg, 

11. Solothurn, 

12. Basel-Stadt. 

13. Basel' Land, 

14. Schaffhausen, 

15. Appenzell A,-Bh, 

16. Appenzell L-Bh, 



c. Die dem Lehrer auferlegte Stundenzahl, 
38 ausser dem Turnen. 



Im Sommer 28, im Winter SO. 



Im Winter 30, im Sommer 25. 
26 bis 32. 
33, ausser der Fortbildungsschule. 
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« 

17* St Gallen, 33, ausser der Fortbilgnngsschole. 

18. Graubünden, — — 

19. Aargau, Im Sommer 27, im Winter 36. 

20. Thurgau, Im Winter 31, im Sommer 32. 

21. Tessin. — — 

22. Waadt — — 

23. Wallis, — — 

24. Neuenburg. 33 — 

25. Genf, — — 

d. und e, ($. nebenstehende Tabellen). 



C. Unentgeldlichkeit. 

Die Unentgeldlichkeit existirt in den Kantonen Zürich, 
Glarus, Zug (nicht vollständig), Freiburg, Solothurn, Basel- 
Stadt, Appenzell A.-ßh., Appenzell I.-Rh., Thurgau, Tessin, Wallis, 
Neuenburg und Genf. Sie wird in mehreren anderen Kantonen 
vorbereitet, welche vielleicht vor der in der Bundesverfassung 
festgesetzten Frist von fünf Jahren diese Aufgabe vollenden. 

« 

D. Leitung der Primarschule. 

(Vor der neuen Bundesverfassung) 

1. Zürich, Die Schulbehörden sind: ein MitgUed des Regiernngs- 

rathes , Direktor des öffentlichen Unterrichts. Dieses 
Mitglied ist Vorsitzender des Erziehungsrathes, welcher 
aus 4 vom Kantonsrath und 2 von der Schulsynode 
ernannten Mitgliedern besteht. Ein vom Schulkapitel 
ernannter Bezirksschulrath beaufsichtigt den Unterricht 
im Bezirk. Jede Gemeinde hat eine Lokalkommission, 
die von der Schulgemeinde in geheimer Abstimmung 
gewählt wird. 

2. Bern, Ein Mitglied des Regierungsrathes ist Direktor des 

öffentlichen Unterrichts. Die Eegierungsstatthalter sind 
zur Beaufsichtigung der Ortskommissionen verpflichtet. 
12 Schulinspektoren vertreten die Centralleitung. In 
jeder Gremeinde existirt eine von der Einwohnerver- 
sammlung ernannte Ortskommission. Der Geistliche 
hat dem Lehrer Beistand zu leisten und über die Schul- 
fragen an die obere Behörde Bericht zu erstatten. 
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3. Luzern, 



4. üri. 



6. Schwyz, 



6. Obwdlden, 



7. Nidwälden, 



8. Glarus, 

9. Zug. 

10. Freiburg. 



Ein Mitglied des Regiernngsrathes ist Präsident des 
Erziehongsrathes, welcher aus 4 weltlichen und 2 geist- 
lichen Mitgliedern besteht, die vom Q-rossen Bathe er- 
nannt werden. Vom Regierungsrath ernannte Inspek- 
toren besachen die Schulen. Eine vom Staatsrath 
ernannte Ortskommission übt die Aufsicht über die 
Schale. Der Geistliche ist gehalten, die Schale zu be- 
suchen und den Lehrer in seiner Aufgabe zu unter- 
stützen. 

Ein oberer Rath, bestehend aus 5 Greistlichen und Laien, 
ernennt 2 Inspektoren für den Kanton. In jeder Ort 
Schaft ist eine Lokalkommission, in welcher der Geist- . 
liehe von Amtswegen den Vorsitz führt. 
Ein Mitglied der Regierung, der Erziehungsdirektor, 
präsidirt dem Oberschulrath, welcher aus 3 geistlichen 
und 6 weltlichen, vom Grossen Rathe ernannten Mit- 
gliedern besteht. Ausserdem 4 Inspektoren, Bezirks- 
und Ortskommissionen, zu denen der Geistliche von 
Amtswegen gehört. 

Ein Mitglied der Regierung präsidirt den Oberschul- 
rath, zu dem 2 Mitglieder von der Regierung und 2 
von der Versam^ung der Geistlichen gewählt werden. 
Dieser Rath ernennt einen Inspektor. In den Orts- 
kommissionen führt der Geistliche von Amtswegen den 
Vorsitz. 
Der Landammann ist Präsident des Schulrathes, der aus 

3 Stiftsgeistlichen und 8 Laien besteht. Eines der 
geistlichen Mitglieder ist Schulinspektor. In den 
Kommissionen ist der Geistliche von Rechtswegen 
Präsident. 

Oberschulrath, Inspektoren und Ortskommissionen, ohne 
Sonderrechte für die Geistlichen. 
Oberer Rath von 7 Mitgliedern, von denen wenigstens 
2 Geistliche sein müssen. Ortskommissionen, zu denen 
der Geistliche von Amtswegen gehört. 
Die Erziehungsdirektion, für die katholischen Schulen 
durch eine Kommission von 4 Mitgliedern unterstützt, 
von denen 2 vom Bischof ernannte Geistliche und 2 
vom Regierungsrath ernannte Laien ; für die protestan- 
tischen Schulen existirt in Murten eine Kommission von 

4 Mitgliedern, darunter 2 von der Synode ernannte 
Geistliche und 2 vom Regierungsrath gewählte Mit- 
glieder. Die Präfekten und Schalinspektoren üben die 
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11. Solothurn, 



12. Basel-Stadt. 



13. Basel'La/nd. 

14. Schaffhausen, 



Aufsicht über die Schnlen. Lokalkommissionen, denen 
der Geistliche von Amtswegen angehört. 
Direktion des öffentlichen Unterrichts. Vom Regie- 
rnngsrath ernannte Bezirkskommissionen. Inspektoren. 
Lokalkommissionen f denen der Geistliche von Amts- 
wegen angehört. 

ünterrichtskoUeginm von 9 Mitgliedern , welche vom 
Kleinen Rath ernannt werden. Inspektor und Aiif- 
sichtskommission von 5 Mitgliedern für die Primar- 
schulen. 

Direktion des Schulwesens. Inspektor. Lokalkommission 
ohne spezielles Recht für die Geistlichen. 
Oberer Schulrath von 7 Mitgliedern, die vom Grossen 
Rath ernannt werden, nämlich ein Geistlicher, 1 Primar- 
lehrer, 1 Professor, 4 andere Mitglieder. Inspektor. 
Ortskommissionen für die protestantischen Gemeinden. 
In den katholischen Gemeinden wird die Schule von. 
dem Kirchen rath geleitet. 

15. Appenzell Ä.-Bh. Kantonale Schulkommission von 7 Mitgliedern, die der 

Grosse Rath ernennt. Inspektoren. Lokalkommissioaen. 
NB. Im Verwaltungsbericht von 1875/76, S. 61, 
steht ein Beschluß der Kantonskommission, des Inhalts, 
dass die Meinung der Kirchhöre wegen Halbirung der 
Klassen in Walzenhausen eingeholt werden sollte. 

16. Appenzell I.-Bh, Staatskommission, besteheud aus dem Landesstatthalter, 

dem Standespfarrer, dem Landesseckelmeister , dem 
Landesbauherrn, dem Kirchen pfleger und dem Landes- 
fähndrich. Lokalkommissionen, denen der Geistliche 
von Amtswegen präsidirt; dieser leitet zugleich unmittel- 
bar die Schule. 

Der' Erziehungsdirektor präsidirt dem Obersehulrath, 
welcher aus 6 katholischen und 5 evangelischen Mit- 
gliedern (mit Einschluss des Präsidenten) besteht. 
Oberer Schulrath von 3 evangelischen und katholischen 
Mitgliedern, die vom Grossen Rath ernannt werden. 
Inspektoren. Lokalkommissionen, denen der Geistliche 
von Amtswegen angehört. 

Oberer Schulrath unter dem Präsidium eines Mit- 
gliedes des Regierungsraths, bestehend aus 6 von letz- 
terem ernannten Mitgliedern. Bezirksräthe. Orts- 
kommissionen ohne Sonderrechte für die Geistlicheli. 
Erziehungsdepartement. Inspektoren. Lokalkommis- 
sionen, denen der Geistliche von Amtswegen zugehört. 



17. St, Gallen, 



18. Graubünden. 



19. Aargau. 



20. Thurgau. 



L 
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Er/iehangsdepartement. 
ans 6 vom Begierungsrath 
Bpektoren. Lokalkommissii 
ohne Vonecht für den C 
Er^iehnugsdepai'tement. In 
der Katioualkirche sein n 
■ ohne Vorrecht für die Gel 

jedoch der Nationalkirche : 
28, Wallis. Erzieh nngsdepartement. 

ans 4 vom Reglern ngsrath« 
spektoren. Lokalkommiesi 
von Amta wegen zngehört. 

24. Neitenburg. Erziehnngadepartement. 

missioD, die vom BegieniDj 
welcher die Lehrer und P 
den. Inspektoren. Lokalko 
Recht für den Geistlichen. 

25. Genf. Erdehnngsdepartement. S1 

toren. Der Gemeinderath 
Anfsioht über die Scholen 

Seit der Promulgation der gegenwärti 

Verfassung sind alle Bestimmungen, w 
religiösen Bekenntnissen besondere Rt 
Rechtswegen hinfällig geworden; thatsi 
alten Zuständen wahrscheinlich nicht vi 



E. Der Unterricht, vom konfessionelte 
betrachtet. 

Wie wir wiederholt Gelegenheit gel 
kann das auf das religiöse Bekenntniss 
sieht auf den Unterricht selbst, oder aul 
richtenden betrachtet werden. 

Was das Lehrpersonal betrifft, so g 
im Jahre 1874 aufgestellte statistische ' 
noch so ziemlich der Wahrheit entsprec! 
Kautoneü, wie Freiburg, Luzem u. a,, i 
und Lehrerinnen, welche religiösen Ort 
nähme begriffen. 
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Pnmarlehrer und Pnmarlehrerinnen in i 


ier Schweiz. 


KantoB. 


Primarlehrer. 


Lehrerinnen. 


Arbeits- 
lehrerinnen. 


• 

a 
o 

'S 


geütliche. 


Ordena- 
geistliche. 


zahl. 


• 

'S 


Ordens- 
mitglieder. 


Gesammt- 
zahl. 


1. Zarich . 


. 574 






574 


_^ 


^.^ 




364 


2. Bern. . . 


, . 1108 






1108 


,494 


12 


506 


764 


3. Taizern . . 


, . 247 


2 




249 


15 


— 


15 


123 


4. Uri . . , 


. 19 


17 


1 


• 37 


1 


8 


9 


6 


5. Schwyz . . 


. 58 


2 




60 


5 


42 


47 


35 


6, Obwalden . 


. . 6 


3 




9 


4 


22 


26 




7. Nidwalden , 


. . 10 


6 




16 


1 


16 


17 


7 


8. Glarus . . 


.65 




— 


65 










20| 


9. Zug . . . 


, . 27 


11 


2 


40 


2 


22 


24 


4 


10. Freibiirg . 


. . 250 


— 




250 


70 


13 


83 


49 


11. Solothurn , 


, . 187 






187 


6 




6 


147 


12. Basel-Stadt 


. 53 


2 




55 


10 




10 


21 


13. Basel-Land 


. 111 






111 




— 




105 


14. Scha£f hause 


in . 115 


1 





116 


7 




7 


68 


15. Appenzell A.- 


Rh. 86 






86 












16. Appenzell L- 


Rh. 18 






18 




4 


4 




17. St. Gallen 


. . 419 


5 





424 


8 


10 


18 


79 


18. Graubündei 


1 . 378 


9 


1 


388 


38 


16 


54 


147 


19. Aargau . , 


. . 500 







500 


32 





32 


269 


20. Thurgau . 


, . 240 






240 


2 




2 


209 


21. Tessin . 


. . 203 


5 





208 


267 




267 


32 


22. Waadt . 


. , 537 






537 


204 




204 


174 


23. Wallis . 


. . 247 


17 


17 


281 


129 


40 


169 





24. Neuenburg 


. 145 




— 


145 


171 


2 


173 





25. Genf. . 
Gesammtzi 


. . 85 


80 




85 


64 


— 


64 


7 


1hl 5688 


21 


5789 


1530 


207 


1737 


2630 



NB. In den Kantonen Bern, Thurgan, Neuenbürg nnd Genf ist den 
Mitdiedern religiöser Orden die Lehrthätigkeit an öffentlichen Schalen ge- 
setzlich untersagt 



Was den Unterricht selbst betrifft, so 
gaben, welche wir den von den Kantonen 
Stücken im Auszuge entnehmen. 

1. Sbrich. Das Züricher Gesetz von 1850 

den Religioasniiterricht für 
nenen Bandesverfasaang .jedo< 
wiederholt aoBgesprochen, das« 
gleich er auf dem Schniprogri 
ling ein fakultativer ist. N 
gesetzes wird dieser Cnterrichl 
in gewissen Fällen kann aber 
hatten werden, ihn zn geben. 

2. Bern, Nach dem Gesetz nnd den Vei 

der ReligiODsnnterricbt obligi 
diesem Unterricht künneu nn 
kompetenten geistlichen Seh 
Die Lehrer werden in der Ei 
einen Tanfechein beiznbriagei 
schichtlichen Theiile - des Rel: 
der dogmatische Theil bleibt de: 
Die in unseren Häcden befiod 
in welchem Sinne diese Pn 
neuen Bnndesverfasaung gereg 
. 3. iMtern. Lant Programm geben die Le 

Geistlichen denEeligionsnnten 
Lehrer, welcher die religiöi 
Kinder verletzt, kann ohne E 
Amte abberufen werden. Die: 
Bern. 

4. Uri. Der Unterricht im Katechisni 

des Geistlichen vom Lehrer e 

5. Sckvyyz. Nach dem herrschenden G< 

nnterricht obligatorisch. Dei 
«bereu Rath ansgearbeitete B 
Art. 3 wie folgt : „ Der Relig 
„torisch nnd wird in Uebereii 
„ liehen Behörden in der "W 
„ religiösen Ueberzengnngen 
n gehörigen anderer Bekennti 
B werden (Art. 27 der Bundes 
gegenwärtigen Gesetz müsae 
Lehrerdiplom Eatholiken , a 
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6. Ohwalden, 



7. Nidwaldent 



8. Glarm, 



9. Zug. 



10. Freihwrg, 



Sinne der Kirche sein, und ein von einem Geistlichen 
ertheiltes Zengniss vorweisen. Der Lehrer hat den 
Geistlichen im Katechismus und beim Gottesdienst zu. 
unterstützen, die Kinder in die Kirche zu führen etc. 
Die Kinder sind verpflichtet, in die Kirche zu gehen 
etc. etc. Nach dem Entwurf vom Oktober 1876 scheinen 
alle diese Bestimmungen fortzufallen. 

Die biblisc];ie Geschichte ist nach dem neuen Gesetz 
obligatorisch; nach dem Programm soll dieses Fach 
indessen beim Leseunterricht behandelt werden, und 
ist auch das Lesebuch laut Beschluss des Eegierungs- 
rathes fakultativ. Aus der weiter oben mitgetheilten 
Tabelle ist jedoch ersichtRch, dass die meisten Lehrer 
Geistliche sind. 

Der katholische ßeligionsunterricht ist obligatoriscli. 
Der Lehrer muss katholisch erzogen sein, er hat die 
Kinder zur Messe und zu den Prozessionen zu führen etc. 
£r soll seine Pflichten als Katholik gewissenhaft er- 
füllen. Dieselbe Schlussbemerkung wie bei Bern. 

Das Gesetz, Art. 13, erklärt als obligatorisch: „l)Ee- 
„ligion, d. h. Anregungen und Belehrungen aus dem 
„ Gebiete des religiös-sittlichen Lebens, jedoch mit Ver- 
„meidurig alles Konfessionellen." 

Nach dem Gesetze von 1850 soll der Zweck der Er- 
ziehung dem Geiste der katholischen Kirche entsprechen. 
Der Geistliche ertheilt den Eeligionsunterricht und hat 
darüber zu wachen, dass in der Schule nichts Religions- 
gefährliches gelehrt werde. Die geistliche Behörde gibt 
oder versagt ihre Zustimmung bei Einführung der kon- 
fessionellen Lehrmittel. Die Schulbücher müssen derart 
sein, dass die geistliche Behörde keine begründete Ein- 
wendung gegen dieselben erheben kann. Die Lehrer 
müssen katholisch sein, und falls die Beligion von ihnen 
gefährdet würde, können sie abgesetzt werden. Die 
Kinder sollen eine christliche Erziehung erhalten. Die 
Lehrer werden in Religion und den Katechismen ge- 
prüft. — Dieselbe Schlussbemerkung wie bei Bern. 

Nach dem Gesetz von 1874 ist die Religion und bibli- 
sche Geschichte obligatorisch (Art. 21); die Lehrer 
werden in diesem Fach geprüft (Art. 46). Konfeseio- 
nelle Schulen können errichtet werden und den Charakter 
von öffentlichen Schulen haben (Art. 125 und 133). 
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18. Graubünden, 



19. Äargau. 



20. Thurgau, 



21. Tessin, 



22. Waadt 



23. WaUis. 



um die Verschmelzniig der ehtmals getrennten Schalen 
darchznf Uhren. Der amtliche Bericht von 1875 deutet 
auf die Schwierigkeiten hin, welche sich der Anwen- 
dung des Grundsatzes entgegenstellen, dass der Lehrer in 
Zukunft ohne Bücksicht auf seine Konfession gewählt 
werden solL 

Die Schulen können konfessionell sein und der Lehrer 
wird in der Beligion geprüft. Nach dem Gesetzentwurf 
von 1874 soll der Religionsunterricht von konfessio- 
nellem und dogmatischem Geiste völlig frei sein (Art. 19) 
und die konfessionellen Schulen können nur unter der 
Bedingung zugelassen werden, dass sie den für die 
öffentlichen Schulen verhindlichen Vorschriften ent- 
sprechen (Art, 40). 

Die' Lehrer werden in der Beligion geprüft. Die Ver- 
ordnung vom 20. Juli 1868 (Art 8) schreibt vor, dasa 
der Bewerber um einen Posten im Besitz eines von 
einem Geistlichen ausgestellten Sittenzeugnisses sein 
müsse. Der Verwaltungsbericht für 1874 (S. 6) spricht 
von Ausarbeitung eines Lehrbuchs der biblischen Ge- 
schichte zum Gebrauch für Schüler beider christlicher 
Bekenntnisse. 

Der Beligionsunterricht behandelt biblische Geschichte, 
Gedächtuissübungen (Auswendiglernen religiöser Ge- 
dichte) etc., das Ganze frei von konfessionellem Geiste. 
Ein halber Tag wöchentlich (Mittwoch Nachmittag) ist 
für den konfessionellen Unterricht offen gelassen. 
Der Beligionsunterricht wird nach dem katholischen 
Katechismus und gemäss dem Schulplane vom 13. No- 
vember 1867 ertheilt. 

Der Beligionsunterricht wird vom Lehrer ertheilt, der 
zur National kirche gehören muss. Dieser Unterricht 
ist unter die Oberaufsicht des Pastors der Kirchgemeinde 
gestellt. Artikel 19 des Gesetzes von 1865 lautet: „Es 
r soll keine andere religiöse Doktrin als die der National- 
„ kirche gelehrt werden, und die der römischen Kirche, 
„ was die katholischen Schulen anbetrifft. " Artikel 20 
gestattet die Dispensation der Schüler auf den ausdrück- 
lichen Wunsch ihrer Eltern. 

Die Lehramtskandidaten werden in der katholischen 
Beligion geprüft. Der Beligionsunterricht (Katechis- 
mus und biblische Geschichte) wird vom Lehrer unter 
Aufsicht der Kirche gegeben. Der Verwaltungsbericht 
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fQr 1874 fnthält S. 1 und 4 

giemDgBstaiidpnnktea betrefb 
und 49 der Bundes verffisBQnf 
1) wenn sSmintliche Kinder ki 
ne am BeligionBnntenicht Thi 
den Eltern ein Diapens verli 
Schnle Einder entMlt, die z 
fession gehören, eo wird de 
ihrem Beisein nicht gegeben ; 
dieser Unterricht hei Begim 
Schnltages stattfinden. 
Der Religionennterricht ist vi 
geschieden nnd anf demselbei 
Eltern haben für diesen ün 
Schnllokale sind allen Bekei 
Schalstnnden En diesem Behnl 
Der Religionannterricht ist fi 
den Geistlichen ertbeilt. 



Der allgemeine Eindruck, den wir au 
Tabellen gewinnen, geht dahin, dass in d« 
guter Wille zur Ausfähning des Artikels 2'i 
alledem aber lässt diese Ausführung in 
zu wünschen übrig. Nämlicli: 

1) Die Dauer des Schulzwanges, sowif 
der Schule sind nicht überall genügend; (j 
im Schulbesuch wird in vielen Kantonen r 
ahndet. 

2) Die Schulpläne und Lehrbücher so 
tonen besser sein; der Unterricht wird ni 
diess der Fall sein sollte; viele Schulen s 

3) Die Lehrer sind oft schlecht besol 
besitzen keine hinreichende pädagogische 

4) Der konfessionelle Geist macht siel 
der Lehrer und Lehrbücher wie im Unte 

5) Der Staat ist es nicht immer alle 
des Primarunterrichts in seinen Handel 
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stehende Einflüsse machen sich in der öffentlichen Schule gel- 
tend und die Privatschulen dienen allzusehr dazu, Verfassung 
unä Gesetze zu umgehen. 

Wenn man durch in's Einzelne eingehende Inspektion das 
Schulwesen der Kantone noch genauer prüfen wollte, so käme 
man ohne Zweifel zu der Ueberzeugung, dass auch noch in 
andern Punkten Reformen wünschbar wären, namentlich was die 
hygieinischen ^Bedingungen der Schulgebäude und Schulsäle 
betrifl't. Solche Reformen aber werden nicht in einem Tage 
vollbracht; ^ie sind bei weitem mehr das Werk gewinnender 
Vorstellungen und langsamen For Schritts als obrigkeitlicher 
Befehle. Das wesentliche ist, das Volk daran zu hindern, dass 
es nicht im alten Geleise sich verrenne, und vielmehr durch 
den Ansporn und das gute Beispiel derjenigen, die mit ihrer 
Zeit vorangehen, es dahin bringe, den Schlendrian aufzugej)en. 

Nach diesem allgemeinen Ueberblick ist es nicht über- 
flüssig, den Ergebnissen der Rekrutenprüfungen in den Jahren 
1875 und 1876 einige Worte zu widmen. Man hat von diesen 
Prüfungen und von der Art und Weise ihrer Organisation viel 
Uebles gesagt; es ist behauptet worden, dass sie dem wahren 
Stand der Dinge nicht* entsprechen ; man hat sogar ihre Auf- 
hebung gefordert, als seien sie eine das Nationalgefühl be- 
schämende Einrichtung und als verdienten ihre Resultate keinen 
unbedingten Glauben. 

Diese Kritiken sind sicher nicht ganz unbegründet und sie 
müssen auch in gewissem Maasse berücksichtigt werden. So 
z. B. hat man Recht, dass die Rekrutenprüfungen keine richtige 
Vorstellung von dem gegenwärtigen Zustände der Schulen ab- 
geben. In der That hatten die Rekruten, welche vor den 
Musterungskommissionen der drei letzten Jahre gestanden, die 
Primarschule verlassen, als die Bundesverfassung von 1874 in 
Kraft trat. Ihre Prüfungen können demnach nur als Ausweise 
über den Zustand der Schulen vor 1874 betrachtet werden; 
seit jener Zeit aber haben die Kantone Fortschritte gemacht 
und in einigen Jahren wird man diess auch wahrnehmen. 
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Es ist ebenfalls gewiss, dass man dei 
nur einen relativen Werth zuschreiben da 
Irrthünier im Urtheil zu begehen, bietet ! 
sehr häufig dar. So können die Examlnatc 
jenem Orte mehr oder weniger streng sein ; « 
dass man nicht zu gleicher Zeit denselbei 
selbe Gruppe von Experten in allen Militl 
gen kann, man muss also dahin streben, d: 
heit in den Ergebnissen durch möglichst gen 
Vorschriften über die Abhaltung der Prü 
In maucbein Kanton, wo die nicht ansässig 
lieh zahlreich ist, kommt es vor, dass junge 
die Schule besucht haben, aber sich vor 
mission des Kantons stellen, in dem sie zu 
sind, auf dessen mittleres Ergebnisa einen 
es unmöglich machen, diesem Kanton ge 
weisen, den er nach seinen Sehnleinrichtu 
nimmt. Indessen darf man erklären, dass im 
die Rekrutenprüfungen ein annäherndes Bi 
Schulwesens in jedem Theile der Schweiz 
namentlich einen Sporn für Alle und des 
Ansicht, dass sie beizubehalten, wenn auch 



V. Prttftin^ d«r verschiedenen Systeme, ^ 
wären, um in sämmtlichen Kaut 
Unterricht auf eine möglichst höh« 
zu beben. 

Die Einmischung des Bundes in das V' 
unter drei Formen auftreten: 

1) Im Falle von Rekursen. 

2) Durch Aufmunterung und Anregung« 

3) Durch ein ] 
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Diese drei verschiedenen Mittel schliessen einander nicht 
aus; sie können verbunden, oder auch, die beiden letzteren 
besonders, bei Seite gelassen werden. 

Die Frage, ob der Bund berechtigt ist, diese drei Mittel 
anzuwenden, ist weiter oben geprüft worden ; wir wollen darauf 
nicht zurückkommen. Es handelt sich jetzt um die Frage, 
welchem oder welchen dieser drei Hülfsmittel die Bundesbehörde 
den Vorzug geben soll. 



1) Der Weg der Rekurse. 

Dieser Weg ist^ durch das letzte Alinea des Artikels 27 
geradezu vorgezeichnet. Wer über den Zustand der Schulen 
seines Kantons sich beklagen zu müssen glaubt, hat das Becht 
des Rekurses an die Bimdesbehörde und diese hat die Pflicht, 
die Beschwerde mit Rücksicht auf die Bestimmungen der Ver- 
fassung zu, prüfen. 

Streng genommen könnte man sich in dieser Weise an die 
Ausführung des Artikels 27 halten, und bis jetzt hat man sich 
(abgesehen von den Rekrutenprüfungen) auch hierauf beschränkt. 
Doch, wie man aus Kapitel II dieses Berichtes ersehen, lässt 
diese Verfahrungsweise der Willkür einen weiten Spielraum; 
die Jurisprudenz wird sich in dieser Materie nur langsam 
herausbilden und nichts bürgt dafür, dass sie stets mit sich selber 
konsequent bleibe. Endlich, und diess ist der wesentlichste 
Mangel an diesem System, es begünstigt die Entwicklung des 
Volksunterrichtes nicht hinreichend. 

Wohl wäre es nützlich,' wenn der Anstoss zu dem wün- 
schenswerthen Fortschritt von den Kantonen unmittelbar aus- 
ginge, anstatt von der Centralgewalt ihnen gegeben zu werden; 
leider weiss man aber, dass der Sinn für die Initiative da und* 
dort kaum vorhanden ist, und wenn man ihn von aussen her 
nicht anregt, so , geschieht aus eigenem Antrieb nichts oder 
wenig. Man weiss auch, dass die Bestimmungen des Artikels 27 
in gewissen Volkskreisen scheelen Auges betrachtet werden, 
dass man sie eben erträgt und folglich nur mit Widerwillen, 
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d. b. so wenig als möglich ausführt. Wenn also die Bui» 
behörde mit ihrer Intervention so lange wartet, bis eine 
schwerde einläuft und sich nur in Rekursfftllen mit dem schi 
zerischen Schulwesen beschäftigt, dann ist vorauszusehen, c 
mehrere Kantone in einem Vierteljahrhundert noch auf d 
selben Punkte stehen werden wie heute. 

Unsere Ansicht ist also, dase mehr zu thun ist als nui 
Falle von Rekursen einzuschreiten. Die Ausübung dieser K 
petenz ist, wenn der Ausdruck gestattet ist, gewissermas 
nur der negative Pol der Befugnisse und Pflichten der Bun( 
bebörde; der Artikel 27 legt ihr jedoch eine positivere Wirk» 
keit auf. 



2) Der Weg der Aufmunterung und Anregung, 

Angenommen, man wolle kein vollständiges Bundesge: 
erlassen, welch' direktere Mittel als Entscheidungen Ober 
gelaufene Beschwerden könnte die Bundesbehörde anweni 
um die Kantone zur Erfüllung ihrer Aufgabe anzuregen? 

Unserer Ansicht nach wäre die erste und wesentUcl 
Massregel diejenige, fortwährend über die Entwicklung 
Volksschulen in den verschiedenen Theilen der Schweiz 
kundigungen einzuziehen. Dazu bedarf es nicht etwa ei 
eidgenössischen Schulinspektorats, welches die Aufgabe M 
die Schweiz zfr durchwandern und die Schulen zu besucl 
Eine solche Massregel wäre äusserst unpopulär und mU: 
auch, wegen der schlechten Aufnahme, auf die sie überall sto! 
würde, mehr Schlimmes als Gutes ausrichten. Es gibt jed 
andere Erkundigungsmittel. Wir haben schon die Rekru 
Prüfungen, nur genügen sie nicht. Wenn durch diese Prülun 
die Thatsache feststeht, dass das Schulwesen eines Kanton; 
wünschen übrig lässt, dann ist das Uebel, welches daraus 
die älteren Schüler und die nicht mehr gchulptlichtigen Jl 
linge erwächst, fast unheilbar. Man muss sich also Jahr 
Jahr übej* den Stand des Primarunterrichts auf seinen 
schiedenen Stufen Rechenschaft ablegen können, und dii 
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Zweck wird durch die Rekrutenprüfungen allein nicht erreicht. 
"Uebrigens betreffen diese Prüfungen nur die Jünglinge, während 
die Erziehung des gesammten weiblichen Theils der schweize- 
rischen Bevölkerung der eidgenössischen Kontrole sich ent- 
zieht. Es ist aber nicht minder wichtig, sich darüber zu ver- 
gewissern, ob die künftigen Familienmütter im Stande sein 
werden, ihre Kinder zu erziehen und ihre Schularbeiten zu 
beaufsichtigen. 

Eine Einrichtung, die in der Schweiz nachgeahmt werden 
sollte, ist das Bureau des öffentlichen Unterrichts in Washington. 
Bekanntlich verleiht die Verfassung der Vereinigten Staaten 
der Centralgewalt in Sachen des Schulwesens keine Befugnisse, 
und dennoch hat der amerikanische Kongress für nothwendig 
erachtet, dieses Bureau zu' errichten, dessen Veröffentlichungen 
über den komparativen Stand des Unterrichts in den verschie- 
denen Legislaturen von hohem Interesse und unleugbarem 
Nutzen sind. 

Wir sollten hier etwas Aehnliches, wenn auch mit geringe- 
rem Aufwand besitzen. Wir möchten nicht einmal die Errich- 
tung eines speziellen Unterrichtsamts fordern und uns damit 
begnügen, dass man das eidgenössische Departement des Innern 
derart organisirte, dass es neben seinen anderen zahlreichen 
Funktionen sich der eingehenden Prüfung der kantonalen Be- 
richte über den <)flfentlichen Unterricht, der Schulpläne, der 
Schulbücher, der Lehrmittel etc. widmen und dem Bundesrath 
einen jährlichen allgemeinen Bericht vorlegen könnte. 

Beim gegenwärtigen Stand der Dinge ist es uns materiell 
unmöglich, eine solche Aufgabe zu erfüllen. Das eidgenössische 
Departement ist bei einem unzureichenden Personal so sehr 
mit Fragen aller Art überlastet, dass man von ihm unmöglich 
diese neue Arbeit erwarten kann. Vorliegender Bericht hat 
mit häufigen Absätzen bruchstückweise vom Chef des Departe- 
ments abgefasst werden müssen, dessen Aufmerksamkeit gleich- 
zeitig von den verschiedensten Geschäften in Anspruch ge- 
nommen wird. Die beiden Sekretäre haben genug andere 
Arbeit und sind übrigens mit den Schulfragen nicht hinreichend 
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vertraut. Es würde indessen genttgen, 
kompeteaten Beamten dem gegenwärtig! 
um der Aufgabe vollständig gewachsen 

Der allgemeine Jahresbericht müs 
werden und diese Veröffentlichung wä 
für alle Kantone. Es ist selbstverstäod 
ratb, gestützt auf diesen Bericht, an di 
die Bemerkungen und Ermahnungen er) 
das letzte Alinea des Artikels 27 ihn e 

Es ist die Frage aufgeworfen word 
eher vorschreibt, dass der Primarunt* 
sein müsse, nicht darum schon die Ve 
Ausdruck zu definirea. Thut er es nie 
wird er dann die Bemühungen der Kai 
was haben diese zu thun, um den A 
fassung zu entsprechen V Würde der V 
und Thor geöfiiiet und setzte sich die E 
diesen oder jenen Kanton einlüde, seil 
iniren, nicht der Erwiderung aus: Un 
einen Unterricht, den wir als genügend 
Ihr Euch, um behaupten zu dürfen, das 

Solche Entgegnungen sind bei Anlai 
gen, deren Programm doch sicher niedi 
schon vorgekommen. Uns seheint es, 
kurzweg zu beseitigen, es das Beste vi 
Kenntnisse anzugeben, welche von alle 
Ausnahme, Knaben und Mädchen, gefor 

Das Werk ist schwer, wie wir di( 
dieses Berichts entwickelt haben, aber 
bar. Es kann sich natürlich nicht um 
gehendes Programm handeln, das auf a 
anzuwenden wäre, um einen Stundenp 
auf die verschiedenen Stufen der Primari 
■wäre. Nein, ein solches Werk wäre unni 
■weder den Bedürfnissen des Unterrichts 
artigen Schuleinrichtungen der Kantone 
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Stellung eines Minimums würde sich einfach auf eine allgemeine 
Angabe der elementaren Kenntnisse beschränken, die für jeden 
Bürger als unerlässlich anerkannt sind. Wohlverstanden wäre 
jedoch, dass dieses geringe Maass von Kenntnissen von jeder 
im Vollbesitze ihrer Verstandeskräfte befindlichen Person ge- 
fordert werden müsste. So sollte man sich mit einem Lesen 
nicht zufrieden stellen, das etwa einem mühsamen Buchstabiren 
ähnlich wäre, u, s. w. Eine Versammlung von Schulmännern 
wäre bald über die Grundlagen dieses unumgänglichen Pro- 
grammes einig. 

Es läge freilich die Gefahr vor, dass das Minimum den 
kantonalen Schulbehörden zum Faulbett diene; indessen ist 
diese Gefahr nicht gar furchtbar. Es wäre im Gegentheil zu 
wünschen, dass das Minimum zur Folge hätte, dass eine Anzahl 
üppiger Zweige beschnitten würde, welche der Entwicklung der 
Hauptzweige schaden. Wie viele Kantone glaubten dem Fort- 
schritt zu dienen, indem sie ihre Schulpläne zum Nachtheil des 
geistigen und körperlichen Wohlseins der Jugend mit Lehrstofi 
überlasteten! In wie vielen Schulen wird nicht ein systemati- 
scher Unterricht in der Literatur, der Physik, Chemie, Kindern 
ertheilt, die weder geläufig lesen noch eine Seite ohne die 
gröbsten Fehler nach einem Diktate schreiben können! Wie 
viele Schüler lernen die Geographie von Asien und Afrika oder 
die Geschichte von Egypten und Persien, ehe sie ein Wort von 
der Geographie ihres Kantons oder der Geschichte ihres Vater- 
landes erfahren! Vor fünfzig Jahren lehrte die Volksschule 
kaum etwas Anderes als den Katechismus, etwas Lesen, Schreiben 
und Rechnen; sie that nichts, um den geistigen Horizont der 
Kinder zu erweitern. Die gegenwärtige Volksschule ist in das 
andere Extrem gerathen; sie will zu viele Dinge lehren und 
lehrt sie schlecht. Wir müssen zu besser erwogenen, verstän- 
diger eingetheilten Schulplänen gelangen. Das eidgenössische 
Minimum könnte vielleicht zur Herbeiführung dieses glücklichen 
Ergebnisses Vieles beitragen. 

Es gibt noch einen andern Sporn, andere Aufmunterungen, 
die dem Bunde zur Verfügung stehen, wie z. B. Subventionen, 
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vie eine solche der permanenteD SchiL 
gewährt wird; die Ausschreibung päda; 
die VeröffentlichuDg guter Schulbücher 
düng von Abgeordneten an die nationalei 
Schulauastellungen etc. Der mächtigste 
zur Reform des Schulwesens wäre jedoch 
die direkte oder indirekte Mitwirkung des 
bUdung der Primarlelirer. 

Dieser Gedanke musste natürlich ii 
Kreisen Anklang finden. Wir haben sc 
während der Verhandlungen über die Re 
sehen Verfassung auftauchte und implit 
des Artikels 27 enthalten ist. Kurze Zi 
der neuen Verfassung fand derselbe G 
offenen Briefen Ausdruc4{, welche von 
Schulmann, Herrn Aimö Humbert, an dt 
Prof. Desor gerichtet waren. Diese Briel 
Broschüre vereinigt unter dem Titel: L 
Sie zielen auf Errichtung einer eidgenöi 
ab, in zwei Abtheilungen, mit einer Hau 
sehen, einer andern in der französiscl 
anstalt in der italienischen Schweiz, 
dieser Schule würden zu einem Lehrerdi 
in der ganzen Schweiz Gültigkeit hätte. E 
unter Mitwirkung des Prof. Ayer in N* 
eingehender Schulplan ist diesen Briefen 
würde vier Jahreskurse umfassen; der d 
von den Schülern deutscher Zunge in der 
und umgekehrt von denen französischer * 
Schweiz zugebracht werden. Die fßr ■ 
wachsenden Gesainmtkosten sind auf Fr. 



Dieser wohlgemeinte und wohldurcl 
ernste Berücksichtigung. Der Bund köni 
die Schule nicht nützlicher ausüben, als 
Ziehung der Primarlehrer Sorge trüge unt 
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soziale Stellung verbüi^te. Wie der Lehrer, so die Schule. Es 
ist uumöglich , einen genügenden Unterricht mit schlechten 
Lehrern zu erreichen. Die schlechten Lehrer bringen die Schule 
in Missachtung und man bezahlt sie nach ihren Leistungen, d. h. 
schlecht ; andererseits ziehen schlecht besoldete Posten nur un- 
fähige Lehrer an. Alles auf diesem Gebiete steht in der eng- 
sten Wechselbeziehung zu einander; indessen ist die erste 
Reform zur Erlangung eines genügenden tlnterrichts vielleicht 
nicht die Sorge für regelmässigen Schulbesuch, für Verbesse- 
rung der Schulpläne, der Lehrmittel, Erböttung der Besoldungen, 
so erwünscht auch alle diese Dinge seien ; unserer Ansieht nach 
besteht die Hauptreform darin, die ganze Schweiz mit tüchtigen 
Lehrern auszustatten; alles Uebrige wird dann von selbst 
kommen. Die Kantone werden die Besoldungen wahrscheinlich 
erst nach und nach erhöhen, je nachdem sie besser geschulte 
Lehrer besitzen werden; freilich wird man behaupten, dass 
bessere Besoldungen auch gebildetere junge Leute dieser Lauf- 
bahn zuführen würden. Wir wiederholen jedoch, dass beide 
Dinge zu einander in Wechselbeziehung stehen; die zuerst zu 
erfüllende Bedingung seheint uns jedoch die Hebung der päda- 
gogischen Studien zu sein. 

Herr Professor Kinkelin bat eine spezielle Statistik über 
die KantoBsanstalten ausgearbeitet, in welchen Lehrer und 
Lehrerinnen zur Ausübung ihres Berufes vorgebildet werden. 
Diese Statistik liegt gedruckt vor. 

Sie verzeichnet 27 Anstalten, die sich wie folgt vertheilen: 
Zürich 1 (öffentlich) und 1 (privat); Bern 4 (öffentlich), 2 (privat); 
Luzem 1 (öffentlich); Schwyz 1 (öffentlich), 1 (privat); Zug 

1 (privat); Freiburg, Solothurn und St. Gallen jeder 1 (öffent- 
lich); Graubünden 1 (öffentlich), I (privat); Aargau, Thurgau, 
Tessin, Waadt, jeder 1 (öffentlich) ; Wallis 4 (öffentlich) ; Neuen- 
burg 1 (öffentlich) und 1 (privat). 

In dieser Zahl sind 5 öffentliche Seminarien für Lehrerinnen, 

2 private. Alle privaten Seminarien sind konfessionell. 

Was die ia diesen Anstalten empfangenen und von den 
Kantonen behufs Ertheilung des Unterrichts geforderten Kennt- 
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nisse betrifft, so sind zahlreiche und tiefgehende Unterschiede 
zu bemerken. Die Arbeit des Herrn Kinkelin gibt überzeugende 
Belege über diesen Punkt. 

Demnach unterhalten also nur 14 Kantone besondere An- 
stalten zur Heranbildung von Primarlehrern und Primarlehre- 
rinnen. Eine grosse Zahl der Letzteren bereitet sich eben vor, 
wie der Zufall es bietet, und hat keine Gelegenheit, die Kunst 
des Unterrichtens unter der Anleitung tüchtiger Pädagogen zu 
erlernen. Diess muss der allgemeinen Entwicklung des Volks- 
unterrichts nothwendig schaden. 

Freilich sind die Kosten einer solchen Anstalt für Kantone, 
in denen jährlich fünf bis zehn Lehrer in das Unterrichtsper- 
sonal eingereiht werden, zu hoch. Die Verbindung mit anderen 
Kantonen oder eine eidgenössische Anstalt können allein diesem 
Mangel abhelfen. 

Zur Hebung der pädagogischen Studien bieten der Eid- 
genossenschaft sich drei Mittel dar. Sie könnte: 

1) ein obligatorisches Programm für die Prüfungen zur 
Erlangung der Fähigkeitszeugnisse in allen Kantonen aufstellen ; 

2) sie könnte eidgenössische Diplome mit Gültigkeit für 
die ganze Schweiz ertheilen, oder 

3) eine eidgenössische pädagogische Anstalt gründen, oder 
auch an der Leitung der vorhandenen Normalschulen sich be- 
theiligen. 

Das erste Mittel würde wahrscheinlich nicht viel leisten. 
Das Programm würde sich sehr schön auf dem Papier aus- 
nehmen, die Bildungsstufe der Lehrer bliebe aber ungefähr 
dieselbe, denn es dürfte dem Bunde schwer fallen, die Aus- 
führung seines Programms zu kontroliren. 

Das zweite Mittel wäre schon vorzuziehen und der Bund 
ist zu einem solchen Verfahren durch Artikel 33 der Bundes- 
verfassung ermächtigt. 

Viele Lehrer möchten sich ohne Zweifel durch Bestehen 
einer eidgenössischen Prüfung das Recht erwerben, ihren Beruf 
in der ganzen Schweiz auszuüben; doch darf man sich nicht 

9 
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verhehlen, dass solche Lehrer trotz ihrer effektiven Berechti- 
gung nur schwer in den Kantonen eine Anstellung finden wür- 
den, wo man die Schulen in einem gewissen Geiste und in 
gewissen Händen zu erhalten sucht.*) 

. Das dritte Mittel, in der einen oder anderen Form, ist das 
beste. Es gestattet dem Bunde, einen wirklichen und nach- 
haltigeren Einfluss auf die pädagogischen Studien auszuüben; 
die jungen Leute würden in einer Umgebung erzogen, in wel- 
cher freisinnigere und patriotischere Ideen herrschen als in den 
Seminarien, wo konfessionelle Anschauungen den ersten Rang 
einnehmen. Auf diese Weise wird man dazu gelangen, eine 
schweizerische Lehrerschaft zu besitzen, die einem höheren 
Ideal nachstrebt, eine Lehrerschaft von unabhängigerem Charak- 
ter, von gründlicherer und allgemeinerer Bildung, als diess 
heute nur zu oft der Fall ist. 

Zur Gründung einer Anstalt, wie sie von den Herren 
Humbert und Ayer projektirt wurde, bedürfte es einer bedeu- 
tenden Summe, mit welcher die Bundesfinanzen sich jetzt nicht 
belasten können. Ausserdem wären vielleicht noch - gewisse 
Schwierigkeiten zu überwinden, die vom Vorhandensein kanto- 
naler Anstalten gleicher Art herrühren. Es wäre also wahr- 
scheinlich besser, sich mit drei oder vier der bestehenden 
Normalschulen zu verständigen, um sie zur Annahme eines und 
desselben Programms und gewisser Bedingungen betreffs der 
Wahl der Lehrer und der Leitung dieser Anstalten zu bewegen, 
wohingegen der Bund den Zöglingen bei ihrem Austritt Diplome 
ertheilen würde, die für die ganze Schweiz Gültigkeit hätten. 



*) Wir gehen von der Hypothese aus, dass den Kantonen das Recht 
hliebe, kantonale Diplome selbst dann beizubehalten, wenn eidgenössische 
Prüfungen eingeführt sind. Diese Frage wurde gelegentlich der ärztüchen, 
pharmazeutischen und thierärztlichen Diplome angeregt. Der Bundesrath» 
gestützt auf die Berathungen betreff» Revision der Verfassung, erklärte, dass 
die Kantone dieses Recht nicht mehr auszuüben haben. In der Bundesver- 
sammlung wurde die entgegengesetzte Ansicht vertheidigt; da jedoch die 
Frage momentan nur eine theoretische Bedeutung hatte, so wurde sie nicht 
prinzipiell entschieden. 
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Man könnte auch das englische System einführen, nach welchem 
der Staat an die Lehrerbildungsanstalten für jeden Zögling, 
der ein staatliches Diplom erhält, eine gewisse Summe aus- 
bezahlt. 

Alle diese verschiedenen Lösungen sollten gründlich ge- 
prüft werden, was in diesem allgemeinen Bericht nicht am Platze 
wäre. Für den Augenblick genügt es, sie angedeutet zu haben ; 
doch verhehlen wir nicht, dass unserer Ansicht nach die Inter- 
vention des Bundes nach dieser Richtung hin sich bei Weitem 
als das Nützlichste erweisen wird. 

3) Der Weg der Gesetzgehi^ig. 

Damit haben wir ein Bundesgesetz im Auge, nach welchem 
der Primarunterricht in der Schweiz in allen Stücken organisirt 
würde. Die Berechtigung des Bundes, ein solches Gesetz zu 
erlassen, wird durch Artikel 27 nicht ausgeschlossen, wenn- 
gleich der Bund nicht gerade dazu ermächtigt ist. Auch hier 
muss die Frage vom praktischen Standpunkte aus geprüft 
werden. 

Die Kantone haben dafür zu sorgen, dass in allen Schulen, 
öffentlichen wie privaten, der Primarunterricht ein genügender 
sei, dass er unter ausschliesslich staatlicher Leitung stehe, dass 
er obligatorisch und in den öffentlichen Schulen unentgeldlich 
und nicht konfessionell sei. 

Die Ausführung des einen dieser Grundsätze ist leicht 
zu kontroliren: die Unentgeldlichkeit der öffentlichen Schule 
nämlich , insofern sie sich auf deren Besuch beschränkt und 
nicht auf das von den Schulen zu liefernde Unterrichtsmaterial 
ausdehnt. Zur Sicherung der Vollziehung dieses Grundsatzes 
bedarf es auch keines Bundesgesetzes. 

Die Anwendung der anderen Grundsätze kann bei aller 
Uebereinstimmung mit dem Geiste der Verfassung doch eine 
sehr verschiedene sein. Mancher Weg, der dem Einen zusagt, 
kann einem Andern ganz und gar missfallen. Prüft man die 
Gesetzgebung der Kantone, in denen das Schulwesen am weite- 
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sten fortgeschritten ist, so wird man von der Mannigfaltigkeit der 
Mittel überrascht, die zur Erreichung des Zweckes angewandt 
werden. Bei alledem geht aus der Betrachtung aller dieser 
Gesetze hervor, dass sie sämmtlich die allgemeinen Prinzipien 
des Artikels 27 im Auge haben. Die Ergebnisse sind die 
gleichen, doch wie vielerlei Verfahrungsweisen werden zu ihrer 
Erlangung in Bewegung gesetzt! Gesetze, Vollziehungsverord- 
nungen, Schulpläne, Aufsicht, Alles ist gewissen Rücksichten, 
Gewohnheiten, speziellen Bedürfnissen angepasst. Jeder sinnt 
auf Verbesserung seiner Aktionsmittel und entfernt sich dabei 
mehr und mehr von der allgemeinen Uniformität. In dieser 
unvermeidlichen Buntscheckigkeit, die im Grunde jedoch dem 
Fortschritt dient, liegt die Hauptschwierigkeit bei Erlass eines 
Bundesgesetzes. 

Prüfen wir die Frage ein wenig in den Einzelnheiten und 
betrachten wir zuerst den Grundsatz des Schulzwangs. 

Der Besuch der Primarschule ist in allen Kantonen obli- 
gatorisch, er war es schon vor der neuen Bundesverfassung. 
Die Verpflichtung dauert über 9 Jahre in den Kantonen Zürich, 
Solothurn, Schaffhausen und Thurgau; sie währt 9 Jahre in 
den Kantonen Bern, Luzern, Glarus, Zug, Basel-Land, Appen- 
zell A.-Rh., Waadt und Neuenburg; 8 Jahre in Schwyz, Frei- 
burg, Aargau, Tessin, Wallis; 7 bis 8 Jahre in Graubünden; 
7 Jahre in Basel-Stadt, St. Gallen, Genf; 6 Jahre in Uri, Ob- 
walden, Appenzell I.-Rh., 5 Jahre in Nidwaiden. (S. das Nähere 
in den vorn mitgetheilten Uebersichten.) 

Man hätte indessen Unrecht, diesen Angaben einen unbe- 
dingten Werth beizulegen. Die Verpflichtung, eine tägliche 
Sfhule während 25 bis 30 Stunden wöchentlich in sämmtlichen 
Kantonen der Schweiz gleicherweise zu besuchen, ist nicht 
vollständig ; sie wird durch das Vorhandensein von temporären 
Schulen, Wiederholungs- und Arbeitsschulen beschränkt, welche 
nur wenige Stunden in der Woche besucht werden, sowie durch 
die grössere oder geringere Leichtigkeit, mit welcher Dispense 
wegen Feldarbeiten oder wegen Eintrittes in die Lehre gewährt 
werden. Jeder Kanton hat seine Schulen je nach den Bedürf- 
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nissen und Gewohnheiten seiner Bevölkerung eingerichtet Es 
ist eine der schwierigsten Aufgaben, solche Fragen selbst nur 
Mr einen einzigen Kanton zu regeln. Hier wollen die Laiyd- 
leute unbedingt über die Arme ihrer Kinder in der schönen 
Jahreszeit verfilgen können ; hingegen schicken sie sie gern im 
Winter vom Moi^en bis zum Abend bis zum Älter von 16 bis 
18 Jahren in die Schule. Dort im Gegentheil fördern die Ge- 
werbtreibenden, welche von ihren Kindern vor dem Alter von 
12 oder 13 Jahren keinen Nutzen ziehen können, dass die 
Schule sie vom Älter von 5 bis 6 Jahren an den ganzen Tag 
beschäftige, dass sie aber dafür schon froh in die Lehre treten 
können und von diesem Augenblicke an für die Schule so wenig 
wie -möglich in Anspruch genommen werden. Anderswo, wie in 
gewissen Älpenkantonen, sind die Einwohner Nomaden : an den 
ersten schönen Tagen sind sie im Thal mit der Pflege des 
Weinstocks beschäftigt , dann ziehen sie nach und nach zur 
Sommerszeit auf die Alpentriften, wo sie ihr Vieh weiden, und 
schlagen nur auf zwei oder drei Monate ihr Winterquartier in 
der Gemeinde auf, in der sie eigentlich daheim sind. Alle diese 
mannigfaltigen Gewohnheiten schaffen verschiedene Bedürfiiisse, 
denen eine gleichförmige un^ ins Einzelne gehende Gesetz- 
gebung nicht auf genügende Weise entsprechen könnte. 

Es ist hingegen nur zu wahi', dass gewisse Kantone sieh 
die Sache gar zu leicht machen und die Dauer der Schulpflicht 
möglichst verkürzen, was in ihren Äugen den doppelten Vor- 
theil gewährt, weniger zu kosten und ihnen die oft unangeneh- 
men Kämpfe mit übelwollenden Eltern zu ersi,aren. Der Platz 
dieser Kantone ist jedoch auf der untersten Stufe der Statistiii 
der Ignoranz verzeichnet; und man besitze nun ein Bundes- 
gesetz oder nicht, es wird nicht schwierig sein, das Uebel zu 
erkennen und das Heilmittel dagegen anzugeben. 

Das Prinzip des Sehulzwanges ist ein leeres Wort, wenn 
die Ahndung im Falle der Niehtbeobachtung desselben aus- 
bleibt. Strafen sind in allen Kantonen aufgestellt, doch treten 
sie unter sehr verschiedenen Formen auf. In einer gewissen 
Anzahl von Kantonen wird jede nicht begründete Versäumniss 
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je nach der Wiederholung des Falles mit einer festen oder 
veränderlichen Busse bestraft. Anderswo wird mit einer ge- 
wissen Nachsicht verfahren, dann sendet man eine Warnung 
und erst nachher beginnen die Strafen. Gewisse Kantone kennen 
nur die Geldstrafe, andere gehen bis zum Gefängniss. Genf 
behandelt den unregelmässigen Schulbesuch mit einfachen Poli- 
zeistrafen. Die mindest strengen Kantone begnügen sich mit 
Disziplinarstrafen gegen die fehlenden Kinder. Ein Kanton 
zeichnete sich eh^als durch eine Bestimmung besonders aus, 
wonach jedes Kind wegen wiederholter Verspätungen oder 
dreissig unentschuldigter Versäumnisse das Anrecht auf jede 
Prämie verliert. Da vorauszusetzen ist, dass ein Kind, welches 
die Schule so unregelmässig })esucht, am Tage der Jahres- 
prüfung nicht allzusehr glänzen wird, so darf wohl behauptet 
werden, dass jene Strafe nicht eben sehr hart war und wohl 
nur selten zur Anwendung kam. 

Um sich über die Bedeutung eines jeden jener Strafsysteme 
ein Urtheil verschaffen zu können, müsste man eine gründliche 
Statistik über die Schulversäumnisse für jeden Kanton haben. 
Es kann vorkommen, dass ein sehr strenges System gerade 
wegen seiner zu grossen Strenge > nicht durchzuführen ist; doch 
bezweifeln wir auch sehr, dass, wenn man sich mit den von 
oben bezeichneten Kantonen aufgestellten illusorischen Strafen 
begnügte, die Volksschule in der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft grosse Fortschritte machen würde. Dasselbe gilt unge- 
fähr für die Strafen, welche in mehreren Kantonen zur An- 
wendung kommen und keine wirklichen Strafen bedeuten. 
Welches aber von den in den Kantonen herrschenden Systemen 
wäre für die ganze Eidgenossenschaft zu wählen? Es darf 
angenommen werden, dass jeder Kanton an seinem System fest- 
hält, welches aus einer langen Erfahrung hervorgegangen ist. 
Wäre nicht zu befürchten, dass man durch die Uniformität zu 
etwas Unpraktischem gelangte, das den Widerstand der Be- 
völkerungen und sogar der mit der Ausführung beauftragten 
Behörden herausfordern würde? Es ist unsere feste Ueber- 
zeugung, dass, wenn die von der Mehrzahl der kantonalen 
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Gesetzgebungen vorgeschriebenen Strafen streng angewandt 
werden, sie zur Sicherung eines guten Schulbesuches hinreichen. 
Sehr wichtig wäre es, jedes Jahr zuverlässige Statistiken über 
diesen Gegenstand zu besitzen ; der Bund könnte alsdann , da 
er verfassungsgemäss dazu berechtigt ist, gegen die Kantone 
einschreiten, in welchen die mittlere Zahl der Versäumnisse 
eine zu hohe wäre. 

Bis jetzt haben wir nur die öflfentlichen Schulen im Auge ge- 
habt, doch darf nicht vergessen werden, dass der Primarunterricht 
für alle Kinder, sie mögen eine öflFentliche oder eine Privat- 
schule besuchen, obligatorisch ist. Geht man von der Ueber- 
zeugung aus, dass es keinen genügenden Unterricht ohne ge- 
nügenden Schulbesuch gibt, so ist es zweifellos, dass die 
Staatsbehörde sich der Pflicht nicht entziehen darf, auch auf 
die ßegelmässigkeit des Besuches der Privatschulen ihr Augen- 
merk zu richten. 

Fast sämmtliche Gesetze der Kantone sind in dieser Hin- 
sicht sehr streng und wenden auf die Privatschulen dieselben 
Bestimmungen wie auf die öflfentlichen Schulen an. In den 
Kantonen der romanischen Schweiz (das Tessin ausgenommen), 
l)egnügt man sich mit der Anforderung, dass das von den 
öflfentlichen Schulen erreichte Minimum des Unterrichts von 
den Privatschulen erreicht werde. Die Letzteren haben sich 
desshalb auch ungemein vermehrt, und diess nicht immer zum 
Vortheil des Volksunterrichts. Viele Lehrer besitzen kein 
Diplom, der Besuch ist mangelhaft und die allgemeinen Er- 
gebnisse sind nicht immer befriedigend. Eine gewisse Anzahl 
unentgeldlicher Privatschulen dient den Eltern zur Umgehung 
des Schulzwanges. Diess sind die Klagen, die man von auto- 
risirter Seite vernimmt. 

Pflicht des Bundes und der Kantone ist es also, darüber 
zu wachen, dass die Privatschulen ebenso regelmässig besucht 
werden wie die öflfentlichen Schulen, und mindestens dieselben 
Erziehungsresultate liefern. Hier. aber können die Aufsichts- 

« 

und Ahndungsmassregeln sehr weit von einander abweichen. 
So mögen gewisse Kantone diesen Anstalten das Halten amt- 
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lieber Schulbesuchslisten vorschreiben, andere werden sie direkt 
durch Inspelitoren beaufsichtigen lassen ; die Einen werden am 
Jahresschluss deren Schüler öffentlichen Prüfungen unterwerfen. 
Andere mögen es vorziehen, die Schulen selbst dii-ekt zu prüfen. 
Wollte der Bund über die Eiiizelnbeiten der Ausfuhrung eine 
gleichförmige Regel aufstellen, so liefe er Gefahr, die Kantone 
nutzlos zu belästigen und ihre Wirksamkeit zu erschweren. Ist 
es hier wie in andern Dingen nicht die Hauptsache, dass der 
Zweck erreicht werde? 

Gehen wir zu einem anderen Postulate des Artikels 27 aber, 
dem des genügenden Unterrichts, so werden wir auf dieselbe 
Schwierigkeit stossen, genau abgemessene gesetzlicheVorschriften 
hier aufeustellen. Lesen, Schreiben und Rechnen war lange 
Zeit die Formel für das unumgänglichste Wissen ; aber auch in 
rschiedene Grade: mühsam lesen, 
läutig und ohne Anstoss, es aus- 
Orthographie , der Aufsatz, das 
auf einen ziemlich hoben Grad 
Primarunterriebt als genügend 
rmeln haben sich indessen andere 
ichnen, Gesang, Geographie, Ge- 
ichhalten, Kubirung, einige Kennt- 
, der Gesundheitslehre und dem 
■ Mädchen die Handarbeiten. Alle 
Regel zum Primarunterriebt. 
$ten Kantone sind ungefähr die- 
a uns eben aufgezählten Fächer. 
:nige Kantone werden, deren Pro- 
terrichtsgegenstände betrifft, un- 
n der Volksschule anderer Kantone 

ti jedoch auf dem Papier sehr schön 
:blecht ausgeführt werden. In den 
ir Volksschule annehmen, herrscht 
ritt in Verbesserung der Methoden 
: sich, der Schule eine praktische 
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Eichtung zu verleihen, indem man ihre Thätigkeit mehr und 
mehr auf die Berufszwecke der Mehrzahl der Bevölkerung hin- 
lenkt. Daraus folgt eine grosse Mannigfaltigkeit des sogenannt 
Nothwendigen , welche zu auffallenden Verschiedenheiten der 
Schulpläne führt. Hier wird alle Sorgfalt auf das Rechnen, 
Schönschreiben, die Buchführung, die Kubirung verlegt; da 
wird besonders das Zeichnen entwickelt und Geometrie gelehrt ; 
anderswo möchte man guten Unterricht im theoretischen und 
praktischen Landbau haben. Je nachdem das Dorf oder der 
Kanton sich wesentlich mit Ackerbau, Manufakturen, angewandter 
Mechanik oder Kunstindustrie beschäftigt, schliesst die Volks- 
schule sich diesen Bedürfnissen an. Daneben werden die all- 
gemeinen Fächer, wie die Muttersprache, die Geographie und 
Geschichte, mehr oder weniger gepflegt. 

Wollte man alle diese Richtungen nach einem und demselben 
Zuschnitt behandeln. Alles nach einem einzigen Muster modeln, 
so würde man damit die redliche Ausführung des Artikels 27 
gerade in den Kantonen gefährden, die ihre Aufgabe ernsthaft 
aufgefasst haben, ohne dass man als Ersatz mit der Hoffnung 
sich schmeicheln dürfte, dafür die zurückgebliebenen Kantone 
fortschreiten zu sehen. 

Was die ausschliesslich staatliche Leitung der Schule be- 
trifft, so ist die Schwierigkeit, ein einheitliches Gesetz zu schaffen, 
nicht minder gross. Das Prinzip ist durch die Verfassung aus- 
gesprochen und muss berücksichtigt werden, d. h. die Kirche 
als solche hat mit der Leitung der Schule nichts zu thun, die 
Geistlichen können als solche nicht mehr Mitglieder der Schul- 
behörden sein etc. Die Ausdehnung, welche diesem Prinzip 
gegeben wird, ist jedoch je nach den Kantonen verschieden. 
Hier ist man der Ansicht, dass die Geistlichen selbst als In- 
dividuen unbedingt von den Schulbehörden ausgeschlossen sein 
müssen ; dort, im Gegentheil, ist man, wegen der höheren Bil- 
dung, die sie im Allgemeinen empfangen haben, und in Folge deren 
ihre Dienste der Schule zu Gute kommen, geradezu froh, sie in 
Anspruch nehmen, zu können. Wollte man die Kantone zwingen, 
hierin in dem einen oder anderen Sinne einer und derselben 
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Norm zu folgen, hiesse diess nicht, sich einem unausbleiblichen 
Widerstände aussetzen? 

Dasselbe gilt vom weltlichen oder nicht konfessionellen 
Charakter, der in den öflFentlichen Schulen herrschen soll. Ge- 
wisse Kantone lassen Mitglieder religiöser Orden zum öffent- 
lichen Unterricht zu, andere schliessen sie aus ; nach den Ver- 
handlungen über die Verfassungsrevision ist das Recht auf der 
einen wie auf der andern Seite. Selbstverständlich ist, dass 
weder der Unterricht noch die bei demselben gebrauchten 
Lehrbücher der weltlichen Fächer einer konfessionellen Rich- 
tung angehören dürfen, doch ist man über einen Punkt sehr 
getheilter Ansicht, über den Platz nämlich, den der Religions- 
unterricht in der Schule einzunehmen hat. Die Einen lassen 
ihn einfach aus dem Schulplan fort, indem sie ihn als fakultativ 
erklären; Andere glauben, einen gewissermassen interkonfes- 
sionellen Religionsunterricht in's Leben rufen zu können, welcher 
für alle Zöglinge der öffentlichen Schulen als obligatorisch er- 
klärt werden kann. 

So viel ist gewiss, dass nicht die Rede davon sein kann, 
einen Religionsunterricht von dem Augenblick an, wo man durch 
denselben die Glaubensansichten einer Kirche verletzt, als 
obligatorisch zu erklären; sonst aber muss den Kantonen eine 
gewisse Freiheit der Bewegung gewahrt bleiben und zu gleich- 
förmige Bestimmungen würden eine unausbleibliche Reaktion 
hervorrufen. 

Es gibt aber noch einen Punkt, welcher, obgleich nicht im 
Artikel 27 enthalten, als einer derjenigen hervorgehoben wurde, 
auf welche die Bundesgesetzgebung sich ausdehnen sollte und 
den wir in Kürze ebenfalls einer Prüfung unterwerfen wollen. 
Wir meinen die Festsetzung eines Besoldungsminimums für 
die Primarlehrer, das von- mehreren Lehrerversammlungen ge- 
fordert wurde, namentlich von der Winterthurer Versammlung 
im September 1874. Diese Frage der Besserung der mate- 
riellen Lage der Lehrer besitzt gewiss unsere lebhafteste Sym- 
pathie; schon weiter oben haben wir gesagt, dass sie mit der 
Hebung des Volksunterrichts eng verbunden ist ; dennoch dürfen 
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wir nicht verhehlen, dass sie unserer Ansicht nach eine der 
Fragen ist, welche bei genauerer Betrachtung aller einschla- 
genden Verhältnisse am schwierigsten zu lösen ist. 

In allen Kantonen herrschen sehr merkliche Verschieden- 
heiten in den Besoldungen der Lehrer, je nachdem es sich um 
Stadt oder Land handelt, oder je nach der höheren Unterrichts- 
stufe, die in Betracht kommt. Auch die grössere oder geringere 
Höhe des Preises der Lebensmittel, der Wohnungen u. s. w. 
muss hier in Rechnung gebracht werden. Diese Verschieden- 
heiten aber, die schon in demselben Kanton in die Augen 
fallen, sind noch bedeutender von Kanton zu Kanton: Stellen 
wir z. B. den Kanton üri dem Kanton Basel-Stadt gegenüber ; 
es ist augenscheinlich nicht möglich, ein Besoldungs-Minimum 
festzusetzen, das in gleicher Weise auf die Lehrer dieser beiden 
Kantone anzuwenden wäre. Das eidgenössische statistische 
Bureau hat vor einigen Jahren gesucht, die Elemente einer 
Besoldungs-Statistik für die Schweiz zusammenzustellen. Die 
Unterschiede sind so gross, dass man sich sofort bei Durch- 
lesen der eingesandten Berichte von den Schwierigkeiten, eid- 
genössischer Seits eine Stufenleiter der Besoldungs - Minima 
festsetzen zu wollen, überzeugt. 

Ueberwinden könnte man die Schwierigkeiten . . . vielleicht, 
wenn man die für die Geldkontingente angewandte Methode 
benutzen wollte und Kantons- und Ortsgruppen mit speziellen 
Minima aufstellte. Eine Schwierigkeit aber ist vorhanden und 
diese kann nicht leicht beseitigt werden : das ist die Verschieden- 
heit, die in der eigentlichen Stellung der Lehrer von Kanton 
zu Kanton herrscht. 

So ist in einer wesentlich industriellen Gegend der Lehrer 
verpflichtet, während des Sommers ungefähr ebensoviel Stunden 
und zu derselben Tageszeit zu geben, wie im Winter. Nehmen 
wir an, das Minimum der Besoldung betrage für diesen Lehrer 
Fr. 1800. Er wird in Wirklichkeit weniger verdienen als der 
Lehrer inmitten einer Landbevölkerung, der nur Fr. 1000 Be- 
soldung erhält, während der guten Jahreszeit jedoch volle Müsse 
hat, sein Feld zu besorgen und auf dem Lande zu arbeiten. 
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Wie sollen so verschiedenartige Verhältnisse richtig abgewogen 
werden ? 

Dennoch aber anerkennen wir, dass im Sinne der Forde- 
rung der schweizerischen Lehrer etwas zu thun sei. Es wäre 
eine allgemeine Norm aufzustellen, nach welcher die Eantoae 
ihren Primarlehrem Existenzbedingungen zu schaffen hätten, 
die denen der Mittelklasse der Gewerbtreibenden, Handwerker 
und Landleute derselben Gegend gleich ständen. Hier könnte 
man freilicli die Frage aufwerfen, ob der Bund kompetent dazu 
sei? Wir antworten Ja, im Falle der Kanton nicht dazu ge- 
laugte, seinen Kindern einen genügenden Unterricht zu ertheilen 
und es erwiesen wäre, dass die Lehrer zu schlecht besoldet 
und folglich unfähig sind oder der Schule die unerlässliche Zeit 
nicht widmen können. Im entgegengesetzten Falle aber ist die 
Frage mindestens zweifelhaft. 

Aus Vorhergehendem ergibt sich unserer Ansicht nach die 
Schlussfolgerung, dass der Erlass eines Bundesgesetzes, welches 
in die Einzelnheiten, in's Mark der Frage eingriffe, ein Werk 
voll schwieriger Hindernisse ist, dass ein solches Gesetz unaus- 
bleiblich die Feindseligkeit der Bevölkerung wachrufen und beim 
Referendum verworfen wflrde , oder wenn es durchginge , nur 
unvollkommen zur Vollziehung käme. 

Das einzige Bundesgesetz, zu dem gerathen werden könnte, 
wenn man doch eines schaffen will , ist ein Gesetz , das sich 
darauf beschränkte, den Artikel 27 nach seinen allgemeinen 
Beziehungen hin zu entwickeln und das den Kantonen einen 
weiten Spielraum bei Anwendung der Verfassungsgrundsätze 
Hesse. 

Man muss sich die Frage stellen, ob ein solches Gesetz im 
gegenwärtigen Moment viele Aussichten hätte, angenommen zu 
werden; diesa lässt sich bezweifeln. Mehr als jedes andere 
Gesetz wflrde es das Schweizervolk in seinem tiefsten Empfin- 
den berühren und Alle diejenigen, denen die Entwicklung der 
Bundesverfassung ein Stein des Anstosses ist, gegen sich ver- 
einigt sehen. Wäre es also nicht besser, mit einer solchen 
Aufgabe zu warten, bis ein frischer Lebenshauch die Ge- 
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müther erquickt, bis ein neuer Fortschrittseifer wiederum die 
Mehrheit der Nation erfasst hat? Der Tag wird kommen, an 
dem man des dumpfen Drucks, der jetzt auf uns lastet, sich 
entledigen wird. Ist es nicht gerathener, diesen günstigen 
Augenblick abzuwarten, ehe man einen gesetzgeberischen Ver- 
such von solcher Tragweite unternimmt, wenn derselbe über- 
haupt als unumgänglich nothwendig betrachtet wird? 

Diess unsere persönliche Anschauung, 



VI. Prinzipien, welche gegebenen Falls einem Bundes^esetz 

als Grundtage dienen könnten. 

Wenn wirklich früher oder später die Ansicht zur Geltung 
gelangt, dass ein Bundesgesetz erlassen werden soll, so wären 
es folgende Grundprinzipien, die demselben zur Basis dienen 
könnten. Wir haben es nämlich versucht, einen Gesetzentwurf 
zu redigiren, der unsere Ideen über die Materie zusammen- 
fasst, und lassen ihn hier folgen: 

Bundesgesetz 

betreffend 

den FrimaiTiiitexTichLt. 



Die Bundesversammlung 

der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht des Artikels 27 der Bundesverfassung und 
des Artikels 4 der Uebergangsbestimmungen derselben; 



in der Absicht, das Recht der Aufsicht und Intervention 
des Bundes in Sachen des Primarunterriehts zu ordnen, 



I. Leitung der Schulen. 

Art. 1. Die Kantone sorgen für den Primaninterricht ge- 
mäss den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes. 

Art. 2. Der Primarunterricht steht ausschliesslich unter 
staatlicher Leitung. Er bildet einen Zweig der kantonales 
Verwaltung. 

Jede Schule muss in eingehender Weise mindestens ein 
Mal im Jahre von einem Abgeordneteu der Kantonsbehörde 
inspizirt werden. 

Jede Gremeinde muss eine ErziebungskommissiOD besitzen, 
welche über den guten Fortgang der Schulen zu wachen hat, 
Die Befugnisse dieser Kommission können vom Gemeinderath 
ausgeübt werden, wenn die kantonale Gesetzgebung diess vor- 
schreibt. 

Art. 3. Es wird ein eidgenössisches Bureau für den öffent- 
lichen Unterricht errichtet, welches zum Ressort des eidgenös- 
sischen Departements des Innern gehört. Dieses Bureau hat 
die Aufgabe, die pädagogischeu und statistischen Nachweise über 
den Zustand des Primarunterriehts in den Kantonen zu sammeln 
und jährliche Berichte darüber zu veröffentlichen. 



II. Organisation und Dauer des Unterrichts. 

Art. 4. Der Primarunterricht ist unerlässlich für jeden 
Bürger. (S. Kap. HI.) Er ist obligatorisch. 

In den öffentlichen Schulen soll er im ganzen Gebiete der 
Eidgenossenschaft mit Beginn des Wintersemesters 1879/18Ö0 
unentgeldlich sein. 

Art. 5. Der Primarunterricht soll in der Regel für jedes 
Kind eine Minimaldauer von neun Jahren haben. 



I 
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Dieser Zeitraum kann durch die Kantonsgesetze in zwei 
Perioden getheilt werden : die erste, welche mindestens sechs 
Jahre umfasst und während deren der Schulbesuch für sämmt- 
liehe Stunden des täglichen Lehrplans obligatorisch ist; die 
zweite, welche den Rest der Dauer des Primarunterrichts um- 
fasst und während deren die Zahl der Schulstunden für solche 
Schüler, welche bei dem in der ersten Periode empfangenen 
Unterricht entschiedene Fortschritte gemacht, verringert wer- 
den .darf. 

Es steht jedoch den Kantonen frei, diese Eintheilung nicht 
anzunehmen und sich mit acht Jahren vollen Schulbesuchs zu 
begnügen. 

Art. 6. Jede Gemeinde soll für sich allein oder in Gemein- 
Schaft mit anderen Gemeinden eine mit Ausnahme der Ferien 
während des ganzen Jahres offene Schule besitzen. Gewisse 
Verhältnisse, wie die über, einen weiten Raum zerstreuten Woh- 
nungen, die geringe Anzahl schulpflichtiger Kinder u. s. w. sollen 
indessen berücksichtigt werden, und die Ermächtigung zum 
Halten temporärer Schulen soll in Folge dessen gestattet sein. 

Jeder von der Hauptschule entfernte Häuserkomplex, der 
mindestens 15 Kinder zählt, die in der rauhen Jahreszeit die 
Schule nicht regelmässig besuchen könnten, soll auf Kosten der 
Gemeinde eine temporäre* Winterschule besitzen. 

Art. 7. Jede permanente Schule soll mindestens 40 Wochen 
im Jahr und 24 Stunden in dqf Woche geöffnet sein. Befreiungen 
vom Schulbesuch wegen gewisser Landarbeiten können' nur 
Kindern über 12 Jahren und nur unter der Bedingung gewährt 
werden, dass der Grad der von ihnen erworbenen Kenntnisse 
diess gestattet. 

Die temporären Winter- oder Sommerschulen sollen eine 
Dauer von mindestens vier vollen Monaten haben. Kindern, 
welche nur eine temporäre Schule im Jahr besuchen, kann 
weder die in Art. 5, AI. 2 gestattete Verrineerung der Stunden- 
zahl zu Gute kommen, noch können ihnen Ausnahmsferien zu 
landwirthschaftlichen Zwecken gewährt werden. 
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Art. 8. Der Schulbesuch soll sowohl von den Ortskom- 
missionen, wie von der Kantonsbehörde streng kontrolirt werden. 
Zu diesem Zwecke wird Tag für Tag von dem Lehrer jeder 
Schule regelmässig ein Register gehalten. 

Begründete Versäumnisse sind ausschliesslich solche, welche 
verursacht werden durch : Krankheit des Kindes, eine schwere 
Krankheit oder Trauerfall in der Familie, Ausbleiben wegen zu 
schlechten Wetters, oder endlich gewisse ausnahmsweise Um- 
stände, über welche die Ortskommission zu urtheilen hat.' 

Auf nicht begründete Versäumnisse erfolgt zuerst eine 
Warnung an die Eltern oder Vormünder, und wenn solche Ver- 
säumnisse wiederholentlich vorkommen, wird auf eine Busse 
erkannt. Wegen ersten Rückfalls in demselben Jahre wird die 
Busse verdoppelt und bei erneuertem Rückfall in demselben 
Jahre kann gegen die Eltern und Vormünder je nach der 
Schwere des Falles auf Gefängnissstrafe erkannt werden. 

Die kantonalen Gesetze und Verordnungen setzen das 
Nähere über die Vollziehung dieses Artikels fest. 



III. Lehrgegenstände und Lehrmittel. 

Art. 9. Die obligatorischen Lehrgegenstände für die Primar- 
scholen sind: 

1) Die Muttersprache (Lesen, Schreiben und Aufsatz). 

2) Kopfrechnen und schriftlicBes Rechnen (die vier Spezies 
mit den Dezimalbrüchen und die verschiedenen Anwendungen 
der Regeldetri.) 

3) Geographie (mit den Elementen der Kosmographie), 

4) Vaterländische Geschichte und Verfassungskunde. 

.risches Zeichnen. 

Grundzüge der Gesundheitslehre und Natur- 
ale ^r Landwirthschaft für ackerbautreibende 

; Mädchen weibliche Handarbeiten. 



— 145 - 

Art. 10. Die Kantone setzen das Programm fttr diesen 
Unterricht fest. Der Bundesrath ist berechtigt, darüber zu 
wachen, dass dieses Programm genügend sei und in angemessener 
Weise ausgeführt werde. 

Der Bundesrath kann ein Programm als Minimum der 
Kenntnisse aufstellen, die jedes Kind in der Primarschule er- 
werben muss; dieses Programm soll jedoch den Kantonen in 
Beziehung auf die Einzelnheiten in der Organisation des Unter- 
richts freien Spielraum gewähren. 

Art. 11. Die öffentlichen Schulen sollen von den Ange- 
hörigen aller Bekenntnisse ohne Beeinträchtigung ihrer Glaubens- 
und Gewissensfreiheit besucht werden können. (Art. 27, AI. 3 
der Bundesverfassung.) 

Der konfessionelle Unterricht darf desshalb in den öffent- 
lichen Schulen nicht obligatorisch sein ; der Stundenplan soll in 
der Weise festgestellt werden, dass jener Unterricht den regel- 
mässigen Gang der Schule nicht stört; mit Rücksicht auf die 
übrigen Fächer soll jedes Lehrbuch, jeder Unterricht mit kon- 
fessionellem Charakter streng aus den öffentlichen Schulen ver- 
.bannt sein. 

Art. 12. Die Lehrmittel sind der Billigung der Staats- 
behörde jedes Kantons unterstellt. Die Bundesbehörde ist 
berechtigt, sie zu jeder Zeit prüfen zu lassen. 

Das Unterrichtsmaterial muss in Beziehung auf Vollstän- 
digkeit dem Programm entsprechen und auf der Höhe der 
Anforderungen der modernen Erziehungskunst stehen. 

IV. Hygieine der Schulen. 

Art. 13. Die Schulhäuser dürfen die Gesundheit der Schüler 
und Lehrer nicht beeinträchtigen; die Säle sollen in genügen- 
dem Maasse Raum und Luft enthalten, die Tische und Bänke 
sollen zweckentsprechend sein. 

Die Kantone werden sich bestreben, diejenigen Gebäude 
und Räumlichkeiten, welche diesen der Anforderungen nicht ent- 
sprechen, möglichst verbessern zu lassen. 

10 
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Art. 14. Kinder, welche mit ansteckenden oder ekelhaften 
Krankheiten behaftet sind, werden aus der Schule entfernt; die 
Ortskommission wird jedoch daftlr sorgen, dass sie, wenn ihr 
Zustand sich verlängert, in anderer Weise den für sie ange- 
messenen Unterricht erhalten. 

So weit es möglich, geschieht dasselbe für Kinder, die 
wegen körperlicher oder geistiger Schwäche die Schule nicht 
besuchen können. 

Art. 15. Der Turnunterricht in der Primarschule wird 
durch eine spezielle eidgenössische Verordnung nach Massgabe 
des Art. 81 des Gesetzes über die Militärorganisation geregelt. 

V. Vom Lehrpersonal. 

Art. 16. Niemand darf Primarunterricht ertheilen, der 
nicht nach bestandener theoretischer und praktischer Prüfung 
von der staatlichen Kantonsbehörde durch ein Diplom dazu 
berechtigt worden ist. Der Bundesrath kann, wenn es als nöthig 
befunden wird, mit Berücksichtigung der kantonalen Verschieden- 
heiten ein obligatorisches Programm für diese Prüfungen fest- 
setzen. 

Der Bund behält sich vor, gemäss Art. 33 der Bundes- 
verfassung, Diplome auszustellen, welche für die ganze. Schweiz 
Gültigkeit haben. Die Bestimmungen bezüglich der Ernennung 
der Lehrer bleiben den Kantonen anheimgestellt. 

Art. 17. Der Bund wird sich an der Heranbildung der 
Lehrer und Lehrerinnen betheiligen, sei es- durch Gründung 
einer Normalschule, deren Eintheilung und Programm durch 
ein Spezialgesetz bestimmt werden sollen, sei es durch Ver- 
ständigung mit den Direktionen schon vorhandener Lehrer- 
bildungsanstalten. (Art. 27, AI. 1 der Bundesverfassung.) 

Art. 18. Nach erfolgten eingehenden Untersuchungen der 
Existenzbedingungen, Löhne u. s. w. in den verschiedenen 
Landestheilen der Schweiz wird ein Bundesgesetz die Minima 
der Besoldungen der Primarlehrer und Primarlehrerinnen nach 
Kantons- und örtlichen Gruppen feststellen. 



^ 
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Der Bundegrath wird endgültig Über die Eescbwerden ent- 
scbeideii, zu denen in speziellen Fällen diese Besoldungsakala 
Veranlassung geben könnte. 

Art 19. Die Lehrer kdnncQ außerhalb der periodischen 
Wiederwahl nur 'durch die Kantonsregierungen und in Folge 
eines kontradiktorischen Prozessverfahress abgesetzt werden, 
wobei die Ortsschulbehörde, der kantonale Schulinspektor, sowie 
der Lehrer selbst zu vernehmen sind. 

Das Kecht des Kekurses an die Bundesbehörde gegen kan- 
tonale Entscheidungen ist vorbehalten. 

VI. Privater Primarunterricht 

Art. 20. Obige Bestimmungen, mit Ausnahme der Art. 4, 
zweites Alinea, 11, 18 und 19, sind auf private Primarschulen 
anwendbar, die sich allen an die öffentlichen Primarschulen 
gestellten Forderungen zu unterziehen haben, und ebenfalls 
unter staatliche Leitung und Aufsicht gestellt sind. Die kan- 
tonale Gesetzgebui^ bestimmt, in welcher Weise diese Aufsicht 
zu üben ist, 

Art. 21. Eltern, welche ihre Kinder im Schoosse ihrer 
Familie unterrichten lassen, haben gegenüber der Ortskommis- 
sion den Beweis zu leisten, dass der ertheilte Unterricht wirk- 
lich genügend ist. 

Art. 22. Die kantonale oder auch die Ortsbehörde hat 
das Recht, jedes Kind der öffentlichen Schule zuzuweisen, wel- 
ches einen Privatunterricht erhält, der als ungenügend be- 
trachtet wird. 

Ausserdem kann die kantonale Behörde die Schliessung 
jeder Privatschule anordnen, die sich andauernd mit den Be- 
stimmungen gegenwärtigen Gesetzes in Widerspruch befindet. 
In diesem Falle ist jedoch der Rekurs an die Bundesbehörden 
vorbehalten. 
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VII. Verschiedenes und Schlussbestimmungen. 

Art. 23. Den Kantonen wird eine Frist von zwei Jahren 
eingeräumt, um ihre Gesetze und Verordnungen mit gegen- 
wärtigem Gesetze in Uebereinstimmung zu bringen und sie der 
Bestätigung des Bundesrathes zu unterbreiten. 

Nach Ablauf dieses Zeitraumes wird der Bundesrath die 
Massregeln treffen, die er im Interesse des Schulwesens der 
zurückgebliebenen Kantone für nothwendig erachtet. 

Art. 24. Die Kantone haben dem Bundesrath und dessen 
Vertretern die Mittel an die Hand zu geben, damit diese direkt 
oder indirekt sich Gewissheit über die Art und Weise ver- 
schaffen können, in der die Bestimmungen des Artikels 27 der 
Bundesverfassung von ihnen vollzogen werden. 

Art. 25. Auf Grundlage der Bestimmungen des Bundes- 
gesetzes vom 17. Brachmonat 1874, die Volksabstimmung über 
Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse betreffend, ist der Bundes- 
rath beauftragt, die Bekanntmachung dieses Gesetzes zu ver- 
anstalten und den Beginn der Wirksamkeit desselben festzu- 
setzen. 



VIL Allgemeine Scblassfolgeruagen. 

1) Artikel 27 der Bundesverfassung schreibt ein Bundes- 
gesetz nicht vor, steht demselben aber auch nicht entgegen. 

2) Ein einheitliches, ausführliches Gesetz bietet ausnahms- 
weise Schwierigkeiten dar. In jedem Falle muss dasselbe den 
Kantonen so viel Spielraum gestatten, als die im Artikel 27 
ausgesprochenen Prinzipien es irgendwie zulassen. Wollte 
man dabei zu sehr in Einzelnheiten eintreten, so würde das 
Gesetz seinen Zweck verfehlen und die Schulbehörden wie das 
Volk einem unerträglichen System unterwerfen. Die Entwick- 
lung der Verfassungsgrundsätze durch ein Bundesgesetz sollte 



^••. 
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unserer Ansieht naeh über die Grundzüi 
gegebenen Gesetzentwurfes nicht hinausgi 

3) Gegenwärtiger Zeitraum, wo so 
finanzielle Sorgen die Eidgenossenschaft 
nicht zum Erlags eines Bundeägesetzes Q' 
rieht geeignet. Nichtsdestoweniger musa 
Volksschule mehr und mehr ein Gegenst 
Bundesbehörden sein. 

4) Zu diesem Zwecke und in jedei 



, das eidgenössische Departement d. 
Übung einer wirksamen, doch keii 
Aufsicht aber die Vollziehung d< 
zu orgauisiren; 

mit den Rekrutenprilfungen fort 
System derselben zu verbessern, 
ein möglichst getreuer Ausdruck 
Standes seien; 

jährlieh einen allgemeinen Bericl 
des Volksunterrichts in der Schwe 

, die Kantone durch verschiedene 
ihrer Aufgabe anzufeuern und 
gegen diejenigen zu ergreifen, wel 



ein Minimalprogramm aufzustelle 
standen nur als die äusserste Gri 
von den durch äussere Verhältnii 
ihrer Geistesentwicklung begUnst 
reichen wäre ; 

die Heranbildung tüchtiger Lehrei 
unterstützen , entweder durch Ei 
mehrerer Normalsehulen, sobald < 
uössischen Finanzen diess gestat! 
ständigung mit der Direktion scboi 
schulen (Art. 27 der Bundesverfai 
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ff. zu prüfen, ob es nicht in jedem Falle angemessen wäre, 
dass die Lehrer auf der Basis eines von der Bundes-* 
behörde gutgeheissenen Programms ausgebildet würden 
und Fähigkeitszeugnisse erhielten, welche für die ganze 
schweizerische Eidgenossenschaft Gültigkeit hätten* 
(Art. 33 der Bundesverfassung.) 



Diess sind die Anschauungen des unterzeichneten Departe- 
ments über die wichtigen, in Folge eines Postulats des National- 
rathes seiner Prüfung überwiesenen Fragen. Wenn der Bundes- 
rath sie theilt, so h^anl/ragen wir, gegenwärtigen Bericht zum 
Gegenstand einer Botschaft an die Bundesversammlung zu be- 
nutzen, einer Botschaft, die wir dieselbe ersuchen werden, zu 
Protokoll zu nehmen, was uns als Beweis gelten Würde, dass 
sie mit unserer Auslegung des Artikels 27 der Bundesverfassung 
und mit dem Gange einverstanden ist, den wir zur Vollziehung 
jenes Artikels glauben einschlagen zu müssen. 
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